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 W ie die anderen Themenjahre der Luther- 
bzw. Reformationsdekade auch lenkt 
das Thema des Jahres 2014 „Reforma­

tion und Politik“ den Blick auf eine faktisch nur 
schwer entwirrbare, aber darum nicht weniger 
nachhaltige Wirkungsgeschichte der Reforma­
tion. Dass diese Reformation den Versuchungen 
der Macht unter den damals herrschenden Be­
dingungen ebenso erlegen war wie umgekehrt 
die Landesfürsten, Stände und Städte diese für 
ihre politischen Machtinteressen nutzten, dürfte 

im Grundsatz jedem vor Augen 
stehen. Im Detail allerdings sind 
die Verwicklungen und Abhän­
gigkeiten nicht leicht zu entwir­
ren. Aber eine derartig kraftvolle 
Bewegung schreibt unweigerlich 
selbst Macht- und Politikge­
schichte. Dabei hatten die refor­
matorischen Erkenntnisse viele 

Einsichten bereitgestellt, um Verirrungen in die 
(Macht-)Politik zu vermeiden: sie forderten die 
Trennung der Reiche zur Rechten und zur Linken 
Gottes und lehrten die Unterscheidung der zwei 
Regierweisen Gottes. Aber faktisch ist es ihnen 
selbst so wenig wie ihren Kindern und Kindes­
kindern gelungen, diese Unterscheidungen und 
Zuordnungen immer durchzuhalten. Auch in 
diesem Themenbereich gilt, was auch sonst mit­
unter gesagt wurde: Der theologisch überzeu­
gende Umgang mit Macht und Politik war der 
Reformation in die Wiege gelegt, – da aber blieb 
er oftmals liegen.

 I. Historisch Interessierte werden nun beson­
ders neugierig sein auf die Menschen und 

Geschehnisse jener Zeit, in denen diese Entwick­
lungen angelegt wurden: Was wissen wir heute 
über die vergangenen Lebenswelten, was über die 
agierenden Personen? Welche politischen Ver­
hältnisse herrschten damals, welche Fragen ha­
ben damals die Menschen bewegt, welche Mächte 
setzten sich durch, welche nicht? Wer sich über 
diese Vergangenheit genauer informieren möch­
te, sei auf die wissenschaftlichen Studien verwie­
sen, die gegenwärtig ein immer präziseres Bild 
der damaligen Zeit zeichnen. Die Biographien zu 
Martin Luther von Volker Leppin (2. Aufl. 2010) 
und Heinz Schilling (2012) oder die Reformations­
geschichte von Thomas Kaufmann (2009) zeigen 
zwar unterschiedliche, aber historisch eindrück­
liche Bilder der damaligen Ereignisse. Dabei tritt 
immer deutlicher vor Augen, dass weder Martin 
Luther noch die anderen Reformatoren gleichsam 
„das Rad neu erfanden“, sondern in weiten Teilen 
Anfänge und Impulse der spätmittelalterlichen 
Theologie und Politik aufnahmen und verstärkten. 

Die Reformation funktionierte wie eine Art Ka-
talysator: Viele Elemente gab es schon, sie wur-
den durch die theologischen Einsichten vertieft, 
konzentriert und beschleunigt. Eine vergleich­
bare Einschätzung legt sich im Blick auf die lang­
fristigen politischen Folgen der Reformation nahe: 
Zwar urteilt Heinz Schilling, dass Luther und 
seine Wirkungsgeschichte dazu beitrugen, dass 
„Deutschland im 19. Jahrhundert als ‚verspätete 
Nation‘ einen ‚langen Weg nach Westen‘ anzutre­
ten hatte“ (Schilling, S. 627), aber zugleich heißt 
es: „Luther war beileibe kein Fürstenknecht“ (ebd., 
S. 625), und ihm wäre die im 19. Jahrhundert herr­
schende Ideologie von „Thron und Altar“ völlig 
fremd gewesen. Eine gerade Linie von der Refor­
mation zur modernen Politik gibt es nicht, weder 
negativ (von Luther über Friedrich den Großen 
und Bismarck zum Nationalsozialismus) noch po­
sitiv (von Calvin über Max Weber zur modernen 
Lebenswelt). Viele historische Studien stellen die 
weitere Entwicklung der reformatorischen Im­
pulse in der Wechselwirkung von Aufnahme und 
Ablehnung dar und zeigen auf, dass es oftmals die 
nicht-intendierten Folgen der Reformation sind, 
die beachtliche Wirkungen zeitigten. Aber all die­
se Fragen sind unerhört komplex und können hier 
nicht angemessen aufbereitet werden. 

II. Das Interesse des hier vorgelegten Ma­
gazins „Reformation. Macht. Politik.“ 

besteht darin, die Relevanz reformatorischer 
Grundeinsichten für unser Leben und für un­
sere gegenwärtige Wirklichkeit deutlich werden 
zu lassen. Die Beiträge knüpfen deshalb zwar an 
einzelne historische Aspekte an, sie beziehen sie 
aber auf unsere Gegenwart. Damit ist die Hoff­
nung verbunden, dass diejenigen, die Impulse 
für die Praxis in Gemeinden, Schulen und kirch­
licher Arbeit suchen, viel Anregendes finden. 
Darüber hinaus sollen elementare Informationen 
zum heutigen evangelischen Verständnis des Ver­
hältnisses von Politik und Religion bzw. Staat und 
Kirche entfaltet werden, denn es wächst in vielen 
Bereichen der Gesellschaft eine Generation he­
ran, für die nicht nur die Reformation und ihre 
Fragestellungen lange her und also weit weg sind, 
sondern auch Kirche, Christentum und Religion; 
es scheint auch hier eine Art „Gedächtnisverlust“ 
zu drohen, der das Gespräch um Reformation 
und Politik nicht eben erleichtert. Deswegen ran­
ken sich sehr viele der hier aufgenommenen Ar­
tikel um diese Frage: Wie ist heute das Verhältnis 
von Kirche und Politik, Religion und Gesellschaft 
aus reformatorischer Sicht so zu beschreiben, dass 
die Pluralisierung der Religionen und das Ende 
des christlichen Monopols ebenso im Blick blei­
ben wie die Erfahrungen des 20. Jahrhunderts 

im Umgang mit (Macht-)Politik? Dass es hier ge­
genwärtig auch erhebliche Diskussionen z.B. zu 
Themen wie Staatsleistungen, Subsidiarität oder 
Arbeitsrecht gibt, ist nicht zu übersehen; aber die­
se Diskussionen können dann zu konstruktiven 
und konkreten Ergebnissen führen, wenn die 
Grundlagen des heutigen Verhältnisses von Staat 
und Kirche auf beiden Seiten nicht unklar sind. 

 III. Dieses Magazin will zuerst informie­
ren und aufklären, es will Akzente 

setzen und Linien aufzeigen, es will Anregungen 
geben für die Gestaltung des Themenjahres 2014 
und Schneisen schlagen durch das (historische) 
Dickicht. Und es will die politische Mitverant­
wortung eines Christenmenschen für die heutige 
gesellschaftliche Wirklichkeit stärken, denn die 
„Demokratie braucht Tugenden“, also Menschen, 
die sich mitverantwortlich wissen „für die frei­
heitliche Demokratie des Grundgesetzes …, weil 
diese in besonderer Weise dem christlichen Men­
schenbild“ entspricht. (vgl. Demokratie braucht 
Tugenden, Gemeinsames Wort 2006, S. 12). Die 
Konzeption des Heftes basiert auf der Grundüber­
zeugung, dass die fördernde Neutralität, die der 
demokratische Staat in Deutschland gegenüber 
allen Kirchen und Religionen an den Tag legt, 
der gegenwärtig überzeugendste Weg ist, Werte 
wie Gerechtigkeit und Frieden, Solidarität und 
Barmherzigkeit in einer modernen Gesellschaft 
zu stärken. Denn auf diese Weise werden genau 
jene Quellen gefördert, die eine Demokratie selbst 
nicht garantieren kann. Der in anderen Teilen 
Europas beschrittene Weg einer monopolartigen 
Dominanz einer Religion bzw. Kirche in einem 
Land führt oftmals zu einer ethisch normierenden 
und pluralitätsskeptischen Haltung des Staates, 
der Phänomene der Pluralisierung und Individu­
alisierung nicht recht integrieren kann. Und der 
konsequent laizistische Weg im Umgang mit den 
Religionen bzw. Kirchen in anderen Ländern Eu­
ropas wiederum führt zu einer Privatisierung der 
Religionen, die die Transparenz der Religionen 
gefährdet. In die Unsichtbarkeit abgedrängte Re­
ligionen aber können den öffentlichen Diskurs 
vermeiden - eine ungute Entwicklung. Der mit 
der Reformation gesetzte Differenzierungsschub 
setzte eine Lerngeschichte frei, die Staat und 
Kirchen, Gesellschaft und Religion in guter Wei-
se zu unterscheiden und zuzuordnen vermochte. 
Religionen und Kirchen haben eingesehen (oder 
sollten eingesehen haben), dass sie nicht selbst 
Politik machen, sondern Politik möglich machen 
sollen. Es ist die „Autorität des bittenden Christus“ 
(Eberhard Jüngel), die die Kirchen zu Mahne­
rinnen der Gerechtigkeit und Anwältinnen not­
wendiger Transformationen macht, nicht aber die 

politische Macht einer Kirche, auf die zu hören ein 
Staat nicht aus Einsicht, sondern aus Berechnung 
genötigt wird. Und eben dieser auf alle Macht, 
Gewalt und Herrschaft verzichtende Christus des 
Evangeliums – der ist reformatorisches Urgestein.

IV. Mit dieser Einschätzung verbindet sich 
zuletzt die Frage nach dem theologischen 

Thema, das sich mit dem Themenjahr 2014 „Re­
formation und Politik“ ähnlich verbindet wie das 
Thema „Schatten der Reformation“ mit dem The­
menjahr 2013 „Reformation und Toleranz“? So 
komplex die historischen Sachverhalte sind und 
so viele ambivalente Wirkungen die Reformation 
zeitigte: Es bleibt die Frage, ob man die Reforma-
tion als Segen für die (westliche) Gesellschaften 
betrachten kann oder nicht. Haben die Impulse der 
Reformation in Aufnahme und Ablehnung zu ei­
ner Stärkung der politischen Kultur und Humanität 
geführt oder schwächten sie diese? Man muss bei 
dieser Frage weder den geschichtsphilosophischen 
Idealismus Georg Friedrich Hegels teilen noch den 
Abendlandpessimismus Oswald Spenglers, um sich 
vor der Frage nach der Deutung dieser Historie 
wiederzufinden. Erinnerungskultur ist immer auch 
Deutung der eigene Herkunftsgeschichte; kann 
man allen politischen Irrungen und Wirrungen 
zum Trotz dennoch mit Dank und auch Stolz auf die 
Väter und Mütter der Reformation zurückschauen 
in der Überzeugung, dass mit ihrer Wiederentde­
ckung des Evangeliums und der in diesem Evange­
lium gebundenen Freiheit des Gewissens, mit ihrer 
Weltaufwertung und ihrer Unterscheidungskunst 
die Geschicke der Profangeschichte zum Besseren 
lenkte? Luther selbst hatte ebenso wie die ganze 
Generation ein apokalyptisches Weltbild, er sah das 
Weltende unmittelbar bevorstehen; aber gehört dies 
zum Kernbestand reformatorischen Glaubens, den 
wir heute etwa in ökologischen Kategorien fort­
schreiben? Oder gilt es trotz der verschlungenen 
Wege der Wirkungsgeschichte die Überzeugung 
zu vertreten, dass die Reformation ein von Gottes 
Geist und seinem Evangelium initiierter Schritt 
ins Freie und Helle war, der gute Gründe für eine 
Jubiläumsfeier freisetzt? Wirkt Gott(es Wort) doch 
Geschichte? Denn wenn man hier zuversichtlich 
zu urteilen vermag, dann kann man auch die ak­
tualisierenden Fragen konstruktiv aufnehmen: Was 
haben wir aus den historischen Einsichten damals 
weiterentwickelt? Welche Potentiale stecken in ih­
nen für heute? Haben wir das, was damals richtig 
war, auf eine gute Weise in neue Zeiten „übersetzt“? 
Und können wir trotz der historischen Ferne und 
Fremdheit der Geschichten etwas daraus lernen? 
Die Geschichten der Reformation schreibt jede Ge­
neration neu, – Gott sei Dank, denn nur so können 
sie auch unsere eigenen Geschichten werden. 

  Staat und Kirche  
sind nicht eins.  

Diese Erkenntnis der 
Reformatoren brachte 

neue Freiheit, die  
es immer wieder neu 

zu gestalten gilt  
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ist Vizepräsident des 
Kirchenamtes der EKD 
in Hannover. Er leitet die 
Hauptabteilung II „Kirch-
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 D ie Kirchen der Reformation verdanken 
sich nicht nur dem theologischen Neuauf­
bruch der Reformatoren. Ohne den Schutz 

der zum neuen Glauben übergetretenen Landes­
herren hätten sich die Ideen der Reformation 
kaum dauerhaft etablieren können. Die Fürsten 
garantierten nicht nur den äußeren Schutz der 
neuen Kirche. Die staatliche Administration gab 
ihr auch die innere Struktur, die mit der Tren­
nung von den Altgläubigen verloren gegangen 
war. Kritik an der Vermischung von geistlicher 
und weltlicher Macht in der römischen Kirche 
und die eigene Inanspruchnahme der Politik ge­
hen somit Hand in Hand: Während man gegen­
über dem Papsttum und den Fürstbischöfen, aber 
auch gegenüber den Ideen der Täufer, dem radi­
kalen Flügel der Reformation, die Unterscheidung 
von Religion und Politik betonte, war man in den 
eigenen Territorien um eine neue Zuordnung 
von Kirche und Obrigkeit bemüht. Die evange­
lisch gewordenen Fürsten werden nicht nur in die 
Pflicht genommen, den Schutz nach außen sicher­
zustellen. Ihnen werden auch die Kirchenaufsicht, 
die Verantwortung für Bildung und Erziehung 
und die evangelische Lebensführung überhaupt 
übertragen. Das verstand man nicht im moder­
nen Sinne als Ergebnis politischer Willensbil­
dung, von Abstimmungen oder Vertragsschlüs­
sen. Die Reformatoren dachten hier grundlegend 
anders: Gott hat die Obrigkeit genau zu diesem 
Zweck eingesetzt. Sie führt das Schwert, um die 
Ordnung und die rechte Lebensführung zu ga­
rantieren. Aus diesen Aufgaben ergeben sich ihre 
Legitimation wie ihre Grenzen. Denn so sehr von 
den Christen mit Röm 13,1 Gehorsam gegenüber 
der Obrigkeit gefordert ist, so sehr gilt auch mit 
Joh 18,36: „Mein Reich ist nicht von dieser Welt.“ 
Die Obrigkeit darf sich daher nicht in die Aufga­
ben des geistlichen Amtes einmischen.

So klar diese Aufgabenteilung auf den ersten 
Blick aussieht, so problematisch war sie in der 
Praxis. Denn diese Funktionszuschreibung ist 

PRODUKTIVES 
SPANNUNGS­

VERHÄLTNIS  
Zwei Seiten einer Medaille? Der Staat und der  

Protestantismus   VO N RE I N E R AN SE L M
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obachten, die im Protestantismus lange Zeit als 
das leitende soziale Ordnungsmodell galt. Das 
aus der Antike stammende Modell gliederte 
das Gemeinwesen in die staatliche Verwaltung, 
die kirchliche Administration sowie den Be­
reich der häuslichen Wirtschaft – mit dem Ziel, 
die prinzipielle Gleichwertigkeit aller Stände in 
den reformatorischen Kirchen aufzuweisen: Die 
Amtsträger in der Kirche sind den Laien und der 
Obrigkeit nicht übergeordnet, sondern gleichbe­
rechtigt. Allerdings konnte dasselbe Bild auch 
eine andere Assoziation nahelegen: den Ein­
druck, dass die göttliche Ordnung gestört werde, 
wenn sich ein Stand in die Geschäfte des anderen 
einmischen wollte, etwa das Bürgertum in die 
Geschäfte der Politik. Die Theologen wiederum 
wussten das Schema durchaus in ihrem Sinne zu 
nutzen: Sie betonten, dass es sich um drei Stände 
der Kirche Jesu Christi handele und dass ihnen 
darum eine hervorgehobene Stellung zukomme – 
eine Autoritätszuschreibung, die wiederum von 
Seiten der Politik nicht akzeptiert wurde.

„DREISCHRITT:  
LUTHER –  BISMARCK – HITLER?“  
Die aus dieser Kontroverse resultierenden Kon­
flikte wurden im deutschen Protestantismus nur 
zu leicht zu Lasten des Dritten Standes ausgetra­
gen. Eine zweite aus der Antike übernommene 
Tradition erwies sich dabei für die Beteiligten 
als hilfreich – aus heutiger Perspektive aber als 
äußerst problematisch: Machtausübung muss 
nicht nur auf physischer, sondern auch auf geis­
tiger Stärke beruhen. Das bedeutet: Die Legitimi­
tät einer Herrschaft entscheidet sich daran, ob sie 
die reformatorischen Überzeugungen zum rech­
ten Glauben und rechten Leben teilt und befolgt. 
Ohne Zweifel hat dies nachhaltig zur Entste­
hung des verfassungsorientierten und vor allem 
des wertorientierten Kulturstaates beigetragen. 
Allerdings hatte diese Auffassung auch zur Fol­
ge, dass sich gerade der deutsche lutherische 

eindeutig aus der Perspektive der Theologie ent­
worfen: Ihre Vertreter bestimmen darüber, welche 
Aufgaben der Obrigkeit legitimerweise zukom­
men. Schon bald zeigte sich freilich, dass umge­
kehrt auch die Obrigkeit die Kirche für ihre Ziele 
in Dienst zu nehmen suchte. Daraus erwächst ein 
Spannungsverhältnis, dem von Anbeginn an et­
was Unstetes und Fragiles eignet. Das musste aber 
keineswegs etwas Schlechtes bedeuten, sondern 
konnte sich durchaus als ein produktives Un­
ruheverhältnis darstellen – insbesondere dann, 
wenn sich beide Seiten gegenseitig korrigierten, 
begrenzten und auch zu Weiterentwicklungen 
anregten. Die Beschränkung und Befriedung von 
Religionskonflikten durch das Staatskirchen- so­
wie später das Religionsverfassungsrecht ist dafür 
ebenso ein Beispiel wie die Zurückweisung staat­
licher Absolutheitsansprüche durch die reforma­
torische Unterscheidung von Heil und Wohl, von 
geistlicher und weltlicher Macht. Dieses labile 
Gleichgewicht konnte aber auch leicht aus dem 
Lot geraten. Die Verführbarkeit durch den Nati­
onalismus und, schlimmer noch, den National­
sozialismus sind die dunkelsten Kapitel dieser be­
sonderen Beziehung zwischen Kirche und Staat.  
Dabei ist es für den deutschen lutherischen Protes­
tantismus kennzeichnend, dass er gerade durch 
seine Kritik an der weltlichen Macht der Kirche 
einen engen, mitunter zu engen Schulterschluss 
mit der Politik suchte. Den Eigeninteressen der 
Politik hatte er dann zu wenig kritisches Poten­
zial entgegenzusetzen: Als von Gott selbst ein­
gesetzt und ohne die Autorität eines kirchlichen 
Lehramts als Korrektiv konnte der weltlichen 
Obrigkeit durchaus zu viel Raum für die Ausge­
staltung ihrer Aufgaben zugebilligt werden. Der 
oft erhobene Vorwurf einer Abständigkeit des 
Protestantismus gegenüber der Politik, die Kritik, 
er habe der Politik zu viel Spielraum gelassen, hat 
hier seine Wurzeln.

Die geschilderte Problematik lässt sich gut 
an der Verwendung der Drei-Stände-Lehre be­
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K R E UZ E I M B U N D E STAG, 
tote Soldaten in der Kirche. 
Das sind gewollte und 
inszenierte Berührungs-
punkte. Bei Kirchentagen 
wie hier in Hamburg  
debattiert man gerne mit 
Politikern. Beim Kirchenasyl 
aber werden die Gegen-
sätze zwischen Staat und 
Kirche deutlich. 
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Protestantismus lange Zeit mit modernen 
Staatsauffassungen schwertat. Denn zu dieser 
Vorstellung gehört auch, dass man den Landes­
herrn, der sich am reformatorischen Glauben 
orientiert, als Verkörperung von Gottes welt­
lichem Regiment ansieht,  der dem Übel wehrt 
und die Schwachen schützt. Wie Gott Einer 
ist, so kann auch hier nur Einer herrschen: der 
Landesherr im Staat, der Vater in der Familie. 
Zudem weiß der Landesherr genau, was für die 
Untertanen am besten ist. Daraus resultiert nicht 
nur ein theologisches Votum für die Monarchie, 
sondern auch eine Verklärung paternalistischer 
Strukturen. Mehr noch: Wo die Obrigkeit als 
Verkörperung des von Gott angeordneten Regi­
ments angesehen wird, kommt es zu einer deut­
lichen Abwertung des dritten Standes. Politische 
Ordnungen, die auf dem Zusammenschluss oder 
dem Votum der Bürger beruhen wie die Demo­
kratie, mussten in dieser Perspektive als unver­
einbar mit dem Willen Gottes gedeutet werden. 
Die Distanz des Protestantismus zur Demokratie 
liegt hier begründet, aber auch seine Nähe zum 
Nationalismus im 19. und 20. Jahrhundert: Mit 
dem Aufkommen des Nationalstaates wandelt 
sich der Protestantismus zur Nationalreligion. 
Politische Auseinandersetzungen im Zeitalter 
des Imperialismus und Nationalismus wurden 
dadurch religiös aufgeladen – eine Entwicklung, 
die vor allem den Konflikt mit Frankreich, mit 
Einschränkungen auch mit England motivierte. 

Für den Dreischritt Luther – Bismarck – Hit­
ler, vom französischen Germanisten Edmond 
Vermeil erstmals 1934 formuliert und dann viel­
fältig aufgenommen, gab und gibt es also durch­
aus Anhaltspunkte. Bestimmte Denkfiguren in 
den reformatorischen, besonders in den luthe­
rischen Kirchen ließen eine Mentalität entstehen, 
die sie anfällig machten für den Nationalsozia­
lismus. Im Führerprinzip sah man die Rückkehr 
zum Idealbild der sittlich verantwortlichen Ob­
rigkeit, die die Herrschaft der Masse und damit 
den Widerstand gegen die gottgegebene Ord­
nung beendet. Hitler wusste sich diese Mentali­
tät geschickt und skrupellos zunutze zu machen 
– mit fatalen Konsequenzen auch für den deut­
schen Protestantismus, wie die Folgezeit zeigte. 

PR ÄGEND: EVANGELISCHE SKEPSIS 
GEGENÜBER HIER ARCHIEN    
Dennoch wäre es verkürzt, den Beitrag des Pro­
testantismus zur politischen Kultur in Deutsch­
land auf diese dunkle Seite mit ihren fürchter­
lichen Folgen zu beschränken. Denn gleichzeitig 
trugen die bereits genannten anders gerichteten 
Elemente dazu bei, eine moderne, an den Par­
tizipationsrechten des Einzelnen orientierte 

Staatsform zu fördern. Dabei bleiben die Kir­
chen selbst oft in ihrer institutionellen Bindung 
an den Staat gefangen. Trotzdem befördert die 
evangelische Lehre eine nachhaltige Verände­
rung des politischen Denkens in der Moderne. 
Die Skepsis gegenüber Hierarchien und Autori­
täten, die Hochschätzung des Gemeindeideals 
in manchen Kreisen des Protestantismus, die 
Betonung des allgemeinen Priestertums aller 
Gläubigen sowie von deren unterschiedsloser 
Sündhaftigkeit leisteten wichtige Beiträge für die 
Heraufkunft des modernen politischen Bewusst­
seins. Die Grundrechte, der Verfassungsgedanke, 
die weltanschauliche Neutralität des Staates und 
das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit lassen sich 
auch als – vielfach transformierte – Folgerungen 
reformatorischer Überzeugungen lesen: Jedem 
Menschen kommt von Gott gleiche Würde zu. 
Zwischen geistlicher und weltlicher Macht ist 
strikt zu unterscheiden. Der Mensch ist von sich 
aus nicht in der Lage, das Gute letztgültig zu er­
kennen. – Es bedurfte erst des Zusammenbruchs 
von 1945, damit in Deutschland diese Elemente 
größere Wirkkraft entfalteten. Erst die Perver­
tierbarkeit des Obrigkeitsideals machte den Weg 
frei für eine nachdrückliche Unterstützung des 
freiheitlichen, an Grund- und Menschenrechte 
gebundenen Staates der Bundesrepublik.

ALLE SOLLEN MIT INS BOOT 
Bekanntlich dauerte es dennoch bis in die 1980er 
Jahre, dass die Evangelische Kirche in Deutsch­
land in ihrer Demokratiedenkschrift die Demo­
kratie als Staatsform ausdrücklich befürwortete. 
Anders als es manche Kritiker unterstellten, liegt 
der Grund dafür aber nicht in einer heimlichen 
Sympathie mit nationalsozialistischen oder ob­
rigkeitsstaatlichen Vorstellungen. Dass ein Neues 
werden müsse, dass es keine Kontinuität zu den 
politischen Ideen vor 1945 geben könne, stand 
allen Beteiligten in der Nachkriegszeit deutlich 
vor Augen. Allerdings gab es eine gewisse Skep­
sis, in wieweit diese Auffassung tatsächlich von 
der Mehrheit der Bevölkerung geteilt werde. Im 
Sinne der Verantwortungsübernahme für einen 
Neuaufbruch fremdelten daher manche in Theo­
logie und Kirchenleitung mit dem Gedanken ei­
ner auf der Souveränität des Bürgers gegründe­
ten Staatsordnung. Das kann aber nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass der Protestantismus auf 
der Grundlage seiner geschilderten Leitüber­
zeugungen maßgeblichen Anteil an der Men­
talitätsveränderung hatte, auf der ein stabiler, 
demokratischer Staat in Deutschland entsteht 
– zunächst im Westen, dann immer mehr auch 
im Osten: Die strikte Säkularisierung der Politik, 
die Erkenntnis in die Vorläufigkeit menschlicher 

P RO F. D R . R E I N E R  
A N S E L M ist Professor  
für Ethik an der  
Theologischen Fakultät 
der Georg-August- 
Universität Göttingen. 

Bundespräsident 
J OAC H I M G AU C K  und 
EKD-Ratsvorsitzender 
N I KO L AU S S C H N E I D E R 
im Dom in Ratzeburg.  
 

Unten: Trauerfeier für 
drei in Afghanistan 
gefallene Soldaten im 
Juni 2011 in der evan-
gelischen Epiphanias-
Kirche in Hannover.
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Erkenntnis und die daraus resultierende Relati­
vierung politischer Anschauungen, die Kompro­
misse ermöglicht, sowie der Gedanke der Gleich­
heit aller Menschen sind es, die sich im Raum der 
evangelischen Kirche, auf Synoden und Kirchen­
tagen, aber auch in den Kreisen der Jugendarbeit 
und im diakonischen Engagement verbreiten. 
Dies geschieht zunächst zaghaft, seit den späten 
1950er Jahren mit wachsendem Nachdruck und 
dann, seit den 1970er Jahren mit großer Ge­
schwindigkeit. In ihrer Partizipationskultur, die 
sich nicht zuletzt dem Mangel an Hauptamt­
lichen in der Nachkriegszeit verdankt, werden 
die evangelischen Kirchen zu einer Schule demo­
kratischer Kultur. Das Bewusstsein, selbst ent­
scheiden und selbst Verantwortung übernehmen 
zu können, sei es – um nur zwei große Kontrover­
sen dieser Zeit zu nennen – im Blick auf die Wie­
deraufrüstungs- und die Nachrüstungsdebatte 
oder bei der Elternschaft und Familienplanung 
– fördert und prägt eine demokratische Kultur, 
längst bevor sich die EKD offiziell zur Demokra­
tie als der dem Christentum nahestehendsten 
Staatsform bekennt.

Bis in die 1990er Jahre hinein – und gerade 
auch bei der friedlichen Revolution beim Zusam­
menbruch der DDR – bedeutete Engagement für 
die Demokratie das Engagement für die Freiheit 
des Einzelnen gegenüber autoritärer Bevormun­
dung. Heute liegen die Herausforderungen auf 
einem etwas anderen Gebiet: Protestantisches 
Engagement ist durch das Streben nach umfas­
sender Gleichberechtigung und gesellschaft­
licher Inklusion gekennzeichnet. Differenzen, 
gar Hierarchien oder Ausschlüsse werden mit 
äußerster Skepsis betrachtet. Im Bemühen aber, 
möglichst keinen auszugrenzen und allen ihren 
Platz zu ermöglichen, kommt es zu einer so un­
gekannten „Fundamentalliberalisierung“ (Jür­
gen Habermas), in der nicht mehr Traditionen, 
Überzeugungen und vorgegebene Werturteile 
als Herausforderung und als Bedrohung der ei­
genen Freiheit wahrgenommen werden, sondern 
das Fehlen von Orientierungsmaßstäben, die 
unendlichen Möglichkeiten, aber auch die neuen 
Zwänge, sich zu entscheiden. Eine evangelische 
Ethik des Politischen wird die hier drohende 
neue Paradoxie in den Blick zu nehmen haben: 
Aus dem Bemühen umfassender Inklusion ent­
steht ein Kursverlust der Freiheit, der politisches 
Engagement überflüssig erscheinen und zugleich 
die Sehnsucht nach Orientierung wachsen lässt. 
Das darin liegende Bedürfnis gilt es aufzuneh­
men, ohne die gesellschaftliche Pluralisierung 
zurückdrehen zu wollen. Ein Spagat, der in den 
nächsten Jahren viel Aufmerksamkeit auf sich 
ziehen dürfte. 

 TR AU E RFE I E R 

 G RÜ N DU NGSFEST DE R N O RDKI RCH E 
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 F ragt man nach den Zusammenhängen bei 
der Entstehung der modernen Welt mit 
konfessionellen Orientierungen, ist die 

„übliche“ Geschichte schnell erzählt. Da sei die 
moderne Wirtschaftsweise, der Kapitalismus, im 
Wesentlichen eine protestantische „Erfindung“ – 
so wird es seit den großen Texten Max Webers 
immer wieder kolportiert. Zwar war die Einfüh­
rung des Kapitalismus bei den reformierten, cal­
vinistischen, dann insbesondere puritanischen 
Christen im 16./17. Jahrhundert natürlich nicht 
im Blick. Sie strebten vielmehr nach religiösem 
Heil und letztendlicher Erlösung von dieser Welt. 

Aber als nicht intendierte Nebenfolge sprang aus 
ihren innerweltlichen asketischen Haltungen der 
Kapitalismus nur umso aggressiver heraus. 

Der mittel- und nordeuropäische Sozialstaat 
hingegen wird in diesem Kontext weniger dis­
kutiert. Wenn überhaupt, dann gilt er meist in 
vielfacher Hinsicht als eine zwingende Folge aus 
den wesentlichen Strömungen der katholischen 
Soziallehre. Als deutscher Beleg hierfür wird ger­
ne die Einführung der generationsvertraglichen 
Rentenversicherung 1957 erwähnt, die gegen den 
Widerstand wichtiger Protestanten von katho­
lischen Protagonisten durchgekämpft wurde.

Das abgekürzte, stets umkämpfte Narrativ lautet 
folglich: „die Wirtschaft“ protestantisch – „das 
Soziale“ katholisch. Lange Zeit konnte zumin­
dest der erste Teil dieser Aufstellung auch da­
durch empirisch belegt werden, dass tatsächlich 
die großen Unternehmer Protestanten waren. 
Besonders sinnfällig ist diese Orientierung in der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland zu­
dem darin gewesen, dass seit ihrer Gründung der 
Wirtschaftsminister fast immer ein Protestant 
und der Sozialminister ein Katholik gewesen ist. 
Erst in neuesten Zeiten hat sich dies mit Ursula 
von der Leyen prominent geändert.

Nun zeigt bereits der Blick auf die politische 
Landkarte, dass es insbesondere die nordischen 
Staaten sind, die die weltweit am stärksten aus­
gebauten Sozialstaaten entwickelt haben. Diese 
Staaten sind aber konfessionell in einer großen 
Eindeutigkeit von lutherischen Staatskirchen und 
zum Teil protestantischen Freikirchen geprägt. 
Katholische Einflüsse waren und sind schlicht 
nicht vorhanden. Die staatliche Übernahme der 
zuvor kirchlich beherrschten Bereiche Bildung, 
Fürsorge und soziale Sicherheit Ende des 19. 
Jahrhunderts führte auch nicht zu 
vehementen Konflikten mit der lu­
therischen Staatskirche. Besonders 
kennzeichnend ist zudem, dass in 
diesen Ländern das typisch katho­
lische Subsidiaritätsprinzip als Dele­
gation von staatlicher Verantwortung 
an Subkulturen keine Rolle spielt. Es 
gibt folglich nur die Möglichkeit, hier lutherische 
Wirkungsgeschichte anzunehmen. Damit aber 
wäre der Beitrag des Luthertums zur Moderne 
geradezu spektakulär – und das wäre durchaus 
etwas Neues.

Denn Max Weber und noch deutlicher Ernst 
Troeltsch äußerten sich deutlich negativ zum 
Beitrag des Luthertums für die Moderne: „Die 
Soziallehren des Luthertums sind, wie die ganze 
lutherische Religiosität, ein echter Schössling der 
ganzen, Weltrecht, Besitz, Macht und Gewalt ab­
lehnenden oder indifferenten christlichen Liebes­
religion und Liebesmoral, des Monotheismus, der 
die religiösen Lebenszwecke der gottgeeinigten 
Persönlichkeit für die einzigen wahren und blei­
benden Lebenswerke erklärt und daraus die Lie­
besverbindung der Menschen in gemeinsamer 
Betätigung dieser Werke ableitet.“1 Alles übrige – 
soziale und politische – wäre Aufgabe des Staates.

Nun kann man diese Logik aber auch umdre­
hen: Eben diese Linie der lutherischen Einschär­
fung der sozialen Verantwortung der Obrigkeit 
scheint im Blick auf die Genealogie der modernen 
Sozialstaaten das alles Entscheidende zu sein. Mit 
ihr kommen noch weitere sozialpolitisch wirk­

same Grundentscheidungen Luthers zum Tragen: 
das typische Arbeitsethos und die Berufstheo­
logie demgemäß alle arbeiten sollen und einen 
Beruf hätten. Im Hintergrund wirkt auch die 
Vorstellung des Priestertums aller Gläubigen im 
Sinne eines universalen Gleichheitsethos. 

Diese Sicht der Dinge hat insbesondere der  
wegen seiner Verstrickungen in der Nazizeit 
umstrittene lutherische Theologe Werner Elert 
herausgehoben. „Nicht nur Erhaltung der Macht­
stellung des Staates, nicht nur gesicherte Rechts­
pflege, sondern ‚gemeine Wohlfahrt‘“ werde von 
Luther gefordert. Und: „Wer immer den Staat mit 
Luther als göttliche Stiftung ansieht, womit für 
die Staatsform noch nichts gesagt ist, wird jeden­
falls denen nicht beipflichten, die ihn zur bloßen 
Funktion der Wirtschaft herabsetzen wollen und 
sich davon die Lösung der sozialen Fragen ver­
sprechen.“ „Der Staat ist für alle seine Glieder in 
ideeller und materieller Hinsicht verantwortlich, 
um der Glieder, wie seiner Selbst willen.“2

Von den lutherischen Kirchen war in der Ge­
schichte aufgrund ihrer Theologie tatsächlich 
über die Jahrhunderte nicht zu erwarten gewe­

sen, dass sie sich sozialpolitisch aktiv 
in die Bekämpfung sozialer Missstän­
de einmischten. Genau diese Haltung 
führt jedoch paradoxerweise dazu, 
dass sie auf der anderen Seite dazu 
tendieren, diese Aufgaben dem Staat 
zuzuweisen, der ermahnt wird, betont 
christliche soziale Zielvorstellungen 

zu verfolgen. So verlieren die lutherischen Kir­
chen zwar durch den aufkeimenden Sozialstaat 
an Einfluss. Aber was die Wirkungsgeschichte 
der Reformation von 1517 anbetrifft, so kommt 
Luthers Geist in den entstehenden Sozialstaaten 
erst richtig zum Ausdruck. 

Deutlicher wird, dass der skandinavische So­
zialstaat (und abgeschwächt auch der deutsche) 
in einer säkularisierten Weise Motive eines lu­
therischen „Sozialismus“, insbesondere in der 
Form der Notwendigkeit, dass alle arbeiten sol­
len, aber auch für alle gesorgt wird, aufnimmt. 
Kennzeichnend für die Entwicklung ist, dass der 
Sozialstaat erst dann zum vollen Durchbruch 
kommt, wenn sich die religiösen lutherischen 
Orientierungen und der Einfluss der Kirche ver­
ringern. Aber dies widerspricht nicht einer nach­
haltigen Wirkungsgeschichte des Lutherischen. 
Auf jeden Fall wird einsehbar, dass der skandi­
navisch-nordeuropäische und mitteleuropäische 
Sozialstaat in seiner spezifischen Form weder 
einfach aus reformierten Traditionen noch aus 
der katholischen Soziallehre noch nur aus dem 
Gegensatz von Arbeit und Kapital zu erklären ist. 
Es braucht christliche Grundierung.

P RO F. D R . G E R H A R D 
WE G N E R  ist Direktor 
des Sozialwissenschaft-
lichen Instituts der  
EKD (SI) und außerplan-
mäßiger Professor für 
praktische Theologie an 
der Universität Marburg.

   WER SORGT  
	 SICH UM  
   DIE ARMEN? 
           Der moderne Sozialstaat ist auch  
           aus Luthers Geist erwachsen   
           VO N G E RHARD WEG N E R 

LANGE GALT: 
KATHOLIKEN 

FÜRS SOZIALE, 
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1	� Ernst Troeltsch, Die Sozial
lehren der christlichen 
Kirchen und Gruppen, Bd. 2, 
Tübingen 1912 [ND 1994],  
S. 585.

 
2	� Werner Elert, Morphologie 

des Luthertums, Bd. 2: 
Soziallehren und Sozialord-
nungen des Luthertums, 
München 1931 [ND 1958],  
S. 410 und 428.
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NAH AN DER SACHE, NAH AM MENSCH 
Das Prinzip der Subsidiarität ist wesentlich für unser Zusammenleben in Freiheit    
VO N HAN S U LRICH AN KE

 D ie Reformation als „Meilenstein auf dem 
Weg zu einer demokratischen Gesell­
schaft und aktiven Zivilgesellschaft“ 

– das ist eines von zwei Kernthemen, die Staat 
und evangelische Kirche in der Lutherdekade 
für das Themenjahr 2014 „Reformation und Po­
litik“ gemeinsam aufgreifen wollen. Dabei lässt 
sich manches wiederentdecken, was wesentlich 
für das Zusammenleben in der freiheitlichen 
Gesellschaft ist und doch zunehmend aus dem 
Blick gerät – zum Beispiel das Prinzip der Sub­
sidiarität. 

Häufig wird das Subsidiaritätsprinzip als Er­
rungenschaft der katholischen Soziallehre darge­
stellt. Seine Wurzeln reichen indes weiter zurück: 
Bereits Aristoteles formuliert dessen Grundlagen 
unter dem Eindruck des Spannungsfeldes zwi­

schen dem Bedürfnis nach Gemeinschaftsorga­
nisation und der Freiheit des Individuums. Es 
gibt auch biblische Vorbilder, etwa bei der Ein­
setzung von Helfern für Mose auf Rat von Moses 
Schwiegervater („Nur wenn es eine größere Sa­
che ist, sollen sie diese vor dich bringen, alle ge­
ringeren Sachen aber sollen sie selber richten“ 2. 
Buch Mose 18, 13ff.). Anfang des 17. Jahrhunderts 
nahm der Calvinist Althusius das Subsidiaritäts­
prinzip zu den Grundlagen für die Entwicklung 
eines föderalistischen Gesellschaftsmodells.

Im Kern dient das Prinzip der Subsidiarität 
dazu, Aufgaben möglichst sachnah, ortsnah und 
menschennah erledigen zu lassen. Das begrenzt 
die Macht höherer Entscheidungsinstanzen und 
entlastet sie zugleich. Es geht freilich auch mit der 
Pflicht zur wechselseitigen Unterstützung und 

A LTE N P F LE G E , 
S U P P E N KÜ C H E , 
N AC H H I LF E – im  
Sozialwesen kon-
kurrieren Kirchen, 
Kommunen und viele 
andere Anbieter  
miteinander. Im  
Ergebnis: das  
Gegenteil von Gleich-
schaltung.

Loyalität der unterschiedlichen Organisations­
ebenen einher. Diese unterschiedlichen Aspekte 
des Begriffs werden in seiner Etymologie sinnfäl­
lig: Im Lateinischen bedeutet „subsidiarius“ „Re­
serve“, „subsidium“ ist zu übersetzen mit „Hil­
fe, Beistand, Schutz“. Das Subsidiaritätsprinzip 
schützt durch seine Begrenzungs- (subsidiarius) 
und fördert durch seine Unterstützungsfunktion 
(subsidium) die Eigeninitiative und -verantwor­
tung der „kleinen Einheit“, der Kommunen, der 
freien Wohlfahrtsträger, der Bürger, und ist des­
halb ein wesentlicher Garant für Freiheit und die 
Abwehr staatlicher „Totalitätsansprüche“. Daran 
gilt es zu erinnern, wenn in aktuellen Debatten 
allzu rasch der Ruf nach der öffentlichen Hand 
aufkommt, anstatt auf das Engagement freier ge­
sellschaftlicher Akteure zu setzen. 

Ausgangspunkt solch einer Wiederentdeckung ist 
das reformatorische Freiheitsverständnis. Danach 
wird der Mensch im Glauben zu der Person, die 
von Gott anerkannt und dadurch frei ist. Diese im 
Kern religiöse Erkenntnis der Reformation über 
die Person, ihre Freiheit und ihre Verantwortung 
vor Gott und den Menschen hat tiefgreifend auch 
„das öffentliche Leben, gesellschaftliche Struk­
turen und Wirtschaftshandeln, kulturelle Wahr­
nehmungsmuster und Mentalitäten ebenso wie 
Rechtsauffassungen, Wissenschaftskonzepte und 
künstlerische Ausdrucksgestalten mitgeformt“. 
So hat es der wissenschaftliche Beirat in den „Per­
spektiven für das Reformationsjubiläum 2017“ 
herausgearbeitet, und so hat es das Kuratorium 
Luther 2017 als Grundlage für die Ausgestaltung 
der Lutherdekade und des Reformationsjubi­

„Perspektiven für das  
Reformationsjubiläum 2017“ 
zu finden unter  
www.luther2017.de/sites/ 
default/files/downloads/ 
perspektiven- 
lutherdekade.pdf
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läums angenommen. Eine wesentliche Rolle 
spielt in den „Perspektiven für das Reformati­
onsjubiläum“ der Beitrag der Reformation für die 
Übernahme individueller und gesellschaftlicher 
Verantwortung: Das reformatorische Verständnis 
des Berufs als Bewährungsfeld für das christliche 
Leben setzte eine bis dahin unbekannte Dyna­
mik des Wirtschaftens frei. Und der Dienst am 
Nächsten und an der Gemeinschaft, der aus der 
Verantwortung des freien Christen vor Gott und 
den Menschen folgt, hat den Aufbau und die Ge­
staltung der sozialen Ordnung in der Gesellschaft 
grundlegend geprägt: Soziale Fürsorge für Kran­
ke, Arme und Ausgegrenzte ist auf das sich ergän­
zende Engagement des Einzelnen und 
der Gemeinschaft angewiesen.

Bei diesen und vielen anderen 
Beispielen zeigt sich, dass ein frei­
heitliches Gemeinwesen von dem 
Engagement seiner Bürger und den 
sie prägenden religiösen Überzeu­
gungen lebt. Dieses war für die Väter 
und Mütter des Grundgesetzes eine 
bestimmende Grundlage, als sie 1949 
über die Rolle des Staates für das Zu­
sammenleben in der Gesellschaft zu entscheiden 
hatten. In Abkehr von der totalitären Gleichschal­
tung in der Nazidiktatur stellten sie die unveräu­
ßerliche Freiheit des Menschen und seine unan­
tastbare Würde als den bestimmenden Maßstab 
für das staatliche Handeln heraus. Daraus folgt, 
dass der Verfassungsstaat des Grundgesetzes 
sein Handeln und seine Ordnungen ganz in den 
Dienst der freien Entfaltung aller Bürgerinnen 
und Bürger in der Gesellschaft stellt und dafür 
sein eigenes Handeln zurücknimmt. 

Angesichts konkurrierender Gruppeninte­
ressen und Schutzpflichten gegenüber dem Ein­
zelnen muss der Staat dabei freilich seiner Frie­
dens- und Ordnungsfunktion gerecht werden. 
Ausgestattet mit dem Gewaltmonopol, stellt er 
über Verfahrens- und Ausgleichsregelungen den 
Zusammenhalt innerhalb der staatlichen Verfas­
sungsordnung sicher. Dazu gehört, insbesondere 
dort einzugreifen, wo Rechte einzelner oder an­
dere Verfassungsgüter beschädigt würden.

Eine solche freiheitliche Ordnung baut darauf, 
dass die Gewährleistungen der Freiheit als Ange­
bot und Aufgabe immer wieder neu angenom­
men werden. Nur so kann sich gesellschaftliche 
Vielfalt in Freiheit entfalten und nur so führt 
sie zu produktiven Konkurrenzen in den unter­
schiedlichsten Lebensbereichen, wie der Politik, 
der Wirtschaft, der Wissenschaft, den Medien, 
dem Sozialwesen, der Kultur und auch der Re­
ligion. Zu den wesentlichen freiheitsfördernden 
Prinzipien gehört dabei das der Subsidiarität. 

Eine besonders gewichtige Rolle kommt dem 
Subsidiaritätsprinzip im Sozialwesen zu. Auch 
hier gewährleistet es Freiräume für bürgerschaft­
liches, kirchliches und karitatives Engagement 
und schafft dadurch gleichzeitig einen Wettbe­
werb verschiedener Akteure. 

Deshalb führen Forderungen in die Irre, dass 
Kommunen kurzerhand Einrichtungen der Kirche 
oder anderer gesellschaftlicher Akteure am besten 
gleich selbst übernehmen sollten, wenn sie mit 
ihnen in Auseinandersetzungen um Sachfragen 
stehen. Ebenso stellt es ein grobes Missverständ­
nis dar, Unterstützungsleistungen des Staates und 
der Sozialversicherungsträger an die Kirchen im 

Bereich von Diakonie und Caritas als 
Subventionierung einer Glaubens­
richtung und als Verstoß gegen das 
Neutralitätsprinzip anzusehen. Die 
Kirchen und ihre Wohlfahrtsverbän­
de werden an dieser Stelle schlicht als 
„Gleiche unter Gleichen“ behandelt. 
Entgelte, die kirchliche wie andere 
freie Träger aus öffentlichen Kassen 
für Dienstleistungen im Sozial- und 
Bildungssektor erhalten, gewährleis­

ten die plurale Vielfalt der freiheitlichen Gesell­
schaft. Subsidiarität ist ein wesentliches Kennzei­
chen unserer Demokratie. Es gibt keinen Grund, 
warum gerade Kirchen und ihre Wohlfahrtsver­
bände von solchen Entgelten auf dem Sozialmarkt 
ausgeschlossen werden sollten. Wo der Staat ge­
sellschaftliches Engagement annimmt, fördert und 
begrüßt, muss er gleichzeitig in den Schranken des 
für alle geltenden Gesetzes die höchst unterschied­
lichen Motive der Akteure und ihre Eigengesetz­
lichkeit als Fundament ihres Einsatzes im Sinne 
freundlich-fördernder Neutralität respektieren 
und anerkennen. 

Die christlichen Kirchen und ihre Wohl­
fahrtsverbände haben in den offenen gesellschaft­
lichen Prozessen viel einzubringen. Denn sie sind 
nicht nur Eigeninteressen verpflichtet, sondern 
engagieren sich für die besonders Bedürftigen 
in der Gesellschaft. Sie setzen dabei vielfältiges 
ehrenamtliches Engagement von rund 1,1 Millio­
nen Menschen allein in der evangelischen Kirche 
frei. Die Kirchen leisten so einen wesentlichen 
Beitrag für die Gestaltung unserer Gesellschaft. 
Auch dafür lohnt es sich, im Jahr „Reformation 
und Politik“ das Prinzip der Subsidiarität in sei­
ner freiheitsfördernden Funktion wieder zu ent­
decken. Von Moses Schwiegervater stammt gut 
biblisch der Rat: „So mach dir’s leichter und lass 
sie mit dir tragen. Wirst du das tun, so kannst du 
ausrichten, was dir Gott gebietet, und dies ganze 
Volk kann mit Frieden an seinen Ort kommen“ 
(2. Buch Mose 18, 22f.).

D R . H A N S U LR I C H 
A N K E ist Präsident 
des Kirchenamtes 
der EKD und Leiter 
der Hauptabteilung I 
„Leitung, Recht und 
Finanzen“.

SUBSIDIARITÄT 
DIENT DAZU, 

AUFGABEN 
MÖGLICHST 
SACHNAH, 

ORTSNAH UND 
MENSCHEN-

NAH ZU  
ERLEDIGEN.

Partizipation: An heftig diskutierten Groß­
projekten wie „Stuttgart 21“ oder dem zu­
künftigen Berliner Flughafen zeigt sich zu­
nehmend, dass die Menschen immer weniger 
bereit sind, Entscheidungen „von oben“ hin­
zunehmen und unhinterfragt zu akzeptieren. 
Vielleicht können wir ja etwas vom Politik­
verständnis der Kinder lernen, um uns zu 
wirklich mündigen Bürgern und Bürgerinnen 
mit mehr Elementen einer direkten Demo­
kratie zu entwickeln.        
In der Kita meiner Tochter Ronja wurde die­
ses Verständnis von menschlicher Verant­
wortung tatsächlich einzuüben versucht. 
Mit Hilfe von Bildkarten konnten die Kinder 
über alles abstimmen, was für sie wichtig 
war: das Faschingsmotto, die Ausflugsziele, 

die Zeitabläufe . . . Mir erschien es zunächst 
merkwürdig, 2- bis 6-Jährige über die Fragen 
ihres Alltages selbst bestimmen zu lassen. 
Partizipation im Kindergarten? Es klappte 
vorbildlich. 
Könnten nicht auch Kirchengemeinden Orte 
sein, an denen ein neues Verständnis von 
Gemeinschaft, von gemeinsam gelingendem 
Leben, gelebt wird? In ihnen gibt es, theolo­
gisch betrachtet, keine menschliche Leitung, 
keinen Chef. Vielmehr sind alle Glieder an 
diesem lebendigen Leib gleich wichtig und 
gleichviel wert. Alle werden gebraucht, auf 
keinen kann verzichtet werden. Wenn sich 
dieses Verständnis im realen Gemeindealltag 
niederschlägt und die Gemeindeglieder das 
Gefühl haben, wirklich mitbestimmen zu 

können, kann dies zu einer ungeahnten Auf­
bruchstimmung führen.  
Wie wäre es zum Beispiel, einen Gemeinde-
Kinder-Rat ins Leben zu rufen, der, analog zu 
Kinderparlamenten, gleichberechtigt über die  
Anliegen der Gemeinde bestimmen kann?  
Wenn wir umdenken würden in unseren Ge­
meinden von der „Kinderarbeit“ zur „Partizi­
pation von Kindern auf Augenhöhe“? Ja, davon 
träume ich: Von einer Gemeinde, in der die 
Kinder mit all ihrer Lebendigkeit und ihrer Ein­
zigartigkeit mitbestimmen können. Schließlich 
sind sie laut Jesus die Experten für das Reich 
Gottes. Nicht wir Erwachsenen. „Wer das Reich 
Gottes nicht so annimmt wie ein Kind, der wird 
nicht hineinkommen“ (Markus 10,15). Also: Kin­
der an die Macht!� VO N R A JA H S C H E E P E R S

KINDER AN DIE M ACHT
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 D ie Weimarer Reichsverfassung (WRV) ist 
für die evangelischen Kirchen in Deutsch­
land eine besonders wichtige Zäsur in ih­

rem Verhältnis zum Staat. Mit der Abschaffung 
des landesherrlichen Kirchenregiments, dem 
„Bündnis von Thron und Altar“, wurde das Sym­
bol der evangelischen Staatsnähe schlechthin be­
seitigt. Bei näherer Betrachtung relativiert sich 
dieser Befund aber ein wenig, ohne dass dieses 
bis heute geltende Verfassungsrecht dadurch ins­
gesamt an Bedeutung verliert. Einerseits hatten 
die evangelischen Kirchen das gesamte 19. Jahr­
hundert hindurch bereits um ihre eigene Ver­
fasstheit und das rechtliche Verhältnis zum Staat 
gerungen. Andererseits blieben gewisse recht­
liche Beziehungen auch danach erhalten, eine 
gewisse „Staatsgläubigkeit“ kennzeichnete evan­
gelische Milieus auch weiterhin.

Wie nun sollte in der Weimarer Republik 
wenige Jahrzehnte nach der Beilegung des Kul­
turkampfs in Deutschland das Verhältnis von 
Staat und Kirchen aussehen? Vielen Beteiligten 
waren die gravierenden Auseinandersetzungen 
zwischen Staat und katholischer Kirche noch 
lebhaft in Erinnerung. Weite bürgerliche Kreise, 
vor allem aber die Zentrumspartei und die 
Kirchen selbst wollten eine erneute Eska­
lation eher vermeiden. Gleichzeitig lag 
eine stärkere Trennung von Staat und 
Kirche, wie sie insbesondere von der 
politischen Linken, aber auch Tei­
len der Liberalen gefordert wurde, 
durchaus im allgemeinen Trend der 
Zeit. Das 14. Amendment zur Bun­
desverfassung von 1868 ermöglichte 
in den Vereinigten Staaten von Amerika 
die Übernahme des Trennungssystems des 

Bundes auf die Einzelstaaten. In Frank­
reich fanden die langjährigen erbit­

terten Diskussionen über eine 
institutionelle Entflechtung 

von Kirche und Staat, die 
negative Religionsfreiheit 
sowie die Gleichbehand­
lung aller Religionsge­
meinschaften einen Ab- 
schluss mit dem Tren­
nungsgesetz von 1905. 

Wenige Jahre später wur- 
de in der Sowjetunion  

durch unbeschreibliche Un- 
terdrückung und Verfolgung 

jegliches Kirchenleben beinahe 
ausgelöscht. Nach dem Ende des Ersten 

Weltkrieges drohte der Streit auch in 
der Weimarer Republik zu eskalie­
ren. Streitthemen waren zunächst das 

Kirchensteuersystem 
und die Staatsleis­
tungen an die Kir­
chen, wie sie zum Teil 
durch den Reichsde­
putationshauptschluss 
begründet, zum Teil aber auch 
nachträglich eingeführt worden 
waren. Insbesondere die Ausei­
nandersetzungen in Preußen um 
die Konfessionsschulen und den 
Religionsunterricht, gegen die  
der Volksbildungsminister Adolph 
Hoffmann (USPD) vorging, mo­
bilisierten auch Widerstand. Nach 
Massenprotesten, Wahlerfolgen des  
Zentrums und dem Rücktritt Hoff­
manns lenkte die SPD ein. Das 
Staatskirchenrecht der Weimarer 
Reichsverfassung führte dann zu 
einer gewissen Befriedung. Die we­
nigen Artikel, die bekanntlich bis 
heute geltendes Verfassungsrecht 
darstellen, vollzogen eine „hinkende 
Trennung“ mit entsprechenden Erfol­
gen für beide Konfliktparteien. Das 
Kirchensteuersystem blieb genauso 
wie das Kirchenvermögen erhalten. 

Von besonderer Bedeutung für die Kirchen war 
insbesondere Art. 137 Abs. 3 WRV, der den Kir­
chen ein Selbstbestimmungsrecht innerhalb der 
Schranken der für alle geltenden Gesetze gab. Die 
Abschaffung wichtiger staatlicher Aufsichtsrechte 
führte so zu einer kirchlichen Freiheit über die 
Selbstbestimmung in den eigentlichen geistlichen 
Angelegenheiten hinaus. Bei den besonders um­
strittenen Staatsleistungen proklamierte Art. 138 

Abs. 1 WRV einerseits ein Ablösungsgebot durch 
eine Rahmengesetzgebung auf Reichsebene und 
entsprechende Ablösungsgesetze in den Ländern. 
Andererseits garantierte Art. 173 WRV bis zum 
verfassungsrechtlich nicht terminierten Erlass 
dieser Gesetzgebung den vermögensrechtlichen 
status quo. Die Verfassung machte deutlich, dass 
es sich bei den Staatsleistungen nicht um einen 
einseitig durch staatliche Handlung zu been­
denden „Gnadenakt“, sondern um einen Rechts­
anspruch der Kirchen handelte. Bis heute stehen 
einer flächendeckenden Ablösung zahlreiche 
praktische Probleme, die einmalig hohe finanzi­
elle Belastung des Staates und ein fehlender po­
litischer Wille entgegen. Verlässt man einmal die 
historische Betrachtung, so wäre ein Dialog des 
Staates auf Augenhöhe mit den Kirchen über eine 

faire Ablösung der Staatsleistungen im 
Konsens wünschenswert. Beispiele wie 
die Ablösung der Baulasten in Hessen 
sind durchaus ermutigend.

Das Verbot einer Staatskirche in 
Art. 137 Abs. 1 WRV beschrieb einer­
seits das bereits seit der Mitte des 19. 
Jahrhunderts bestehende Verständnis, 
wonach das landesherrliche Kirchen­

regiment kein Teil der eigentlichen Staatsgewalt 
mehr sein sollte. Es musste aber nun auch die Fra­
ge nach dem eigenen Selbstverständnis und der 
inneren Verfasstheit der evangelischen Landes­
kirchen beantwortet werden. Alle evangelischen 
Landeskirchen gaben sich zwischen 1919 und 
1926 neue Kirchenverfassungen. Deren Entste­
hungsgeschichten waren von intensiven Debatten 
um die Stellung des geistlichen Amtes („Pastoren­
kirche oder Laienkirche“) und die Verstärkung 
synodaler Strukturen bestimmt. Das Rechtsver­
hältnis zwischen Staat und evangelischer Kirche 
sollte in der Weimarer Republik zusätzlich durch 
Staatskirchenverträge ausgestaltet werden. Bei ge­
nauerer Betrachtung ergibt sich insgesamt ein Bild 
größerer Kontinuität als es die Zäsur der Weimarer 
Reichsverfassung zunächst suggeriert.

Die Beständigkeit des in der Weimarer Reichs­
verfassung etablierten Verhältnisses zwischen 
Staat, Kirchen und Religionsgemeinschaften ist 
bemerkenswert. Nach meiner persönlichen Auf­
fassung hat es sich bis heute bewährt, gerade auch 
weil es offen ist für eine moderate Fortentwick­
lung sowie für die weltanschaulich neutrale Be­
handlung aller Glaubensgemeinschaften. Dieses 
traditionsgesättigte, jedoch nicht überkommene 
Religionsrecht des Grundgesetzes, das die indi­
viduelle und korporative Religionsfreiheit in den 
Vordergrund stellt, bildet im Vergleich zu strikt 
laizistischen Trennungssystemen zweifellos den 
moderneren verfassungsrechtlichen Ansatz.

EINE  
WICHTIGE  
ZÄSUR

D R . STE FA N RU P P E R T, 
MdB, ist Beauftragter für 
Kirchen und Religions-
gemeinschaften der 
FDP-Bundestagsfraktion 
und Parlamentarischer 
Geschäftsführer
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ARER RE ICHSVERFASSUNG  DRITTER ABSCHNITT  Religion und Religionsgesellschaften 

ARTIKEL 137

(1) Es besteht keine Staatskirche.

(3) Jede Religionsgesellschaft ordnet und  

verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig  

innerhalb der Schranken des für alle geltenden  

Gesetzes. Sie verleiht ihre Ämter ohne  

Mitwirkung des Staates oder der  

bürgerlichen Gemeinde.

 W
EI

M
ARER RE ICHSVERFASSUNG  DRITTER ABSCHNITT  Religion und Religionsgesellschaften

ARTIKEL 138(1) Die auf Gesetz, Vertrag  
oder besonderen Rechtstiteln  

beruhenden Staatsleistungen an die  

Religionsgesellschaften werden durch  

die Landesgesetzgebung abgelöst.  

Die Grundsätze hierfür stellt 
 das Reich auf.

Lag im Trend der Zeit: Die Verfassung der 
Weimarer Republik brach das „Bündnis 
von Thron und Altar“ auf, wenn auch nicht  
ganz konsequent  
VO N STE FAN RU PPE RT 
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ARTIKEL 173
(1) Bis zum Erlaß eines  Reichsgesetzes gemäß Artikel 138  bleiben die bisherigen auf Gesetz,  

Vertrag oder besonderen Rechtstiteln  beruhenden Staatsleistungen an  die Religionsgesellschaften  bestehen.

W E S E NTLI C H E TE I LE  
der Bestimmung des  
Verhältnisses von Staat 
und Kirche haben die  
Mütter und Väter des 
Grundgesetzes aus  
der Weimarer Reichs
verfassung über- 
nommen. Darauf 
verweist Art. 140 GG.

„DIE  
WENIGEN 
ARTIKEL 

VOLLZOGEN 
EINE  

HINKENDE 
TRENNUNG.“

Das Grundgesetz ist  
zu finden unter  
www.bundestag.de/ 
bundestag/aufgaben/ 
rechtsgrundlagen/ 
grundgesetz/index.html
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URAHNEN DES  
GRUNDGESETZES?
Unsere Rechtsgeschichte begann nicht 1517. Aber viele Normen, die unser Zusammenleben  
regeln, gehen auch auf die Reformation zurück. Elf vorsichtige Thesen  VO N H E I N E R LÜCK 

P RO F. D R . H E I N E R 
LÜ C K lehrt Bürgerliches 
Recht und Rechtsge-
schichte an der Martin-
Luther-Universität 
Halle-Wittenberg.
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 D er Verfasser ist sich des Kontinuität-Dis­
kontinuität-Problems  („Die Gleichzeitig­
keit des Ungleichzeitigen“) bewusst. Die 

hier ausgewählten und zur Diskussion gestellten 
Zusammenhänge sind zugegebenermaßen pla­
kativ und vielleicht auch einseitig formuliert. In 
Wirklichkeit lässt sich auf den hier gewählten 
Gebieten Verfassung und Recht kaum eine origi­
näre und essenzielle Neuerung mit zukunftswei­
sender Wirkung ausmachen, welche nicht schon 
vor der Reformation angelegt war. Fortentwick­
lungen älterer Ansätze mögen dann unter den 

Bedingungen des reformatorischen Geschehens 
und Lehrgebäudes sowie der Entfaltung des Ob­
rigkeitsstaates freilich zu einer neuen Qualität 
geführt haben. 

Ferner entbehren die folgenden Aussagen 
und Mutmaßungen einer theologisch-kirchen­
geschichtlichen Grundlegung. Aus der Sicht 
der Verfassungs- und Rechtsgeschichte, die sich 
vornehmlich an Institutionen und Normen ori­
entiert, sind sie m. E. aber zum ganz überwie­
genden Teil für den hier verfolgten Zweck (als 
Diskurs evozierende „Thesen“) zu rechtfertigen.

1. STAAT ALS AUSSCHLIESSLICHER 
GERICHTSHERR  

(GEWALTMONOPOL DES STA ATES)
Mit dem Ersatz der tradierten bischöflichen Ge­
richtsbarkeit als Organisations- und Herrschafts­
form einer der zwei mittelalterlichen Universal­
gewalten (Zweischwerterlehre) durch eine neue, 
letztlich beim Landesherrn angebundene Ge­
richtsorganisation (darunter die neu aufgerich­
teten Konsistorien) wurde ein entscheidender 
Schritt zur Verweltlichung und Monopolisierung 
von Rechtsprechung getan. Letztere dominiert in 
den modernen Staaten. Luthers „Zweireicheleh­
re“ mag dieser Reorganisation weltlicher Gewalt 
in den protestantischen Staaten zugrunde liegen. 

Vgl. etwa Art. 92 GG: „Die rechtsprechende Gewalt ist 
den Richtern anvertraut …“; 
§ 12 GVG: „Die ordentliche Gerichtsbarkeit wird durch 
Amtsgerichte, Landgerichte, Oberlandesgerichte und 
durch den Bundesgerichtshof … ausgeübt.“

3. PARITÄTISCHE BESETZUNG 
DER REICHS-/STA ATSORGANE

Die Reformation führte im Gesamtgefüge des 
Alten Reiches zur Herausbildung dreier großer 
Konfessionen, von denen die katholische und pro­
testantische durch den Augsburger Religionsfrie­
den reichsrechtlich zu gegenseitiger Akzeptanz 
verpflichtet wurden (die Reformierten kamen im 
Text bekanntlich nicht vor). Ungeachtet der dau­
erhaften katholischen Provenienz des Kaisers und 
der ihm zugeordneten höchsten Reichsorgane 
musste fortan auf eine paritätische Besetzung 
Rücksicht genommen werden (beim Reichskam­
mergericht seit 1560).  Die angemessene Reprä­
sentanz verschiedener, gleichberechtigter Grup­
pen in Gremien und Institutionen ist ein heute 
alltägliches Prinzip aller modernen Staatswesen.

Vgl. § 37 Abs. 1 HRG: „Die Mitwirkung an der Selbstver-
waltung der Hochschule ist Recht und Pflicht aller Mit-
glieder. Art und Umfang der Mitwirkung der einzelnen 
Mitgliedergruppen und innerhalb der Mitgliedergrup-
pen bestimmen sich nach der Qualifikation, Funktion, 
Verantwortung und Betroffenheit der Mitglieder. … alle 
Mitgliedergruppen müssen vertreten sein und wirken … 
grundsätzlich stimmberechtigt an Entscheidungen mit.“

4. NEUE GRUNDLEGUNG DER 
ARMENFÜRSORGE

Mit dem Wegfall der aus den altkirchlichen 
Strukturen gespeisten Armenfürsorge entstand 
ein neues System von Institutionen („Gemeiner 
Kasten“) und Rechtsgrundlagen („Kastenord­
nung“) zur materiellen Grundversorgung von 
Personen, die nicht durch eigene Kraft ihren 
Lebensunterhalt sichern konnten (Alte, 
Kranke, Bettler etc.).  Das überkommene 
„Almosen“, welches ausschließlich vom 
Willen des Almosenspenders abhing, 
wurde durch eine anspruchsähnliche 
Berechtigung, die durch öffentlich 
bekannt gemachte Rechtsnormen 
(„Kastenordnungen“) verankert 
wurde, ersetzt. Darin kann eine 
Wurzel (freilich nur eine von 
mehreren Wurzeln) des moder­
nen (i. e. professionalisierten) So­
zialrechts gesehen werden.  

Vgl. Art. 20 Abs. 1 GG: „Die Bundesrepublik Deutschland 
ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.“
§ 1 Satz 1 SGB XII: „Aufgabe der Sozialhilfe ist es, den 
Leistungsberechtigten die Führung eines Lebens zu 
ermöglichen, das der Würde des Menschen entspricht.“
§ 3 Abs. 2 SGB XII: „Die Sozialhilfe wird von örtlichen und 
überörtlichen Trägern geleistet.“
§ 3 Abs. 2 SGB XII: „Örtliche Träger der Sozialhilfe sind 
die kreisfreien Städte und die Kreise. . .“

Besonders in seiner Adelsschrift und in sei­
ner Ratsherrenschrift formulierte Luther seine 
Vorstellungen von Bildung für jedermann (ein­
schließlich Mädchen und Frauen), wofür die 
Repräsentanten der weltlichen Obrigkeit un­
mittelbare Vorkehrungen durch Gründung von 
Schulen, Bibliotheken etc. treffen und Verantwor­
tung übernehmen sollten. Bildung avancierte zur 
Aufgabe des säkularen Staates, welche heute in 
allen modernen Verfassungen verankert ist. 

Vgl. etwa Art. 7 Abs. 1 GG: „Das gesamte Schulwesen 
steht unter der Aufsicht des Staates.“

2. BILDUNG ALS WELTLICHE/ 
OBRIGKEITLICHE AUFGABE
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11. ANFÄNGE DER MODERNEN 
GESETZGEBUNG

Durch die Ablehnung der kirchlichen Gerichts­
barkeit und des kanonischen Rechts entstand 
auf diversen Gebieten des Alltagslebens eine Art 
rechtliches Vakuum, das sich schon früher im 
Rahmen des vorreformatorischen Kirchenregi­
ments angebahnt hatte („das ordnungspolitische 
Vakuum“). Was sollte gelten, wenn nicht (mehr) 
das kanonische Recht?

Hier schien so etwas auf, was in der Moderne 
aus der Sicht des Gesetzgebers als „Regelungs­
bedarf“ bezeichnet werden würde. Dieser Bedarf 
wurde im Laufe von Jahrzehnten durch Kirchen­
ordnungen und verwandte Normensetzung sei­
tens der Landesherren, Städten oder/und der Kir­
chen befriedigt. Die rationale und praktikable 
Reaktion auf gesellschaftliche Probleme mittels 
Gesetzgebung, d. h. bewusste Normensetzung in 
einem bestimmten Verfahren durch die dazu be­
rufenen Autoritäten, war relativ neu. Im Mittel­
alter galt das Grundverständnis, dass man kein 
(neues) Recht setzen müsse; Recht sei vorhanden, 
es müsse nur gefunden werden (Konzeption des 
nicht schriftlichen Gewohnheitsrechts). Die Kir­
chenordnungen können daher auch als Anfänge 
einer modernen staatlichen Gesetzgebung, die 
sich an gesellschaftlichen Notwendigkeiten ori­
entiert, verstanden werden.  

Vgl. etwa Art. 70 ff. GG: „Die Gesetzgebung  
des Bundes.“

10. EHESCHEIDUNG  
DEM BANDE NACH

Am augenfälligsten im heute geltenden Recht 
sind die reformatorischen Vorstellungen von der 
Beendigung der Ehe  durch Scheidung (dem Ban­
de nach) mit dem Recht der Wiederverheiratung. 
Diese Sichtweise beruht auf der Erkenntnis, dass 
die Eheschließung, anders als im Mittelalter ve­
hement praktiziert und untermauert, eben kein 
Sakrament ist.

Auch die Form der Eheschließung durch den 
Konsens der Brautleute vor einer öffentlichen 
Stelle (heute vor einer Standesbeamtin/einem 
Standesbeamten – „obligatorische Zivilehe“) 
dürfte auf den Kampf der Reformatoren gegen 
die „Winkelehen“ als Auswuchs des verabsolu­
tierten römisch-kanonischrechtlichen Prinzips 
„consensus facit nuptias“ zurückgehen.

Vgl. § 1310 Abs. 1 Satz 1 BGB: „Die Ehe wird nur  
dadurch geschlossen, dass die Eheschließenden vor 
dem Standesbeamten erklären, die Ehe miteinander 
eingehen zu wollen.“
§ 1564 Sätze 1 und 2 BGB: „Eine Ehe kann nur durch 
richterliche Entscheidung auf Antrag eines oder beider 
Ehegatten geschieden werden. Die Ehe ist mit der 
Rechtskraft der Entscheidung aufgelöst.“

9. EHESCHLIESSUNGS- 
FREIHEIT 

Das neue Verständnis, welches die Re­
formation in Bezug auf die Rolle der 
Geschlechter und die Sinnhaftigkeit 
ihrer Beziehungen zueinander hervor­
brachte, führte zu einer Entscheidungs­
freiheit der Individuen darüber, ob sie 
in einer Ehe zusammenleben wollen 
oder nicht. Keine religiöse/kirchliche 
Bindung sollte sie fortan darin hin­
dern. Grundsätzlich kann niemand ge­
zwungen werden, eine Ehe zu schließen; 

grundsätzlich kann niemand gezwungen 
werden, keine Ehe zu schließen. 

Vgl. § 1588 BGB: „Die kirchlichen Verpflichtungen 
in Ansehung der Ehe werden durch Vorschriften 

dieses Abschnitts nicht berührt.“

8. RECHTSSTELLUNG  
DER FR AU 

Die Reformation eröffnete ganz neue Mög­
lichkeiten für eine Verbesserung der Rechts­

stellung von Frauen,  die sich an einer rechtlich 
abgesicherten Mitwirkung an den Aufgaben 
des Gemeinwesens ausdrückt. Die in den pro­
testantischen Kirchen seit langem verwirklichte 
Möglichkeit, Frauen hohe Kirchenämter an­

zuvertrauen und ausüben zu lassen, erscheint 
als avantgardistisches Prinzip, das gewiss auf 
einem reformatorischen Fundament aufruht.

Vgl. Art. 3 Abs. 2 Satz 1 GG: „Männer und Frauen sind 
gleichberechtigt.“

7.  
AUTONOMIE

Mehr oder minder ausgestaltete Auto­
t o ­ nomie ist ein Kennzeichen moderner 

Gruppierungen mit unterschiedlichen 
administrativen, rechtlichen, ethnischen, 
sprachlichen oder religiös-konfessio­

nellen Merkmalen in den gegenwärtigen 
Staaten. Ausdruck einer solchen Autonomie  ist 
die Satzungs- und Organisationsbefugnis von 
Gemeinden, Verbänden, Körperschaften etc. 
Diese wird bis heute (in Abkehr vom universalen 
und stringenten Geltungsanspruch zentraler 
Vorgaben) ausgeübt. Gerade die Neuanfänge 
in diese Richtung sind bei der Einführung der 
Reformation, insbesondere in den Städten be­
züglich des Stadtkirchen-, Schul- und Armen­
wesens, während des 16. Jahrhunderts ganz of­
fensichtlich.

Vgl. Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG: „Den Gemeinden muss das 
Recht gewährleistet sein, alle Angelegenheiten der ört-
lichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener 
Verantwortung zu regeln.“ 

6. ANFÄNGE DER RE­
LIGIONSFREIHEIT 

BZW. FREIZÜGIGKEIT 
In dem mit dem Prinzip „cui­
us regio eius religio“ korre­
spondierenden Recht, das 
vom Landesherrn konfessi­
onell bestimmte Territorium 

zu verlassen (ius emigrandi), 
kann eine Wurzel der Religi­

onsfreiheit und des modernen 
Freizügigkeitsrechts gesehen werden  

(„Dieses Abzugs- oder Emigrationsrecht muss­
te in einer Welt, der die Idee der Toleranz noch 
fremd war, als ein Maximum individueller Frei­
heit gelten.“). An eine allgemeine Religionsfrei­
heit war jedoch nicht gedacht. 

Vgl. etwa Art. 11 Abs. 1 GG: „Alle Deutschen genießen 
Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet.“

5. TOLER ANZ  
ALS STA ATSPRINZIP

Die Reformation brachte mit der Versteti­
gung der protestantischen Kirchen und 

Territorien sowie deren nachträglichen 
rechtlichen Absicherung in der Reichs­
verfassung ein neues Verständnis von 
Toleranz hervor. Dieses Prinzip ging in 
die Verfassungen der modernen Staaten 
ein (Grundrechte, hier insbes. die Glau­
bens-, Gewissens- und Bekenntnisfrei­
heit,  als Verkörperung von Toleranz).

Vgl. Art. 4 Abs. 1 GG: „Die Freiheit des Glaubens, 
des Gewissens und die Freiheit des religiösen und 

weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.“
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der Sicherheit und rüttelte und schüttelte den 
Weinberg des Herrn durch und durch, dass die 
faulen Früchte und toten Äste nur so herunter­
prasselten. 

Die imposanten Zahlen nahmen rapide ab. 
Dran und drin blieb nur, wer wirklich mit Jesus 
verbunden war. Wir mussten neu buchstabieren, 
was es heißt, wenn Jesus sagt: „Ich bin der Wein­
stock, ihr seid die Reben. Wer in mir bleibt und 
ich in ihm, der bringt viel Frucht; denn ohne mich 
könnt ihr nichts tun. Wer nicht in mir bleibt, der 
wird weggeworfen wie solche Reben, die man 
sammelt und ins Feuer wirft . . .“ (Joh. 15, 5-6).

So half der atheistische Weltanschauungs­
staat, ebenfalls ohne es zu wollen und ohne es 

zu verstehen, der Kirche wieder zur Besinnung 
und Konzentration darauf, wovon sie allein lebte 
und lebt: vom gekreuzigten und auferstandenen 
Jesus Christus. Eine ungewollte Alternative wur­
de Wirklichkeit. Und keiner von uns ahnte, was 
Gott ausgerechnet mit dieser zu einer Minderheit 
gewordenen Kirche vorhatte! 

Es begann senfkornartig klein. Mit Friedens­
gebeten gegen den Wahnsinn der Hochrüstung 
und die Stationierung der Mittelstreckenraketen 
in Ost und West.

Bei uns in der Nikolaikirche Leipzig begann 
der Weg der Verheißung vor 32 Jahren, 1981, 
mit 10 Friedensgebeten der 1. Friedensdeka­
de, 1982 intensiviert durch die Einführung FO
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C H R I STI A N F Ü H R E R  war 
in den 1980er Jahren 
Gemeindepfarrer der 
Nikolaikirche in Leipzig. Er 
ist heute im Ruhestand.

I N D E R VO RW E N D E ­
Z E IT wurde die Leipziger 
Nikolaikirche zu einem 
wichtigen Ort des 
Widerstandes und der  
Hoffnung. Immer mehr 
Menschen kamen zu den 
Montagsdemos (l.) und 
Friedensgebeten (r.).

 D ie VI. Synode der Evangelischen Kirchen 
in der DDR hat während der Synodal­
tagung vom 23. bis 25. Februar 1990 

Rückblick gehalten und die Rolle der Kirche in 
der DDR beschrieben: Als Zeugnis- und Dienst­
gemeinschaft, zwischen Volkskirche und Frei­
willigkeitskirche, zwischen Anpassung und Ver­
weigerung.                                       

Der Kirche waren in der Deutschen Demo­
kratischen Republik Macht und Privilegien weit­
gehend genommen. Sie hatte die Freiheit einer 
sich nur an Jesus orientierenden, von staatlichem 
Wohlwollen unabhängigen Kirche gewonnen. 
Allerdings ohne dies zu wollen und ohne es zu 
verstehen.

Noch im Vorfeld des 17. Juni 1953, als die Kirche 
vom Staat angegriffen, die Jungen Gemeinden als 
CIA-gesteuerte Agentenzentralen diffamiert und 
Studentenpfarrer verhaftet wurden, bemühten sich 
Vertreter der Kirche bei diesem selben Staat um 
Religionsunterricht an den Schulen und Kirchen­
steuereinzug durch den Staat! Man konnte sich 
Kirche ohne die Krücken staatlicher Privilegien 
einfach nicht vorstellen. Der DDR-Staat wies das 
Ansinnen der Evangelischen Landeskirchen ab. 

Eine Reformation neuen Typus nahm ihren 
Anfang. Da die Kirche selbst nicht mehr die in­
nere Kraft zur Erneuerung hatte, ging Gott einen 
neuen Weg mit ihr. Von außen, über den atheis­
tischen Staat, schreckte sie Gott aus dem Schlaf 

ALLES AUF ANFANG 
           Der DDR-Staat wies die Kirche zurück. Sie musste Federn lassen. Und fand      – auch dadurch – zu ihrer eigentlichen Aufgabe   VO N CH RI STIAN FÜ H RE R  
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der wöchentlichen Friedensgebete. Und das 
Senfkorn wuchs unaufhaltsam. 

Am 9. Oktober 1989, dem Tag der Entschei­
dung, wurde die Nikolaikirche im Verbund mit 
den anderen Innenstadtkirchen zum Ausgangs­
punkt der Demonstration der 70.000 und damit 
zum Ausgangspunkt der Friedlichen Revolution 
in der DDR. Immer wieder hatte die Bergpredigt 
Jesu eine zentrale Rolle gespielt. Immer wieder, 
so auch an diesem Tag, die Bitte: „Lasst die Ge­
waltlosigkeit nicht in der Kirche stecken, nehmt 
sie mit hinaus auf die Straßen und Plätze!“  

Denn: Beten und Handeln, drinnen und 
draußen, Altar und Straße gehören zusammen! 
So nahm eine politische Entwicklung ihren Lauf, 

die es in dieser Gestalt noch nie in der deutschen 
Geschichte gegeben hatte: eine Revolution ohne 
Blutvergießen, eine friedliche Revolution, eine 
Revolution, die aus der Kirche kam. Ein Wunder 
biblischen Ausmaßes!

So war aus der Reformation neuen Typus eine 
Revolution neuen Typus herausgewachsen!

Pfarrer Heinrich Albertz hat das Geschehen 
Anfang 1990 von der Bundesrepublik her so ge­
sehen und mir gesagt: „Zum ersten Mal in seiner 
Geschichte hat der deutsche Protestantismus 
auf der richtigen Seite gestanden – bei den Un­
terdrückten und nicht bei den Unterdrückern, 
beim Volk und nicht bei den Mächtigen. Hier 
wurden ‚politische Predigten‘ im wahrsten Sinn 
des Wortes gehalten – ein Lehrstoff für uns, bei 
denen schon dieser Ausdruck verfemt ist. . . .

Ja, wir haben viel zu lernen in unserem west­
lichen, allerchristlichsten Abendland. In einem 
atheistischen Staat ist die Frohe Botschaft von 
Jesus Christus der Anstoß zum politischen Han­
deln geworden, die Kirche zum Raum der Frei­
heit und der Menschlichkeit. . . . 

Im März 1990 habe ich meine Sicht auf die 
Ereignisse für die Bezirkssynode zusammen ge­
fasst: „Die Kirche hatte zu ihrer eigentlichen Auf­
gabe gefunden: Nicht Hüterin der Vergangenheit, 
nicht Sachwalterin innerkirchlichen Bestandes 
zu sein, sondern Verantwortung für alle Men­
schen zu übernehmen, den Menschen vom Evan­
gelium her ganzheitlich und also auch in seinen 
gesellschaftspolitischen Bezügen zu sehen und 
sich ihm in innerer und äußerer Not im Namen 
Jesu zuzuwenden.“ 

Bei Dietrich Bonhoeffer findet sich dieses 
Kirchenverständnis in dem Begriff „Kirche für 
andere“ verdichtet: „Die Kirche ist nur Kirche, 
wenn sie für andere da ist. ... Sie muss an den 
weltlichen Aufgaben des menschlichen Gemein­
schaftslebens teilnehmen, nicht herrschend, son­
dern helfend und dienend.“ 

Heute sehe ich nach wie vor als große Chance 
der Kirche, „offen für alle“ zu sein. Ich finde diese 
Haltung verwirklicht, wo Christen und Nicht­
christen um eines konkreten Zieles willen zusam­
menarbeiten („Ökumene mit den Atheisten“), wo 
bei Jesus Mut zur Alternative gewonnen wird für 
eine solidarische Ökonomie („Anders wachsen 
und wirtschaften: jetzt“), in der die Jesus-Men­
talität des Teilens praktiziert wird: Teilen von 
Bildung, Arbeit, Einkommen, Ressourcen und 
Wohlstand, wo der Mensch an erster Stelle steht, 
nicht Geld und Profit. Und wo die militärischen 
Konfliktlösungen von dem Bemühen um gerech­
ten Frieden abgelöst werden. 

Dem Reich Gottes entgegen mit „revolutio­
närer Geduld“.

V I E LE wurden hier  
verstanden und konnten 
von hier aus etwas  
bewegen: Besucher in  
der Nikolaikirche.  
 
Pfarrer Christian Führer 
bei einer Montags- 
demonstration,  
beides 1989.
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Brokdorf im Februar 1981. Wenn er daran 
denkt, ist er wieder zwanzig Jahre alt und 
mitten drin. Er sitzt im Zug nach Itzehoe, es 
ist übervoll, trotzdem bleibt es eiskalt. Alle 
schweigen, zwischendurch fällt mal ein Wort. 
Die Angst kriecht ihm in die Knochen. Was er 
tut, ist verboten. Seine Freunde wollten nicht 
mit. Sie sagten „Landfriedensbruch“ und hat­
ten noch mehr Angst als er. 
Von Itzehoe geht es weiter nach Wilster. Dort 
ist Kundgebung. „Hier ist der Weg zum Bau­
zaun“, jemand zeigt über einen Acker. „Hopp, 
hopp, hopp, Atomkraftwerke Stopp!“, skan­
dieren einige Stimmen. Er bleibt stumm, der 
eisige Wind verschlägt ihm die Sprache. Er ist 
Christ, darum wollte er hier dabei sein. Atom­

kraft ist Wahnsinn. Wer sollte den Atommüll 
jahrtausendelang bewachen? Diese Technik 
verletzt Gottes Schöpfung. 
Die Sonne steigt kraftlos über den Horizont. 
Im Sonnenlicht bleibt alles grau-braun, 
die Felder hart gefroren. Überall Demons­
tranten und viele Polizisten. Die treten von 
einem Fuß auf den anderen. Hinter den 
Visieren entdeckt er junge Gesichter. „Die 
sind nicht viel älter als du“, denkt er, hat 
Mitleid mit denen und mit sich selber. Noch 
nie hat er sich so einsam gefühlt wie jetzt. 
Mitten in der Menschenmenge ist es eis­
kalt. Hubschrauber donnern über die Köpfe, 
dann sind da wieder nur die knirschenden 
Geräusche der Schritte. Einzelne Stimmen 

rufen irgendwelche Parolen. „Ich bin macht­
los“, denkt er. 
Abends im Zug. Frierende Frauen und Män­
ner suchen Platz, hocken auf dem Boden. 
Seine Nachbarin singt ganz leise: „We Shall 
Overcome“. Er hatte Joan Baez gehört. Die 
hatte diesem Lied ihre Stimme geliehen. Zum 
ersten Mal am Tag spürt er etwas Wärme. 
„We are not afraid“, hört er. Die stundenlan­
ge Demonstration hatte ihn zermürbt. Jetzt 
wird die Angst aufgelöst. Das „We Shall Over­
come“ wirkt wie die Glut eines alten Feuers, 
sie taut die erstarrte Hoffnung auf. Seltsam: 
Nicht die Kälte, sondern diese Wärme spürt 
er heute, wenn er an den Februar 1981 denkt. 
� VO N H E N N I N G K I E N E

 „...NUR NOCH KURZ DIE WELT RETTEN“ 
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 K ann man plausibel von der Bergpredigt 
als einer „Politik“ des Evangeliums reden? 
Die ethische Lehre der Friedfertigkeit, 

des Vergeltungsverzichts und der Einforderung 
eines Verhaltens der unbedingten Solidarität, ja 
sogar Liebe gegenüber dem Anderen wird hier 
in einer programmatischen Rede dargeboten – 
eine Sprechweise der Politik. Das ist ungewöhn­
lich für den Nazarener, der seine Botschaft sonst 
durch vorgelebte Praxis oder in Geschichten mit­
teilt. Der Inhalt der Rede ist so ungeheuerlich, so 
umstürzend, dass die Zuhörer „außer sich gerie­
ten“ (Mt 7,28). Das kann nicht ohne Wirkung auf 
die Politik bleiben. Aber deswegen sollte man den 
Inhalt der Botschaft nicht mit Politik verwechseln. 
Jesus geht es gerade nicht darum, seine Autorität 
einzusetzen, um die vorhandene weltliche Macht­
ordnung als solche und wie ein politischer Führer 
zu übernehmen. Denn mit dem Evangelium wird 
eine Unterscheidung von Politik und Religion ge­
troffen, die in der Konsequenz auch eine institu­

tionelle Trennung von politischer Ordnung und 
religiöser Gemeinschaft nach sich zieht. Das Reich 
in der Bergpredigt, dessen Kommen die Christen 
im Vaterunser erbitten, ist nämlich nicht von die­
ser Welt, ist nicht wie am Sinai-Berg ein Verspre­
chen auf ein verheißenes Land, das sich mit einem 
topographisch bestimmbaren Ort verbindet. Und 
die Anforderungen des Reich Gottes sind ganz an­
derer Art als die, die es dem weltlich-politischen 
Reich gegenüber zu erfüllen gilt, wie sich der Zins­
perikope entnehmen lässt, in der Jesus es auf die 
viel zitierte Formel bringt, dass dem Kaiser zu ge­
ben sei, was des Kaisers sei und Gott, was Gottes 
ist (Mk 12,13–17; Mt 22,15–22): Das Heil fällt in 
den Kompetenzbereich des Himmelreiches, wo­
hingegen die weltlich-politische Ordnung irdische 
Zwecke zu erfüllen hat. Damit wird die Politik re­
lativiert und begrenzt und die religionspolitische 
Einheit der römischen Welt mit ihrer Verschmel­
zung von Religion und Polis aufgebrochen. 

Aber zugleich erwächst aus der Bergpredigt 
auch eine Verpf lichtung 
für die Politik. Denn hier 
wird ein kritischer Stand­
punkt jenseits politischer 
Handlungszusammenhänge 
gewonnen, der in einem  
besonderen Menschenbild 
gründet. Das Menschenbild, 
das in der Bergpredigt öf­
fentlich präsentiert wird, hat 
seinen ethischen Kern in der 
Anerkennung des Anderen 
als Person. Das stellt eine im 
antiken Kontext ungeheure 
Veränderung dar: dass die 
Hinwendung zum Anderen 
nicht von dessen sozialem 
Status abhängig ist. Es ist 

DIE SPANNUNG 
DER VERHEISSUNG

P RO F. D R . T I N E STE I N  
lehrt Politikwissenschaft 
mit dem Schwerpunkt 
Politische Theorie an 
der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel.

für den Wert des Menschen unerheb­
lich, ob er reich, glücklich oder mäch­
tig ist. Denn selig sind die, die arm, 
traurig, machtlos sind (Mt 5, 3-5). Die 
Gleichheit der Menschen als gleiche 
Geschöpfe Gottes ist unhintergehbar, 
und sie schließt auch jene ein, die von 
der Heilsbotschaft nicht berührt sind. 
Der Wert eines Menschen ist auch 
nicht von den äußeren Leistungen und 
Eigenschaften abhängig, schließlich 
lässt Gott „seine Sonne aufgehen über 
Böse und Gute und lässt regnen über 

Gerechte und Ungerechte.“ (Mt 5,45) Und für 
diesen Anderen und sein Wohlergehen sind wir 
verantwortlich: Das Prinzip der Nächstenlie­
be soll die sozialen Beziehungen strukturieren. 
Das Besondere an diesem ethischen Imperativ 
ist, dass diese Haltung gegenüber dem Anderen 
nicht bedingt ist durch sein Verhalten – es ist 
kein Tauschgeschäft. 

KEINE BLAUPAUSE FÜR EINE  
NEUE POLITISCHE ORDNUNG 
Über das angemessene Verständnis der Bot­
schaft der Bergpredigt gibt es eine lange Kontro­
verse: Programmschrift oder Utopie, kollektive 
Handlungsanforderung für das Christenvolk 
oder Individualethik, unmittelbarer Verbind­
lichkeitsanspruch oder in jedem Kontext neu zu 
bergender Sinngehalt der Normen? Max Weber 
hielt der Bergpredigt vor, sie stifte zu einer Gesin­
nungsethik an, mittels der die Folgen etwa eines 
Gewaltverzichts ausgeblendet werden und nur 
die Reinheit des eigenen Handelns relevant ist.  
Gerade in der Unbedingtheit der Forderungen, 
die nicht nach den Umständen fragt, sieht Weber 
das Problem der Bergpredigt, die somit als ethi­
sche Richtschnur für die Politik ungeeignet sei, 
da es dort immer darum gehe, die jeweilige Situa­
tion zu bedenken und von den Konsequenzen des 
Handelns her zu denken. Aber was Weber dabei 
nicht in den Blick nimmt ist, dass die Bergpre­
digt mit ihrem Menschenbild eine fundamentale 
Kritikfolie bereithält gegenüber einer Politik, die 
auf dem zweckrationalen Kalkül der Nutzen­
orientierung der Beteiligten beruht und dabei 
die Frage nach der Güte und Gerechtigkeit des 
Nutzens gar nicht mehr stellt. Die Politik bedarf 
dieser gewissermaßen von einem existenziell an­
deren Standpunkt formulierten Perspektive, die 
sie selbst nicht hervorbringen kann, da sie sich 

nur um vorletzte Fragen kümmern kann und 
soll. Die Frage nach dem Sinn von allem, danach, 
woher wir kommen, warum wir hier sind und 
wohin wir gehen, welche es uns ermöglicht, das 
Ganze unserer Existenz zu interpretieren, wird 
nicht von der Politik beantwortet. 

In der Bergpredigt wird die Aussicht auf das 
Reich Gottes verbunden mit der radikalen Kritik 
an bestehenden ungerechten Zuständen. Damit 
kann der Politik der Spiegel des ganz Anderen 
vorgehalten werden, das „Es soll anders sein“.  
Entgegen säkularisierten Heilsideen umfas­
sender gesellschaftlicher Lehren wie dem Marxis­
mus drängt dieses „Es soll anders sein“ der Berg­
predigt nicht darauf, 
die Blaupause für  
die Organisation der 
weltlich-politischen 
Ordnung abzuge­
ben. Das ist der kar­
dinale Unterschied 
zu den totalitären 
politischen Ideolo­
gien des 20. Jahrhun­
derts, die die Diffe­
renz von Immanenz 
und Transzendenz 
versuchten und die 
Gewaltentrennung 
von weltlich und 
geistlich eingeebnet 
haben. In der Berg­
predigt wird demge­
genüber eine Span- 
nung greifbar, die  
mit dem verheißenen 
Gottesreich verbun- 
den ist, das „noch 
nicht“ da, aber zu erwarten ist und dass doch 
„schon“ aufscheint in einem menschlichen 
Verhalten der Friedfertigkeit, des Vergeltungs­
verzichts und der unbedingten Solidarität und 
Liebe zu dem Anderen als gleichem Menschen. 
So hält die Bergpredigt das Bewusstsein in 
jedem einzelnen Gläubigen wach, sowohl das 
eigene, individuelle Verhalten kritisch zu prü­
fen als auch die weltlich-politische Ordnung 
mit der Frage nach der wahren Gerechtigkeit 
zu konfrontieren. Das gehört auch zu den be­
rühmten Voraussetzungen, die der freiheit­
liche säkularisierte Staat nicht selbst garantieren  
kann. 

Wo scheint bereits das Gottesreich auf?  
Die Bergpredigt schärft das Bewusstsein für  
Recht und Unrecht  VO N TI N E STE I N

ES SOLL ANDERS SEIN 

DASS DIE ZUHÖRER 
AUSSER SICH  

GERIETEN

DER INHALT DER  
REDE WAR SO  

UNGEHEUERLICH   
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Einsammeln, bewahren, loslassen: 
Gott aufheben – dreimal 

„Tasse Kaffee?“, fragt der Leutnant. 
„Nein, danke“, höre ich mich sagen, „nicht von 
Ihnen!“
„Keine Angst, ist schon nichts drin“, sagt er. 
„Zigarette?“ 
Er hält die Schachtel über den Tisch. 
„Nein, danke“, sage ich. 
Aber meine Hand ist schneller und nimmt 
eine. Der erste Zug geht bis in die Zehen. Auf 
der Hälfte mache ich aus. 
„Was ist?“, fragt der Leutnant. 
Der Hahn könnte sich tot krähen, denke ich 
und sage nur: „Falsche Sorte.“ 
Er zieht die Vorhänge zurück. Die Morgenröte 
hat ein eisernes Muster. 

Einsammeln  
Berlin schläft fest unter dem Regen. Die Pfüt­
zen sammeln Straßenlaternen. „Jürgen Fuchs 
ist tot“, stand in der Zeitung, „der Schriftsteller 
und DDR-Bürgerrechtler erlag mit 48 Jahren 
einem seltenen Krebsleiden.“ Ausgerechnet 
ich soll ihn beerdigen.
Der gleiche Krebs wie bei Bahro und Pannach. 
Gleiche Zeit, gleicher Knast: Hohenschönhau­
sen: Lange Wartezeiten auf dem Drehstuhl bei 

den Fototerminen. Übelkeit, plötzliches Erbre­
chen beim Treppensteigen danach. „Ihre Zeit 
steht in unseren Händen“, hatte der Verneh­
mer gesagt. 
Jugendliche haben angerufen, wollen Ort und 
Zeit wissen. Er hatte sie von der Straße geholt, 
Gottes Zeit eingesammelt für diese traurigen 
und weggedrückten Stiefkinder des Lebens, 
vor allem Drogensüchtige. 
Kälte, Gewalt, Angst und Fremde. Er musste 
sich nicht verstellen. Er wusste, wie weh das 
tut. Für das meiste fand er ein Wort. 
Mariendorf, Heidefriedhof. Morgen früh um 
elf weinen die Engel im Himmel sich Gott aus 
den Augen. Falls der Wetterbericht stimmt. 
Jetzt schreien schon die Pflastersteine. Ich 
muss Worte einsammeln. Psalm 139: „Finster­
nis ist wie das Licht.“ 
Der Hahn gibt keine Ruhe.

Bewahren 
Sein alter Vater versucht, gefasst zu sein. Seine 
Mutter ist taubstumm vor Kummer. Lilo, seine 
Frau, ist tagsüber tapfer. Die Kinder gehen auf 
Zehenspitzen. Trostlos schweigen wir uns an. 
Auf dem Heimweg fangen die Pflastersteine 
an zu schreien. Der Hahn kann sich ausruhen. 
Ich laufe kilometerweit in die Nacht. Nur Gott 
komme ich keinen Schritt näher. 

Neun Monate war er in Hohenschönhausen. 
Landschaften der Lüge, wütende Vernehmer, 
endlose Verhöre, Abgründe des Verrats. Tag 
für Tag auf Du und Du mit dem Zellenspit­
zel. Rücken an Rücken unter der lauwarmen 
Dusche, Kopf an Kopf unter dem rostigen 
Maschendraht im Freistundenkäfig. Auge in 
Auge unter dem Hundertwattgespenst. Zel­
lenkrieg. 5. Mose 28, 23: „Der Himmel über 
dir wird zu Erz, der Boden unter deinen Füßen 
zu Eisen.“ Da sind ihm die meisten Worte er­
schrocken. Bis zuletzt sammelte er Freunde 
aus den Aktenbergen.
Jetzt schreit selbst der Hahn zum Himmel.

Loslassen 
Schauerliche Trauerhalle. Die Sargträger haben 
Schirmmützen wie Busfahrer.
Der Regierende Bürgermeister hat einen rie­
sigen Kranz geschickt. Es gibt kein einziges 
Gesangbuch. Wolf Biermann singt. Am offe­
nen Grab läuft mir der halbe Himmel übers 
Gesicht. Mir und der Familie und fünfhundert 
Leuten und fünfzig Fotographen. „Sein Tod 
ist nicht gottgewollt, sondern menschenge­
macht!“, soll ich gesagt haben, das steht in 
der Zeitung. Der Hahn ist verstummt. Gott sei 
Dank war Gott also doch da.
� VO N M AT TH I A S STO RC K 

„UND ALSBALD KR ÄHTE DER HAHN“

 D ie Reformation gilt als Quelle von Gewis­
sensfreiheit und Toleranz. Dafür gibt es 
gute Gründe. Aber der Befund ist diffe­

renziert zu sehen:
Zu den Sätzen, für die Luther verdammt wur­

de, gehörte seine Feststellung: „Ketzerverbren­
nung ist wider den Willen des Heiligen Geistes.“ 
Ihr entsprach sein Ratschlag: „Man lasse die Gei­
ster aufeinander platzen.“ 

Voraussetzung dieser Sätze war die reforma­
torische Auffassung vom Charakter des Glaubens 
und seinem Verhältnis zur Welt: Der Glaube ist 
ein innerliches Geschäft, bei dem nur der Heilige 
Geist durch das Evangelium tätig ist. Das Gewis­
sen ist von jedem menschlichen, auch kirchlichen 
und erst recht obrigkeitlichen Zugriff frei. Dafür 
stand Luther selbst auf dem Wormser 
Reichstag von 1521 vor Kaiser und 
Reich ein. Und das wurde auf dem 
Speyrer Reichstag von 1529 bestätigt, 
als die Protestanten erklärten, dass 
es in Fragen des Glaubens auch keine 
Mehrheitsentscheidungen geben kann. 
Grundsätzlich darf, wo es um Glauben 
und Gewissen geht, kein Zwang und 
keine Gewalt angewandt werden. Dieser Grund­
satz hat auch Folgen für die Kirche als Gemein­
schaft der Glaubenden: Glaubensdifferenzen und 
Lehrgegensätze sind im gewaltlosen Disput und 
in brüderlicher Ermahnung auszutragen. Es gilt: 
„Ohne menschliche Gewalt, sondern mit dem 
Wort Gottes“, wie es das Augsburgische Bekennt­
nis (Art. 28) formuliert. Oder mit Calvin, dass 
zwischen „der ‚äußeren‘ Rechtsgewalt und der des 
Gewissens“ scharf zu unterscheiden ist.

Ihr Gewicht haben diese Sätze unter der Voraus­
setzung, dass mit ihnen der Gegensatz zwischen 
rechtem Glauben und Irrglauben nicht aufgeho­
ben wird. Die Geister, die „aufeinander platzen“ 
sollen, sind die von recht und falsch Lehrenden. 
Es muss also ertragen werden, dass Irrlehre ver­
treten wird. Hier handelt es sich um „Toleranz“ im 
wörtlichen Sinne, um das geduldige Ertragen einer 
Auffassung, die man selbst für falsch hält. 

Diese Toleranz hat für die Reformatoren jedoch 
eine doppelte Grenze: Wenn falsche Lehre sich mit 

REFORMATION, 
GEWISSENSFREIHEIT 
UND TOLERANZ
Der folgende Text 
wurde im Auftrag 
des Wissen
schaftlichen Beirats 
der Lutherdekade 
für das Themenjahr 
„Reformation und 
Toleranz“ verfasst 
von PRO F. DR.  

M ICHAE L BE I NTKE R, 

PRO F. DR. H E I NZ 

SCH I LLI NG und  

PROF. DR. DOROTHEA 

WE N DE BOU RG

Gewalt verbindet, muss die Obrigkeit einschreiten, 
um den gesellschaftlichen Frieden zu schützen; ihr 
Einschreiten gilt dann nicht der Lehre selbst und 
verletzt damit auch die Gewissensfreiheit nicht. In 
der politischen Realität wurde dieser Grundsatz 
freilich nicht immer eingehalten. Nicht selten kam 
es dazu, daß Anderslehrenden der Vorwurf, Ge­
walt zu propagieren und Aufruhr zu schüren, ohne 
genaue Prüfung des Sachverhalts gemacht wurde, 
so einem Großteil der Täufer.

Die zweite Grenze ergibt sich daraus, dass Lu­
ther und die anderen Reformatoren trotz neuer 
Bestimmung des Charakters und der Aufgaben 
von politischer Gewalt und Kirche, wie die Zeit­
genossen allgemein, an der traditionellen Vor­
stellung des corpus christianum als Grundlage 
des gesellschaftlich-politischen Zusammenlebens 
festhielten. Religionsfreiheit im heutigen Sinne 
war damit ausgeschlossen. Denn nach jener Vor­
stellung gab es falsche Lehre, die keine bloße Glau­
bensdifferenz markierte, sondern den Grund­
konsens der christlichen Gesellschaft in Frage 
stellte, so die Ablehnung der Säuglingstaufe und 
die Leugnung der Trinität. Damit lag hier kein 
Gegensatz vor, der unter die Gewissensfreiheit 
fiel und allein geistlich-theologisch auszutragen 
war, sondern ein solcher, den die Obrigkeit kraft 

ihrer Verantwortung für die öffentliche 
Wohlfahrt zu beheben hatte – sei es ge­
genüber Täufern, Antitrinitariern oder 
Juden; bejaht wurde auch, doch gleich­
falls als Maßnahme zum Wohl der Un­
tertanen und nicht als Glaubenskrieg, 
die militärische Auseinandersetzung 
mit den muslimischen Türken. 

Im Zuge der Herausbildung ge­
schlossener Konfessionssysteme nach der Refor­
mation kam es auch auf evangelischer Seite erneut 
zur Verschränkung von Glaube und Macht, so dass 
Europa eine Periode von Kriegen erlebte, in denen 
sich auf allen Seiten staatliche und religiöse Belan­
ge verquickten. Die andersgerichteten Einsichten 
der Reformation konnten sich dagegen nicht be­
haupten. Doch wo jene Konflikte durch die Frie­
densschlüsse zur Mitte des 17. Jahrhunderts, ins­
besondere den Westfälischen Frieden, militärisch 
und juristisch befriedet waren, konnte man die in 
der Reformation gewonnenen Einsichten wieder 
aufnehmen und weiterentwickeln, auch über die 
in der Reformation gegebenen Grenzen hinaus. 

So sind die modernen Konzepte von Gewis­
sensfreiheit und Toleranz, die sich im 17. und 18. 
Jahrhundert herausbildeten und nicht zufällig 
zunächst in protestantischen Gebieten zur prak­
tischen Wirkung kamen, so wenig sie sich nur auf 
reformatorische Wurzeln zurückführen lassen, 
wesentlich auch Ergebnis der Reformation.

ES MUSS 
ERTR AGEN 
WERDEN, 

DASS  
IRRGL AUBE 
VERTRETEN 

WIRD.

ALLTAGSGESCHICHTE N⁰3
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 Reformation  Reformation

 R eformatorische Predigt ist bibelorientierte 
Predigt. Bibelorientierte Predigten sind Wi­
derworte, die polarisieren. Denn die Bibel 

erzählt von Gottes Liebe als Gottes Parteilichkeit. 
Aus der Opferperspektive wird Gottes Heilshan­
deln zur Sprache gebracht. In tausend Varianten 
erzählen die biblischen Geschichten, wie Gott aus 
der Sklaverei Ägyptens befreit, und wie Gott den 
unschuldig Getöteten auferweckt und damit ins 
Recht setzt. Das Heil der Opfer ist das Unheil der 
Täter. Das ruft Widerspruch hervor.

Die Parteilichkeit der Liebe Gottes steht in 
produktiver Spannung zu ihrer Universalität. 
Die Liebe gilt den Unterdrückten und den Un­
terdrückenden. Aber sie ist für die Täter anders 
als für die Opfer. Die einen werden von der Un­
terdrückung befreit, die anderen von ihrer Rolle 
der Unterdrücker. Gott versöhnt, indem er die 

Gegensätze provokativ herausstellt und die da­
mit verbundene Polarisierung nicht scheut. Er 
widerspricht den geliebten Harmonisierungen. 

Wer sich einmischt ins Weltgeschehen, verliert 
seine Unschuld. Diese menschliche Erfahrung 
wagt die Bibel auf Gott zu übertragen. Menschen 
wagen, ihn auf die Anklagebank zu setzen und 
ihm den Prozess zu machen. Gottes Gerechtig­
keit ist nichts als Gegenstand bohrender Fragen: 
„Mein Gott, warum? Wie lange noch?“ Die Bibel 
stiftet zu Widerspruch und Widerstand an.

Predigten, die diesen biblischen Provokati­
onen nicht ausweichen, wagen von Gott in un­
verbrauchter Sprache provokativ zu reden: vom 
beweglichen, heruntergekommenen, traumati­
sierten, behinderten Gott. Da ist der Segen nicht 
Wellness-Erfahrung, sondern Angriff auf die 
Fluchwirklichkeit der Welt. 

Da erscheint die Kirche 
als Widerstandsbewe­
gung gegen die To­
desmächte. Und da­
rum: Bibelorientierte 
Predigt ist politische 
Predigt. Sie trägt dem 
hebräischen Materialis­
mus Rechnung. Die Hebrä­
ische Bibel und der Jude Jesus 
lehren wie seine jüdischen Jün­
gerinnen und Jünger, denen wir 
das Neue Testament verdanken: 
Es geht um Befreiung und nicht 
nur um Erlösung, um Heilung 
und nicht nur um Vergebung, 
um soziale und politische Ver­
hältnisse, um Körperlichkeit 
und nicht nur um Herz und 
Seele. Die Erwählung Israels wie die 
Fleischwerdung des Wortes Gottes 
„erden“ den Himmel. Erwartet wird 
„das Paradies auf Erden“ und nicht 
nur ein neuer Himmel. Und das ist 
fragmentarisch „auch heute schon“ 
Realität und lässt darum „nie zu früh 
zufrieden“ sein. Das Volk Gottes wie 
die Kirche sind kritische Gegenüber 
zum jeweiligen Staat, denen die Fürbitte 
sogar für die gottlose Obrigkeit aufgetragen ist. 

Die (durchaus politische) Forderung nach der 
unpolitischen Predigt ist ein reaktionärer Angriff 
auf die Bibel, irregeleitet durch griechischen und 
deutschen Idealismus. Es ist das Erbe des Absolu­
tismus, in dem das Volk zu politischer Abstinenz 
verdammt war und das im Biedermeier mit den 
politischen Reaktionären im Rücken neu zur Blü­
te kam und durch den gängigen Anti-Judaismus 
verstärkt wurde. Reformatorische Predigt hat 
dieser (heute immer noch wirksamen) Entpoliti­
sierung der Bibel zu wehren.

Politische Predigten, die sich an der Bibel 
orientieren, sind seelsorgliche Predigten – und 
umgekehrt. Denn zur Seelsorge, die diesen Na­
men verdient, gehören auch Kritik und Korrek­
tur. Und solche Predigten erschöpfen sich nicht 
in ethischen Appellen, beschränken sich nicht 
darauf, zu sagen, was Menschen tun sollen. Sie 
sagen vielmehr, was Gott getan hat, tut und tun 
wird – in politischen und weltgeschichtlichen 
Dimensionen –, und erweisen sich gerade so als 
aufbauende Trostworte.

Politisch allein ist allerdings noch kein Güte­
zeichen einer Predigt. Es gibt auch die politische 
Kanzelrede derer, „die von der Königin Tisch es­
sen“, Nathan und Hananja (den „Papagei des Jesa­
ja“), die Hofprediger von Konstantinopel bis Ber­

lin, die Speichellecker der Herrschenden. Es 
sind die Repräsentanten des Mainstreams, 
„die PfarrerInnen, die es den Leuten recht 
machen“. Transformiert in den Demokrati­
schen Rechtsstaat sind es die, die sich dem 

Diktat der Ausgewogenheit beugen, die in 
den Medien unter dem Diktat der Aktuali­

tät diese braven langweiligen 
„Worte zum Sonntag“ produzie­
ren, nach denen mir immer nur 
der Seufzer „O wenn du doch 
geschwiegen hättest!“ entweicht. 
Es sind die entbehrlichen reli­
giösen Sahnehaubchen, die das 
säkulare Bedürfnis nach „ein 
wenig Religion“ befriedigen. 
„Offenheit für alle(s)“, Seelsorge 

als Honigseim.
Auf der anderen Seite 

Widerspruch und Wider­
stand der Rebellen, Elia 
und Jeremia, Johannes 
der Täufer und Jesus, 
Einzelkämpfer, Sektie­
rer, Aussteiger, Mär­

tyrer. Sie stehen rück­
haltlos für ihre Wahrheit 

ein, die erst rückblickend 
erkennbar wird. Sie lassen sich 

nicht vereinnahmen mit ihrem Mut 
zur Existenzpreisgabe. Prediger ohne Kanzel und 
Versorgungsanspruch. Vorsicht vor denen, die sie 
imitieren, ohne diesen Mut zur Existenzpreisgabe! 
Vorsicht vor dem hohlen Verbalradikalismus selbst 
ernannter Propheten heute! Merke: Es gibt keine 
Propheten mit Bauch.

Und dann gibt es die Nomaden, die sesshaft 
werden, ohne ihre Traditionen zu verraten, die 
in atemberaubender Weise die Theologie des 
Exodus in eine kritische (!) Theologie der Land­
nahme transformieren. Wenn die Botschaft der 
Wanderradikalen für die Sesshaften bekömmlich 
wird, wird aus dem „Wehe den Reichen!“ ein „Teilt 
mit den Armen!“ oder ein „Helft den Armen!“. 
Transformationsprozesse mit Risiken und Ne­
benwirkungen. Und wenn die Hofpropheten in 
der Rebellen Schule gehen, kann es unerwartete 
Ausbrüche aus dem Korsett der political correct­
ness geben … wenn Natan mit der Parabel seinem 
König die Leviten liest … wenn eine EKD-Denk­
schrift 1968 zur Versöhnung mit den östlichen 
Nachbarn aufruft. Vor zwei Jahren hätte ich Lust 
gehabt, ein öffentliches Plädoyer für das Lachen 
der Kanzlerin über den Tod Osama bin Ladens zu 
halten. Vielleicht stiften solche Widerworte dazu 
an, auch wieder mit Lust Protestantin und Prote­
stant zu werden.

D R . R A I N E R  
STU H L M A N N ist  
Studienleiter in dem 
internationalen  
ökumenischen Dorf  
Nes Ammim im  
Norden Israels.

Dieses B I B E LZ ITAT  
wurde zum Leitwort der 
Friedensbewegung. 
 

PROVOKANT!
Die Bibel stiftet zu Widerstand und Widerspruch an. Eine biblische Predigt 
ist deshalb auch immer eine politische Predigt  VO N R AI N E R STU H L M AN N

„JEDER  
THEOLOGISCHE  

SATZ MUSS AUCH 
 EIN POLITISCHER  

  SEIN.“
Dorothee Sölle 

(aus: Gegenwind,  
1995)

„WIR  
ERINNERN UNS  

DER BEFREIUNG,  
DIE FRÜHER ER- 

FAHREN WURDE, WIR 
ENTWERFEN DIE  

KOMMENDE.“
(aus: Politische Theologie,  

1982)
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 S ie machen was her. Die Wittenberger Stadt­
wache trägt Wams und Bundhose, Helm 
und Hellebarde. Man kann sie auch mie­

ten. Sie stehen Spalier, wenn im Rathaus zwei 
heiraten. Sie gehen beim Stadtfest in der ersten 
Reihe. Sie werden natürlich gerne fotografiert 
von den Touristen. Irgendwie passt das zusam­
men, so wehrhafte Männer und „Ein feste Burg 
ist unser Gott“. Trutzige Zeiten damals, als es 
noch was zu verteidigen gab. Die Stadtwache er­
innert daran.

Und auch der Name „Lutherstadt Witten­
berg“ klingt schön protestantisch – wenn man 
mal kurz die Zeit der wehr­
haften Männer verdrängt, 
die der Stadt 1938 diesen 
Beinamen gegeben haben. 
Eine Stadt, die zur Projek­
tionsfläche religiöser und 
politischer Überzeugungen 
geworden ist, auch wenn 
religiöse Überzeugungen 
schon längst nicht mehr 
ihre Alltagswirklichkeit be-
stimmen. Wittenberg ist 
ein durchaus prominentes 
Beispiel dafür, dass eine 
Stadt immer mehr ist als 
ihre Gebäude und Straßen 
und auch als die Menschen, 
die sie bewohnen. Städte le­
ben von dem Bild, das man 
sich von ihnen macht. Sexy 
Berlin, teures Frankfurt, 
kühles Hamburg, um mal 
von Neumünster und Lü­
denscheid zu schweigen. 
Stadtväter und -mütter von 
Städten ohne ausgeprägtes 
Image suchen daher gerne 
eines: „Stadt der Moderne“, 
„Musikstadt“, „Stadt der 
Brunnen“ …

Jerusalem hat das nicht 
nötig. Ein Name, aufgeladen in Jahrtausenden. 
Begehrt wie eine Frau, geliebt wie eine Tochter, 
gesucht wie eine Mutter. Kein Ort auf der Welt 
könnte die Sehnsucht fassen und die Hoffnung, 
die sich mit diesem Namen verbindet und auch 
nicht den Überschuss an Erwartungen. „Nach­
exilisch“ ist der Jesajatext, sagen die Exegeten. 
Was das bedeutet, sagen sie nicht. Diese Worte 
sind an die Heimkehrer gerichtet. Sie sind end­
lich wieder in ihrer Heimat und trotzdem nicht 
zu Hause. Und sie fragen sich: Woher soll eigent­
lich jetzt noch Hoffnung kommen, wenn sich 
die große Verheißung schon erfüllt hat und man 

sich plötzlich wiederfindet in einer halb zer­
störten Stadt?

Jetzt kann der Glaube seine Kraft nicht mehr 
aus der Hoffnung auf die bessere Zukunft gewin­
nen. Die Dürftigkeit der Gegenwart ist es, die ihn 
herausfordert. In Jerusalem waren das Auseinan­
dersetzungen mit der Besatzungsmacht, die Pro­
bleme des Wiederaufbaus, die Organisation der 
Daseinsfürsorge, die Frage, wie das Zusammen­
leben in der Gesellschaft gelingen kann. Kommt 
einem nicht ganz unbekannt vor, oder? Einiges 
davon ist auch bei uns schon Geschichte. Und 
anderes bleibt eine Herausforderung. Der lange 

Atem, den diejenigen brau­
chen, die sich Tag für Tag 
vor Ort engagieren. Ober­
bürgermeister und Stadtver­
treterinnen, Ortsvorsteher 
und Gemeinderäte. Kno­
chenarbeit ist das, und wie 
Steine schleppen fühlt es 
sich manchmal an.

Jerusalem bleibt eine 
Stadt zwischen Himmel und 
Erde. Kaum sind die Heim­
kehrer wieder da, klettern 
sie auf die gerade wieder auf­
gebauten Stadtmauern, um 
Gott an seine Verheißungen 
zu erinnern. Das hier ist 
nicht alles. Da kommt noch 
mehr. Die Gegenwart hält 
uns nicht am Boden. Wir 
sind offen für das, was erst 
noch kommen wird. Eine 
Stadtwache, die nicht bloß 
trutzig das Bestehende ver­
teidigt, sondern Ausschau 
hält nach der Zukunft. Sol­
che Wächter hat eine Stadt 
zwischen Himmel und Erde. 
Und sie hat eine Menge 
Wegbereiter. Die lassen sich 
von Steinen im Weg nicht 

weiter beeindrucken. Die haben keine Angst, sich 
die Hände schmutzig zu machen. Wenn wir sein 
wollen, was wir sein wollen, eine gesuchte und 
besuchte Stadt, müssen wir anpacken. Damit alle 
kommen können, die uns jetzt noch fehlen.

Die dürftige Gegenwart ist nicht alles. Und es 
hat keinen Sinn, bloß auf die Steine im Weg zu 
starren. Dafür ist Jerusalem ein Zeichen, für alle 
Völker, zu allen Zeiten und gerade im Kontrast 
zu der scheinbar aussichtslosen politischen Situ­
ation. Ein Zeichen auch für die Kirche und die 
Wächterinnen und Wegbereiter in ihr. Ihr Völ­
ker der Welt, schaut auf diese Stadt!

STADT  
ZWISCHEN  

HIMMEL  
UND ERDE

Predigt zum Reformationstag  
VO N K ATH RI N OXE N O Jerusalem,  

ich habe Wächter über deine  
Mauern bestellt, die den ganzen 
 Tag und die ganze Nacht nicht  
mehr schweigen sollen. Die ihr  
den HERRN erinnern sollt, ohne 
euch Ruhe zu gönnen, lasst ihm 

keine Ruhe, bis er Jerusalem  
wieder aufrichte und es setze  

zum Lobpreis auf Erden! . . .  
Gehet ein, gehet ein durch die  

Tore! Bereitet dem Volk den Weg! 
Machet Bahn, machet Bahn,  

räumt die Steine hinweg! Richtet 
ein Zeichen auf für die Völker!  
Siehe, der HERR lässt es hören  

bis an die Enden der Erde:  
Sagt der Tochter Zion: Siehe, dein 

Heil kommt! Siehe, was er gewann, 
ist bei ihm, und was er sich  

erwarb, geht vor ihm her! Man  
wird sie nennen „Heiliges Volk“, 

„Erlöste des HERRN“, und dich wird 
man nennen „Gesuchte“ und „Nicht 

mehr verlassene Stadt“.

Jesaja 62,6f+10-12
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Für den Reformationstag 2013: 
Liturgische Bausteine  
zur Gottesdienstgestaltung  
VO N K ATH RI N OXE N

MEDITATION   
ZU „ICH BAU NE STADT FÜR DICH“ 
(Cassandra Steen/Adel Tawil)

Gott, wir sehen:
Es ist so viel, so viel zu viel
und überall Reklame
Zu viel Brot und zu viel Spiel
Das Glück hat keinen Namen

Alle Straßen sind befahren
In den Herzen kalte Bilder
Keiner kann Gedanken lesen
Das Klima wird milder

Gott, du sagst:
Ich bau eine Stadt für dich.
Aus Glas und Gold wird Stein.
Und jede Straße die hinausführt
Führt auch wieder rein
Ich bau eine Stadt für dich.

Gott, wir sehen:
dass keiner mehr weiß, wie er aussieht – oder wie er heißt
dass alle hier auf der Flucht sind und die Tränen sind aus Eis
Es muss doch auch anders gehen – so geht das nicht weiter
Wo find ich Halt, wo find ich Schutz – der Himmel ist aus Blei hier

Gott, du sagst:
Ich bau eine Stadt für dich.
Aus Glas und Gold wird Stein.
Und jede Straße die hinausführt,
führt auch wieder rein
Ich bau eine Stadt für dich.

Gott, wir suchen:
Eine Stadt, in der es keine Angst gibt, nur Vertrauen,
wo wir die Mauern aus Gier und Verächtlichkeit abbauen.
Wo das Licht nicht schnell ist
und das Wasser hell
und jedes Morgenrot
und jeder Traum sich lohnt.
Und wo jeder Blick durch Zeit und Raum in unsere Herzen fließt

Gott, du sagst:
Ich bau eine Stadt für dich.
Aus Glas und Gold wird Stein.
Und jede Straße die hinausführt,
führt auch wieder rein
Ich bau eine Stadt für dich.

FÜRBITTENGEBET

Lasst uns beten für eine Kirche,
in der das eine Wort wichtiger genommen wird
als viele Wörter,
in der die eine Botschaft mehr zählt als viele Schlagzeilen.

Gott helfe uns. Amen.

Lasst uns beten für eine Kirche,
die ihre Stimme erhebt im Konzert der Mächtigen
und sich auf die Seite derer stellt,
die in ihrer Ohnmacht Unterstützung brauchen.

Gott helfe uns. Amen.

Lasst uns beten für eine Kirche,
die nach Einheit strebt und nicht nach Einheitlichkeit,
die nach Gemeinsamkeiten sucht und Unterschiede anerkennt.

Gott helfe uns. Amen.

Lasst uns beten für eine Kirche,
in der der Mensch zählt
und nicht die Menschen gezählt werden,
in der die Liebe gelebt und das Leben geliebt wird.

Gott helfe uns. Amen.

Lasst uns beten für eine Kirche,
die Neues annimmt und Bewährtes pflegt,
die Fragen zulässt und Antworten nicht scheut.

Gott helfe uns. Amen.

Lasst uns beten für eine Kirche,
die in die Welt hinausgeht und sich nicht hinter Mauern versteckt,
die offen ist für viele Strömungen,
aber nicht mit dem Strom schwimmt.

Gott helfe uns. Amen.

Lasst uns beten für eine Kirche,
die nicht nur Gotteshäuser unterhält,
sondern in der Gott ein Zuhause hat,
die sich vom Geist leiten lässt und deren Leitung Geist hat.

Gott helfe uns. Amen.

Lasst uns beten für eine Kirche,
in der nicht die vom „Dienen“ reden, die „Herrschen“ meinen,
sondern in der der herrscht, der uns dient alle Tage bis an der Welt Ende.

Gott helfe uns. Amen.

(Nach einem Fürbittengebet von Eckhard Hermann,
in: ders., Neue Gebete für den Gottesdienst II, München 2004)

PSALMGEBET  ZU PSALM 46

(alle) Gott ist für uns Zuflucht und Schutz,
in Zeiten der Not schenkt er uns seine Hilfe mehr als genug.

(Eine/r) Darum fürchten wir uns nicht,
wenn auch die Erde bebt und wankt
und die Berge mitten ins Meer sinken,
wenn auch seine Wellen brausen und tosen
und die Berge erbeben von seiner gewaltigen Kraft.

(alle) Gott ist für uns Zuflucht und Schutz,
in Zeiten der Not schenkt er uns seine Hilfe mehr als genug.

(Eine/r) Ein Strom, von vielen Bächen gespeist, erfreut die Stadt Gottes,
den heiligen Ort, an dem der Höchste wohnt.
Ja, Gott wohnt in ihrer Mitte,  
darum wird sie niemals ins Wanken geraten,
Gott wird ihr Hilfe bringen, wenn sich die Nacht  
zum Morgen wendet.

(alle) Gott ist für uns Zuflucht und Schutz,
in Zeiten der Not schenkt er uns seine Hilfe mehr als genug.

(Eine/r) Völker geraten in Aufruhr, Königreiche wanken – 
Gott lässt seine Stimme nur einmal erschallen,  
und schon vergeht die ganze Welt!
Der allmächtige Herr ist mit uns, 
der Gott Jakobs ist für uns eine sichere Burg.

(alle) Gott ist für uns Zuflucht und Schutz,
in Zeiten der Not schenkt er uns seine Hilfe mehr als genug.

(Eine/r) Kommt und führt euch vor Augen,  
welch große Taten der Herr vollbracht hat!
In aller Welt hat er vernichtende Schläge gegen seine Feinde geführt. 
Er beendet Kriege überall auf der Erde,
Pfeil und Bogen bricht er entzwei, er zerschmettert Speere
und verbrennt Streitwagen im Feuer.

(alle) Gott ist für uns Zuflucht und Schutz,
in Zeiten der Not schenkt er uns seine Hilfe mehr als genug.

(Eine/r) Lasst euren Aufruhr und erkennt, dass ich allein Gott bin,
hoch erhaben über alle Völker, geehrt in aller Welt.
Der allmächtige Herr ist mit uns,
der Gott Jakobs ist für uns eine sichere Burg.

(alle) Gott ist für uns Zuflucht und Schutz,
in Zeiten der Not schenkt er uns seine Hilfe mehr als genug.

(Nach der Neuen Genfer Übersetzung)

EINGANGSGEBET 

Gott, wir danken dir für den Mut, der in der Welt ist,
wenn wir die Tage bedenken, an denen es gar nicht 
recht hell wird
und die Jahre ganz ohne Hoffnung.
Wenn wir bedenken,
dass es niemanden gibt, der nicht seine Sorgen hätte,
zumindest diese: Kind, was wird dir geschehen?
Gott, wir wissen doch alle, wie sehr wir misstrauen
dem Dach über unserem Kopf und der Erde zu un-
seren Füßen.
Und dass keiner von uns mehr sagen mag:  
Rose, Schwester
und Bruder, Tod und Heimat, Ewigkeit.
Und doch sehen wir es, Gott:
Wie einer die Buche pflanzt, den dürren Stecken, 
und sieht zu ihr auf, als wölbe sich schon über seinem 
Haupte die Krone.
Wie den ganzen Tag Lastwagen fahren
voll Bretter und Schwellen, voll Balken und  
roter Ziegel.
Unser eigenes Gesicht im Spiegel
als wir gingen, dir zu begegnen.
Wie war es voll Freude. 

(Nach dem Gedicht „Ziemlich viel Mut“  
von Marie Luise Kaschnitz)

SINGEN BETEN FEIERN 

LIEDVORSCHLÄGE

EG 147, 1-3 (Wachet auf, ruft uns die Stimme)
EG 282, 1-3 (Wie lieblich schön, Herr Zebaoth)
EG 362, 1-4 (Ein feste Burg ist unser Gott)
EG 428, 1-5 (Komm in unsre stolze Welt)
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 MACHT

fismus, aus dem Bonhoeffer auch persönlich 
Konsequenzen zog. 

Dazu gehörte ebenso der Versuch, die Kirche 
zur Klarheit in den Bekenntnisfragen ihrer Zeit 
zu nötigen, insbesondere auch in dem klaren Be­
kenntnis zu ihren Gliedern jüdischer Herkunft, ein 
Schritt, der dann immer klarer zum Bekenntnis 
für das Lebensrecht aller Jüdinnen und Juden und 
zum Aufbegehren gegen Judenmord und Euthana­
sie führte, wie das „Schuldbekenntnis der Kirche“ 
in Bonhoeffers „Ethik“ besonders klar zeigt.11

Zu den Konsequenzen aus der Begegnung 
mit der Bergpredigt gehörte ebenso der Versuch, 
die Kirche in Zeugnis und Gestalt zu stärken – 
und zwar dadurch, dass die jungen Pfarrer dafür 
ausgebildet und dazu befähigt wurden, in einer 
glaubenswidrigen Welt den Glauben an Jesus 
Christus zu bezeugen. Das setzte, wie Bonhoef­
fer erkannte, nicht nur Festigkeit in der Lehre, 
sondern Verwurzelung in gelebter Frömmigkeit 
und Erfahrungen mit einer überzeugenden Form 
des gemeinsamen Lebens voraus. 
So entlegen Finkenwalde bei 
Stettin, der Ort von Bonhoeffers 
Predigerseminar, vom politi­
schen Machtzentrum Berlin aus 
auch immer erscheinen mochte: 
was Bonhoeffer seit 1935 im Pre­
digerseminar und anschließend in der illegalen 
Theologenausbildung tat, war keine Abwendung 
von den politischen Einsichten, die er gewonnen 
hatte, sondern blieb darauf in einer unzweideu­
tigen Weise bezogen. 

Zu diesen Konsequenzen gehörte dann aber 
vor allem die Entscheidung, nicht vor Hitlers 
Krieg in die USA auszuweichen, um die Entschei­
dung zur Verweigerung des Kriegsdienstes nicht 
zur persönlichen Gefährdung werden zu lassen, 
sondern nach wenigen Wochen in New York 
im Sommer 1939 wieder nach Deutschland zu­
rückzukehren, am Geschick des eigenen Volkes 
teilzunehmen, um für ein Deutschland nach Hit­
ler zu wirken. Das war der Schritt, der Dietrich 
Bonhoeffer in die Konspiration gegen Hitler, in 
Gefängnis und gewaltsamen Tod führte. 

Wie sehr er dabei früh gewonnene Einsichten 
weiterführte, lässt sich exemplarisch an seinem 
Verständnis politischer Macht verdeutlichen. 
Die Klarheit, die sich schon in dem Aufsatz 
über „Die Kirche vor der Judenfrage“ von 1933 
zeigt, setzt sich fort. In den Fragmenten zu der 
geplanten Ethik, an der Bonhoeffer während der 
Zeit der Konspiration und der Vorbereitung des 
Umsturzes arbeitete, wird die politische Macht 
in die Lehre von den Mandaten eingeordnet, in 
denen sich Gottes in Jesus Christus offenbartes 
Gebot konkretisiert.12 Keine Rede ist da von ei­

ner Eigengesetzlichkeit des Politischen; sondern 
die Bindung der politischen Machtausübung 
an den göttlichen Auftrag, für Recht und Frie­
den zu sorgen, beherrscht auch hier alle Über­
legungen. 

Bonhoeffers Denken kann man insgesamt 
auf den Begriff einer Ethik der Verantwortung 
bringen. Sie ist früh angelegt und kommt in den 
Ethik-Fragmenten in einer beeindruckenden 
Weise zur Entfaltung. Dass Bonhoeffer von der 
menschlichen Verantwortung so hoch denkt, hat 
wiederum mit seinem familiären Hintergrund 
ebenso zu tun wie mit seiner theologischen Prä­
gung. Es hat vor allem auch damit zu tun, dass 
er den Weg, den er in seiner persönlichen Ent­
wicklung gegangen ist, als einen Weg zur Mün­
digkeit erlebt hat, und dass er Mündigkeit als ein 
entscheidendes Signum der Moderne ansah.13  

Bonhoeffer sah in diesem Schritt zur Mündig­
keit nicht eine Gefährdung des Glaubens, son­
dern einen Gewinn. Gerade angesichts der Mün­

digkeit des Menschen ist der 
Glaube ernst zu nehmen, und 
zwar nicht als eine abgegrenzte 
Region in der menschlichen 
Existenz, als ein Reservat der 
Frömmigkeit am Sonntagmor­
gen, als ein Gefühl im Innern der 

Person, sondern als Lebensakt. 	
Dem Dasein Christi für andere, so heißt Bon­

hoeffers Überzeugung, entspricht eine Bereit­
schaft zum Dasein für andere, in der wir Ver­
antwortung eben nicht nur als Vorsorge für das 
eigene  Leben, sondern ebenso als Fürsorge für 
fremdes Leben verstehen. „Die letzte verantwort­
liche Frage ist nicht, wie ich mich heroisch aus der 
Affäre ziehe, sondern wie eine künftige Genera­
tion weiterleben soll“: so heißt Bonhoeffers ver­
antwortungsethischer Leitgedanke.14 Er schließt 
die Bereitschaft ein, in der äußersten Situation 
zur Schuldübernahme bereit zu sein, nämlich 
dann, wenn Zuschauen und Tatenlosigkeit die 
größere Schuld wären. Im Begriff der Schuld­
übernahme klingt deutlich an, wie Bonhoeffer 
sein Handeln und das seiner Mitverschwörer in 
der Konspiration gegen Hitler verstand.

Dietrich Bonhoeffer, der jede Tötung eines 
anderen Menschen für schuldhaft hielt, sah sich 
vor die Frage gestellt, ob es Situationen gibt, in 
denen verantwortliches Handeln nur noch mög­
lich ist, indem man zur Schuldübernahme bereit 
ist. Bonhoeffer bejahte diese Frage und nahm die 
Konsequenz daraus auf sich. Diesen Schritt in die 
Schuldübernahme aus Verantwortung muss man 
im Sinn haben, wenn man hört, dass Freiheit 
nicht darin besteht, im Möglichen zu schweben, 
sondern das Wirkliche tapfer zu ergreifen.15  

10	Kirche und Völkerwelt,  
in: Bonhoeffer (DBW 13) 
1994: 298ff. (301).

11	Bonhoeffer (DBW 6)  
1992: 130.

12	Bonhoeffer (DBW 6)  
1992: 392ff.

13	Bonhoeffer (DBW 8)  
1998: 477, 511 u.ö.

14	Bonhoeffer (DBW 8)  
1998: 25.

15	 Bonhoeffer (DBW 8)  
1998: 571.

„ 
VER ANTWORTUNG 

IST AUCH  
FÜRSORGE FÜR 

FREMDES LEBEN.  
“

Posaunenmusik reicht bis zum Waldrand 
und die Kinderstimmen dringen noch weiter. 
In der trockenen Sommerluft schwellen die 
Stimmen an und verebben. Im Schaukasten 
bleicht das Plakat „Gemeindefest“ aus. Die 
Holzbänke glühen in der Sonne. Die Dorflinde 
und einige weit gespannte Sonnenschirme 
sorgen für Schatten. Vor der Losbude und 
beim Ringwerfen sammeln sich immer neue 
Gruppen. Das Küchenbuffet leert sich schnell. 
Große Kaffeekannen stehen unberührt he­
rum. Kalte Getränke werden herbeigetragen. 
Die Zeit scheint angehalten. Die Hitze flirrt.
Auf einer Bank sucht eine Männergruppe 
Schutz vor der Sonne. Jacketts werden ab­
gelegt, Ärmel hochgekrempelt, die Krawat­
tenknoten sitzen locker. Wortfetzen dringen 

an die Nachbartische. „ . . . unser Kindergar­
ten . . .“, „ . . . die Waschräume, sind alt . . .“ „Sa­
nierung . . . unbedingt nötig . . .“, „Beitrag . . .  
viel zu niedrig“. Eine Frau nähert sich. Sie tritt 
an den Tisch. Die Runde öffnet sich, macht ei­
nen Sitzplatz frei. Hände werden geschüttelt, 
„ . . . Guten Tag! . . .“ „ . . . Hallo! . . .“, „ . . . Frau Pa­
storin, gut, dass Sie Zeit haben . . .“. 
Die Stimmen werden gedämpfter. „ . . . meine 
Fraktion trägt das nicht mit . . . , ist im Gemein­
dehaushalt nicht vorgesehen . . .“, „ . . . muss man 
mal sehen . . .“, „ . . . der Gemeindekirchenrat 
hat . . . so könnte das gehen . . .“, „ . . . immerhin 
sind das alles unsere Kinder . . .“. Das Gespräch 
wechselt in den Flüsterton. Plötzlich erklingt 
eine Stimme laut: „Ja, so machen wir das.“ 
Die Frau erhebt sich, einer der Männer steht 

auch auf. Die beiden geben sich die Hand, 
„ . . . Herr Bürgermeister . . .“. Die Frau lacht. 
„ . . . Frau Pastorin . . .“ Der Mann schüttelt 
kräftig die angebotene Hand. „Abgemacht!“, 
dringt an die Nachbartische. 
Etwas später, auf dem Tisch steht das erste 
Bierglas. Einige Kinder kommen und treten auf 
die kleine Bühne. „Der Himmel geht über allen 
auf“, singen die Kinderstimmen. Einige Frauen 
unterstützen den Gesang. Bei dem Wort „Him­
mel“ recken die Kinder ihre Hände nach oben, 
zeichnen einen Bogen in den Himmel. „Unser 
Kindergarten singt nun für euch alle . . .“, sagt 
die Pastorin und dankt „unserem Bürgermeis­
ter, für die gute Zusammenarbeit . . .“. Noch 
vom Waldrand her kann man den Gesang der 
Kinder hören. � VO N H E N N I N G K I E N E

WIR KÖNNEN AUCH ANDERS

ALLTAGSGESCHICHTE N⁰4

45

FO
TO

: B
A

ST
I A

RL
T

>



4746

 MACHT  MACHT 

erhebliche Probleme, die Weimarer Republik 
als eine Obrigkeit von Gott anzusehen, weil die 
Regierung von Menschen gewählt war. Es fiel ih­
nen leichter, Hitler als von Gott Gesandten an­
zusehen und damit in die alten Denkmuster zu 
verfallen. Auch gehörten die Pfarrer als Teile des 
Bürgertums einer Bevölkerungsgruppe an, die 
dem Verlust der Monarchie nachtrauerte, scho­
ckiert über die Formen des Atheismus war, und 
die moderne Zeit mit der Liberalitiät in der Ge­
sellschaft kritisch sah.
Sie schreiben, dass sich die Deutschen Christen 
die rassistische Ideologie zu eigen gemacht hät-
ten. Dies sei sogar konstitutiv gewesen. 
Das ist das Erschreckende. Theologisch war ja die 
evangelische Kirche schon seit der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts sehr gespalten – zwischen den 
pietistischen Traditionalisten und der so genann­
ten liberalen Theologie, die Glauben mit Wissen­
schaft und Kultur vereinbaren wollte. Nach dem 
Ersten Weltkrieg hatte sich mit Karl Barth eine 
theologische Richtung entwi­
ckelt, die den Liberalen vorwarf, 
dass sie theologische Fragen 
zu sehr mit kulturellen Fragen 
vermischten und nicht mehr 
nur aufs Evangelium schauten. 
Karl Barth hat dafür gekämpft, 
dass man ausschließlich das Evangelium als 
Richtschnur betrachtet und es nicht mit anderen 
Philosophien oder weltanschaulichen Elementen 
verbindet. Das Eigenartige ist, dass dann parallel 
dazu mit den Vorläufern der Deutschen Chris­
ten genau das Umgekehrte passierte: Jetzt war 
es nicht die Kultur und die Wissenschaft, denen 
man sich annäherte, sondern es waren plötzlich 
rassische Fragen oder das Führerprinzip.
Aber es gab in Frankfurt auch Widerstand ge-
genüber dem Beschäftigungsverbot von nicht 
„reinarischen“ Ärzten, zum Beispiel in evange-
lischen Krankenhäusern. 
Die Frage, wie die evangelische Kirche mit Juden 
und insbesondere getauften Juden umgegangen 
ist, beschäftigt uns bis heute. Es ist nicht ganz 
zufällig, dass die Pfarrerschaft der Machtüber­
nahme der Nationalsozialisten weitgehend zuge­
stimmt hat. Erst in dem Moment, als auch in der 
Kirche der „Arierparagraph“ eingeführt wurde, 
also das Verbot, nicht „reinarische“ Menschen 
im kirchlichen Dienst zu beschäftigen, begann 
man, sich zu wehren. Es ist interessant, wenn 
man sich dazu die drei der Landeskirche naheste­
henden Krankenhäuser in Frankfurt anschaut: 
das Diakonissenkrankenhaus, das St. Markus­
krankenhaus und das Privatkrankenhaus Sach­
senhausen. Auf alle drei ist Druck ausgeübt wor­
den, sich von jüdischen Ärzten zu trennen. Aber 

die Reaktionen waren sehr unterschiedlich. Der 
Träger des Sachsenhäuser Krankenhauses, der 
Gemeinschaftsdiakonieverband in Marburg, lag 
auf der Linie der Deutschen Christen und der 
Nationalsozialisten und hat – sehr freundlich 
gesagt – überhaupt nicht den Versuch gemacht, 
sich vor seine jüdischen Ärzte zu stellen. Der 
Träger des St. Markuskrankenhauses, der Vor­
stand des Bockenheimer Diakonissenvereins, 
hat es versucht, auch mit juristischen Tricks, hat 
sich aber nicht durchsetzen können. Beim Dia­
konissenkrankenhaus schließlich hat der Vor­
standsvorsitzende, Senatspräsident am Oberlan­
desgericht Dr. Heldmann, sofort gesagt: Hier gilt 
der Arierparagraph nicht. Und man konnte das 
durchhalten.
Wie war das Kräfteverhältnis zwischen den bei-
den Richtungen in der Frankfurter Pfarrerschaft?
Zwischen 1933 und 1945 haben in Frankfurt 
137 Pfarrer gearbeitet. Davon waren 60 Mitglie­
der der Bekennenden Kirche. Das ist ein enorm 

hoher Anteil. Den Deutschen 
Christen gehörten 29 Pfarrer 
an, 17 traten aber nach relativ 
kurzer Zeit wieder aus.
Heißt das, das protestantische 
Milieu war hier kritisch einge-
stellt?

Ich habe nichts gefunden, was die Ausrich­
tungen der Gemeindemitglieder betraf. Es gab 
nur wenige Gemeinden, die sich eindeutig zu­
ordnen lassen. Die Gemeinden waren gespalten. 
Einige Protagonisten der Bekennenden Kirche 
wie Otto Fricke und Wilhelm Fresenius hatten 
nicht einmal in ihren Kirchenvorständen die 
Mehrheit.
Warum sollte man sich heute noch mit Kirchen-
kampf beschäftigen?
Was zwischen 1933 und 1945 passiert ist, war ein 
ganz schrecklicher Irrweg Deutschlands, der aber 
doch weitgehend Zustimmung gefunden hatte. 
So richtig überzeugt sind die Menschen auch 
nach 1945 nicht davon abgerückt. Wir beschäf­
tigen uns heute fast täglich mit den Rechtsradi­
kalen. Wenn ich mich mit Geschichte befasse, 
geht es mir auch darum, den Menschen, die frü­
her gelebt haben, gerecht zu werden. Auch bin ich 
jemand, der als Kind sehr darunter gelitten hat, 
was zwei Generationen angerichtet haben. Ich 
bin 1936 geboren, ein paar Bombenangriffe mit 
Todesangst, die letzten Kämpfe um Berlin, die 
Besatzung durch die russischen Truppen, dann 
in Berlin die Blockade, die Teilung Deutschlands 
und Europas. Das hat Spuren hinterlassen. Des­
halb ist es mir nicht egal, was die Verantwort­
lichen damals gedacht haben.
Die Fragen stellte Kurt-Helmuth Eimuth.

Aus: Evangelisches 
Frankfurt. Nachrichten 
und Debatten. Aus-
gabe 2013/1 – Februar, 
www.evangelisches 
frankfurt.de

J Ü RG E N TE L S C H OW 
ist Vorsitzender 
des Evangelisch-
lutherischen Prediger
ministeriums Frankfurt 
am Main – Vereini-
gung zur Pflege der 
Frankfurter Kirchen
geschichte e.V. 

Herr Telschow, Sie haben über den „Kirchen-
kampf“ in Frankfurt geforscht. Um was ging es 
denn dabei?
Wenn man den Begriff traditionell verwendet, 
ging es um eine Auseinandersetzung innerhalb 
der evangelischen Kirche zwischen den „Deut­
schen Christen“, die der Ideologie des National­
sozialismus folgten, und einer kirchlichen Rich­
tung, die sich „Bekennende Kirche“ nannte. Sie 
bestand auf einer theologischen und organisa­
torischen Eigenständigkeit gegenüber dem NS-
Staat. Damit wird aber eigentlich verdeckt, dass 
meines Erachtens der Gegner der Bekennenden 
Kirche gar nicht die Deutschen Christen waren, 
sondern der NS-Staat. Die Bekennende Kirche 
hat zwar an einem ganz entscheidenden Punkt 
der Gleichschaltung widerstanden, aber sie hat 
mitgemacht oder toleriert oder sich weggeduckt 
bei all dem anderen, was dieser NS-Staat über 
Deutschland und die Welt gebracht hat. Mit dem 

Begriff „Kirchenkampf“ konnte sie ihr Bild von 
dem Kämpfer gegen das Unrecht schlagwortartig 
skizzieren.
Man kann also nicht sagen, dass die Bekennende 
Kirche Widerstand geleistet hätte?
Nein. Es gab in der Bekennenden Kirche nur 
ganz wenige, die den NS-Staat grundsätzlich ab­
gelehnt haben.
Sie schreiben, dass das protestantische Milieu 
eine Nähe zum Nationalsozialismus gehabt hät-
te. Wie erklärt sich das?
Von der Urchristenheit her sind die Christen 
aufgerufen worden, den Staat, ganz gleich wie 
er ausschaut, als von Gott gegeben anzusehen. 
Es gibt das bekannte Wort von Römer 13, wo es 
nicht nur heißt: „Seid Untertan der Obrigkeit“, 
sondern es geht weiter: „… denn es ist keine Ob­
rigkeit ohne von Gott“. Und so haben die Chris­
ten über 2000 Jahre damit gelebt, dass man sich 
dem Staat zu unterwerfen hat. Dann hatten sie 

Auch in der  
Bekennenden Kirche 
gab es nur wenige, 
die den NS-Staat 
grundsätzlich ab-
lehnten, sagt  
J Ü RG E N TE LSCH OW, 
der die Kirchen- 
geschichte in  
Frankfurt am Main 
erforscht 

„ 
CHRISTEN HABEN  
GELERNT, SICH ZU  

UNTERWERFEN 
“ 

„ 
EIN KR ANKENHAUS-
VORSTAND SAGTE:  

DER ARIERPAR AGR APH 
GILT HIER NICHT. 

“

FO
TO

: R
O

LF
 O

ES
ER



4948

 MACHT  Macht

DIE MACHT DER  
LEISEN WORTE
Christian Lehnert führt in seinen Gedichten auch dorthin, wo es wehtut  
VO N STE PHAN I E H Ö PPN E R

 M it seinen Gedichten spricht er in einen 
völlig offenen Raum. Mit seinen Pre­
digten wendet er sich an Menschen an 

einem bestimmten Ort und in einer bestimmten 
Situation. Der Dresdner Theologe Christian Leh­
nert ist einer der wichtigsten Vertreter der deut­
schen Gegenwartslyrik. Er weiß: „Lyriker sind 
die Grundlagenforscher menschlicher Sprachfä­
higkeit.“ Über die Theologen sagt er: „Wir nutzen 
die Potenziale der Predigt nicht.“ Der 43-Jährige 
weiß um die Macht der leisen Worte. 

Dichter oder Theologe? Für Christian Lehnert 
sind das zwei Seiten einer Doppelexistenz, die 
sich nicht ineinander auflösen lassen. Er schreibt 
Gedichte, in denen es auch religiöse Erfahrungen 
gibt. Aber als christliche Gedichte möchte er 
seine Werke nicht bezeichnet wissen. Dem Un­
sagbaren nähert er sich – mit Hilfe einer komple­
xen Schreibtechnik – eher indirekt an. Doch wie 
kommt jemand dazu, sich einer solchen Aufgabe 
zu widmen? Und wie ist es überhaupt möglich, 
Eindrücke von Gefühlen und Stimmungen wie 
etwa „Liebe“ oder „Stille“ zu transportieren?

Lehnerts Werdegang gibt erste Aufschlüsse: 
Aufgewachsen in einem nichtreligiösen Eltern­
haus in der DDR, hat Lehnert als Jugendlicher 
zum Glauben gefunden. Noch in der jungen 
Gemeinde fängt er an, das damals herrschende 
Regime in Frage zu stellen. Die Macht der Worte 
erkennt er früh. „Was mich in meinem Denken 
und in meinem Schreiben aus dieser Zeit beson­
ders geprägt hat, ist die Gespaltenheit der Öffent­
lichkeit und die Gespaltenheit der Sprache“, sagt 
er. Bereits als Kind lernt er, dass er bestimmte 
Sachen sagen darf – und andere nicht. „Diese 
Schizophrenie im eigenen Ausdrucksvermögen, 
die hat mich unterschwellig sehr stark geformt.“

SCHREIBEN, UM DIE  
IDENTITÄT ZU BEWAHREN
Da er keinen Dienst an der Waffe leisten will, wird 
Lehnert mit 18 Jahren als Bausoldat eingezogen. 

„Man war kaserniert und arbeite­
te gleichzeitig auf Baustellen, heu­
te würde man dazu Zwangsarbeit 
sagen“, erinnert er sich. Der Tag 
wird im Achtstunden-Rhythmus 
aufgeteilt: acht Stunden Arbeit, 
acht Stunden Ausbildung, acht 
Stunden Schlaf. „Es lief eine Ma­
schinerie, die darauf ausgerichtet 
war, das Ich oder das eigene Selbst 
zu zersetzen. An diesem Punkt 
war für mich das Schreiben etwas 
sehr Wichtiges“, sagt er. 

Eine kontinuierliche litera­
rische Arbeit lässt der reglemen­
tierte Tagesablauf bei der Bauein­
heit der Nationalen Volksarmee 
nicht zu. Dennoch versucht er 
die wenige Freizeit zu nutzen. 
Lehnert fängt an, sich Notizen zu 
machen und erstellt Listen zu Ge­
fühlen und Beobachtungen. Das 
Schreiben wird für ihn existen­
ziell. „Damit habe ich mir meine 
eigene Sprachfähigkeit und mei­
ne eigene Identität bewahrt. Es 
war ein Ausdruck, der notwendig 
dazu gehörte, dass ich ich selbst 
bin.“ Die Diktatur hat – gerade 
ob ihrer Schrecken – auch etwas Lehrreiches an 
sich. „In so eine Situation zu kommen, dass man 
darum ringen muss, seine seelischen Partikel 
beisammen zu halten, um nicht ganz zu zerfal­
len, ist natürlich eine extrem starke Schule für 
den eigenen Ausdruck und führt das Gedicht 
sofort in eine existenzielle Tiefe, die ich etwa in 
der westdeutschen Lyrik über weite Phasen auch 
vermisse.“

DICHTEN ALS RÜCKZUG

Das eigentlich angestrebte Medizin-Studium 
bleibt Lehnert nach der Bausoldaten-Zeit ver­

Du Gründer aller Stern, die Störche
am Himmel, Flügelschläge, was geschah
und was verging, und bei sich blieb im Schwinden, 

sie ziehen fort, und alles zu verwinden, 
gibt es die Route, die sie immer führt,  
ist Sternenlicht so klar und ungerührt. 

STE P H A N I E H Ö P P N E R  
leitet das Korrespon-
dentenbüro des  
Evangelischen Presse-
dienstes epd in Leipzig.

wehrt. Er studiert stattdessen Religionswissen­
schaften, evangelische Theologie und Orientalis­
tik. Und er will und muss schreiben. Die Lyrik 
erscheint ihm als der beste Weg, um seine eige­
nen Gefühle auszudrücken. „Für mich war das 
Gedicht eine Form, einen Ausdrucksraum mir 
zu erschaffen, in den ideologische Fragen nicht 
hineinreichen, in die die Diktatur nicht hinein­
reicht.“ Das Gedicht ist für ihn auch eine Form 
von Rückzug, nicht in die Ausdruckslosigkeit, 
sondern in eine andere Form des Sprechens.

Lehnert entscheidet sich trotz der Liebe zur 
Lyrik gegen eine reine Schriftstellerkarriere und 

wird Pfarrer in Müglitztal bei Dresden. Doch der 
Wunsch, zu schreiben, bleibt. Zwischen 1997 und 
2011 erscheinen sieben Gedichtbände.

VERSTÖRENDE LYRIK 
Seine Gedichte handeln von erlebter Natur, von 
Reiseeindrücken, und immer wieder auch von 
Stille. Von Gott könne er im Gedicht nur im Mo­
dus der eigenen Erfahrungen und Tiefen reden, 
die nur suchend und tastend Sprache finden, sagt 
Lehnert. Darin distanziert er sich von christlicher 
Erbauungsliteratur. „Es gibt eine ganze Fülle 
kunsthandwerklicher, christlicher Erbauungs-

C H R I STI A N LE H N E R T  ist  
Dichter und Theologe. 
Er ist wissenschaftlicher 
Geschäftsführer des Li-
turgiewissenschaftlichen 
Instituts der VELKD an 
der Universität Leipzig.

FO
TO

: J
A

LA
/P

H
O

TO
C

A
SE

.C
O

M

>



5150

 MACHT  MACHT 

alte Bedeutung mit. Dadurch hat die Metapher 
die Eigenschaft, Neues sagen zu können. Sich also 
in etwas hinein bewegen zu können, wofür es 
noch keine Worte gibt“, erklärt er. 

Lehnert arbeitet mit Andeutungen und Stim­
mungen und verwendet eine Sprache, die einen 
sehr „tiefen Erinnerungs- und Erlebnisraum“ 
hat, wie er sagt. „Das Gedicht verwendet in aller 
Regel Sprache, wo im einzelnen Segment sehr viel 
mitschwingt, wo jede einzelne Wortverbindung 
viel Erlebnisraum hat. Die Sprachwissenschaft 
sagt dazu Konnotation. Das Gedicht arbeitet mit 
Worten, die man mit Dingen verbindet.“

STILLE ALS  
OFFENER RAUM 
Gedankliche Räume und spürbar gemachte Stil­
le  lassen sich in vielen seiner Gedichte erkennen, 
etwa in den Texten aus „Der Augen Aufgang“ 
(2000) und „Aufkommender Atem“ (2011). Doch 
wie kann Stille mit den Mitteln des Wortes be­
schrieben werden? Lehnert erklärt die Arbeits­
weise für einen scheinbar paradoxen Auftrag: 
„Ich kann Gedichte dorthin führen, wo die Spra­
che ganz leise wird. Stille lässt sich im Gedicht 
in dem Sinne erzeugen, dass ein Wort um sich 
herum einen offenen Raum hat“, sagt er. „Es 
steht da für sich, hat keinen grammatikalischen, 
keinen syntaktischen Bezug. Es ist zwar völlig 
zwingend, dass es dort in dem Text steht, aber 
es führt den Leser dazu, zu fragen: ‚Warum steht 
das Wort jetzt hier?‘ Da entsteht so etwas wie ein 
stiller Raum.“

Was er damit meint, erläutert Lehnert an seinem 
Gedicht „Und was ich glaube, ist ganz unverstan­
den“ (siehe Abbildung S. 50). Der Text operiert 
gezielt mit einer Lücke zwischen dem Titel und 
den folgenden Zeilen. Zwischen den beiden Bil­
dern entsteht ein Raum, und dieser Raum ist leer 
und still und knistert von Spannung“, erläutert 
der Dichter.

ANGEDEUTETER  
ABGRUND 
Eine andere Form, im Gedicht Stille zu er­
zeugen, findet Lehnert bei Paul Celan. „Celan 
macht das manchmal mit nur zwei Worten.“ 
Er führe den Leser an den Abgrund einer Ge­
schichte. Der Leser erwarte „den Auftakt zu ei­
ner Erzählung, einem mehrbändigen Roman, es 
passiert aber nichts. Es bleibt nur bei den beiden 
Worten.“ So kann ein Gedicht Stille und Raum 
erzeugen, sagt Lehnert. „Das ist natürlich keine 
absolute Stille, sondern eine Stille im Angesicht 
der Möglichkeiten – die Stille der Schöpfungs­
frühe.“

Christian Lehnert, der Dichter und Theo­
loge, will, dass seine Texte vorbehaltlos gelesen 
werden. Viel zu oft klebe an ihm das Etikett 
„Achtung, religiöser Dichter!“, glaubt er. Und 
dies schränke das Wahrnehmungsspektrum der 
Leser ein. Gleichzeitig hofft er, dass seine Texte 
stark genug sind, um aus der Schublade heraus­
zukommen und als das wahrgenommen zu wer­
den, was sie sind: Der sprachliche Versuch, dem 
Unsagbaren näher zu kommen. 

Und was ich glaube, ist ganz unverstanden,
das Sterben zweier Störche im November,
die nie die Kraft für ihren Heimflug fanden,

nie den Instinkt. Ich habe ein Geländer,
das ich mir selber halte, es ist fest.
Ich folge Spuren, die sich schnell verlaufen,

auf einem Pfahl am Weg ein leeres Nest,
das liegen bleibt, und warme Federhaufen.

30. November 2008, Wittenberg

Lyrik, die einfach nicht den ästhetischen und 
handwerklichen Maßstäben zeitgenössischer Li­
teratur entspricht“, sagt er. Diese Texte arbeiteten 
mit der Ästhetik der Bestätigung. „Der Leser be­
kommt etwas, dass er bereits weiß oder glaubt, in 
schönen Worten bestätigt. Er sitzt da und denkt 
sich „schön gesagt“, kritisiert er. 

Wirklich in die Tiefe gehende Lyrik muss den 
Leser dagegen auch verstören, meint Lehnert. 
„Sie muss ihn in die Fremde führen, in einen 
neuen und unbekannten Raum. Dahin, wo er 
auch erschrickt und sich vielleicht auch nicht  
so wohlfühlt.“ Erbauungsliteratur verniedliche 

stattdessen und schneide Dimensionen des 
christlichen Glaubens weg. 

WORTE FÜR  
DAS UNSAGBARE 
Lehnert spielt mit der Sprache, verändert Gram­
matik und Satzbau, setzt die einzelnen Fragmente 
neu zusammen. Und er fängt an, Worte für das 
Unsagbare zu suchen. Dafür nutzt er verschiedene 
Techniken: „Die zentrale Form ist die Metapher. 
Sie überträgt ein Element aus einem bekannten 
sprachlichen Zusammenhang in einen Anderen, 
kombiniert den und nimmt gewissermaßen die 

Die losen Fäden, die sich um mich legen,
wie Spinnenhaar, die vielen klaren Sätze,
die Zähne auf dem Berg und in Gelegen
die Zeit, die ich im Sturzgefälle schätze,

bezeugen all das Ungesagte, Fremde,
durch das ich ziehe, lalle, ohne Stand,
an blanken Rohren wärm ich mir die Hände
und male Gott an jede leere Wand.

12. Januar 2009, Wittenberg
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„Ich habe euch kein Weibergeschwätz geschrie­
ben, sondern das Wort Gottes als ein Glied der 
Kirche“, schließt die 31-jährige Argula von Grum­
bach ihr Sendschreiben an die Ingolstädter Ge­
lehrten, in dem sie 1523 einen Magister gegen ein 
ketzergerichtliches Verfahren durch die Univer­
sität verteidigt. Die Fränkische Freifrau war eine 
der bekanntesten Flugschriftenautorinnen der 
Reformationszeit und weit über die Grenzen von 

Franken hinaus bekannt. Eine von vielen Frauen, 
die sich besonders in der Frühzeit der Reforma­
tion politisch einmischten und zu Wort meldeten. 

Es war – ohne das bequeme Nackenpolster von 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit – ein großes 
Wagnis, das Frauen wie Argula von Grumbach 
eingegangen sind. Viele haben dafür einen hohen 
Preis gezahlt. Was hat sie dennoch dazu bewo­
gen? Die Präsenz des Reformators Martin Luther 

D R . K R I STI N A 
D RO N S C H ist
Referentin für 
„Frauen und Refor-
mationsdekade“ 
bei den Evange-
lischen Frauen in 
Deutschland (efid).

war es nicht. Argula von Grumbach konnte so­
gar sagen: „Auch wenn es dazu kommen sollte, 
wovor Gott sei, dass Luther widerruft, so soll es 
mir nichts zu schaffen machen. Ich baue nicht auf 
sein, mein oder sonst eines Menschen Verstand, 
sondern allein auf den wahren Felsen Christus 
selber.“

Ihr Recht, sich zu Wort zu melden, gewinnen 
die Frauen aus der reformatorischen Grundü­
berzeugung, dass jeder Mensch unmittelbar vor 
Gott steht. Dieses unmittelbare Verhältnis zu 
Gott und seinem Wort schließt ein, dass jede und 
jeder befähigt und gehalten ist, in den lebensbe­
stimmenden Bezügen davon auch Zeugnis zu ge­
ben: „Wer mich bekennt vor den Menschen, den  
will auch ich bekennen vor mei-
nem himmlischen Vater“, zitiert  
Argula von Grumbach aus dem 
Matthäusevangelium (Kapitel 10, 
Vers 32). Obwohl sie lange mit sich 
gerungen habe – dieses Jesuswort 
habe sie veranlasst, zu schreiben. 
Am Anfang war Gottes Wort. Mit 
diesem Wort machen die Frauen der Reforma­
tionszeit einen Anfang, indem sie in politisch-ge­
sellschaftlichen Kontexten davon Zeugnis geben.

Wer Zeugnis gibt, unterrichtet, bekräftigt 
oder widerlegt nicht nur, sondern schafft mit 
dem Wissen, das dadurch ermöglicht wird, zu­
gleich eine Grundlage von Gemeinschaft. 

Dieser Gemeinschaftsgedanke findet sich im 
Gedanken vom Priestertum aller Getauften aus­
gedrückt. Der seltsam altertümliche Begriff, der 
mit Blick auf das Reformationsjubiläum konzen­
triert durch evangelische Denkschriften und Im­
pulspapiere geistert, basiert zum einen auf dem 
Gedanken, dass die Beziehung zwischen Gott 
und Mensch keiner Vermittlung durch Amts­
priester bedarf. Im Zuge dessen wird das Pries­
tertum aller Getauften in unserer Gegenwart 
gerne als ein individuelles Freiheitsrecht für re­
ligiöse Mündigkeit verstanden. 

Zugleich aber schwingt in dem Gedanken 
vom Priestertum aller Getauften ein sozialer 
Aspekt mit, der in sich schon eine politische 
Dimension trägt. Denn das Priesteramt ist ein 
Amt der Vermittlung. Es wird dort konkret, wo 
jemand vom Wort Gottes, vom Evangelium vor 
Anderen und für Andere Zeugnis gibt. Das kann 
nur gelingen, wo mein Zeugnis anerkannt wird. 
Das allgemeine Priestertum ist also selbst als eine 
soziale Rolle anzusehen, die von ethisch-politi­
schen Bedingungen und Anerkennungsmecha­
nismen geprägt ist. 

Deswegen greift es zu kurz, wenn der Gedan­
ke vom Priestertum aller Getauften einfach nur 
als persönliche Ermutigung für die Frauen der 

Reformationszeit verstanden wird, sich zu Wort 
zu melden. Denn nicht so sehr die Einzelne oder 
den Einzelnen nimmt der Gedanke in den Blick. 
Er ist vielmehr in seiner sozialen und politischen 
Dimension wiederzuentdecken. Gerade weil es 
nicht der priesterlichen Weihe bedarf, um die 
Welt im Lichte des Glaubens zu deuten und zu 
verstehen, sind alle Christinnen und Christen 
geradezu aufgefordert, vom Wort Gottes Zeugnis 
zu geben. 

Doch nur mit Hilfe eines sozialen Bandes, das 
zwischen den Zeugnisgebenden und den Zeug­
nisempfängern existiert, ist Zeugnisgeben mög­
lich. Dieses soziale Band konkretisiert sich als 
„Vertrauen schenken“. Einem Zeugnis Vertrauen 

zu schenken impliziert, an die In­
tegrität einer Person zu glauben. 
Das ist eine Frage der Einstellung. 
Diese Einstellung aber trägt die 
Züge einer Gabe. Die ethische 
Gabe des Vertrauenschenkens ist 
ein intersubjektives Phänomen. 
Sie bildet den Kern des Priester­

tums aller Getauften, denn das Vertrauen in die 
Andere oder den Anderen bildet das Fundament 
eines gelingenden allgemeinen Priestertums.

Von der großen Philosophin Hannah Arendt 
stammen die Worte „Politik heißt Anfangen-Kön­
nen“. Das Anfangen-Können schafft die Bedin­
gungen für Kontinuität, für Erinnerung und damit 
für Geschichte. Doch das Moment des Beginnens, 
das sich konkretisiert im „Sich-Einsetzen-für-
etwas“ wird nur da gelingen, wo das soziale Band 
des Vertrauens diesen Anfang weiterträgt.

Argula von Grumbach wurde dieses soziale 
Band des Vertrauens nicht entgegengebracht. 
Sie verstummte ein Jahr, nachdem sie angefan­
gen hatte, sich zu Wort zu melden. Ein beende­
ter Anfang, der eines Neuanfangs bedarf. Argula 
schreibt: „Ja, wenn ich allein sterbe, so werden 
doch hundert Frauen wider sie schreiben. Denn 
ihrer sind viele, die belesener und geschickter als 
ich sind.“ Auch das ist von ihr zu lernen: Die Fä­
higkeit, immer wieder neu anfangen zu können 
und eben nicht ein für alle Mal definiert zu sein 
in einer Rolle als Frau, setzt voraus, Vertrauen 
zu haben, dass sich ethisch-politische Einstel­
lungen und Anerkennungsmechanismen ändern 
werden. Das impliziert die bleibende Aufgabe 
und Verantwortung, selbst aktiv dazu beizutra­
gen – so wie es die vielen Frauen im Laufe der 
500-jährigen Geschichte der Reformation getan 
haben. Aus diesem Grund ist der Gedanke vom 
Priestertum aller Getauften niemals jenseits des 
Politischen zu denken oder in den vorpolitischen 
Raum zu verweisen, sondern birgt in sich selbst 
eine politische Dimension. 

„DAS VERTR AUEN  
BILDET DAS  

FUNDAMENT DES  
ALLGEMEINEN 

PRIESTERTUMS.“

ANGEBOT  
ABGELEHNT 

Argula von Grumbach hatte viel zu sagen und schrieb sich die 
Finger wund. Die Bildungselite verweigerte ihr die  

Aufmerksamkeit – und demonstrierte so ihre Macht   

VO N KRI STI NA DRO N SCH

 Macht

Weitere „starke  
Frauengestalten“ der  
Reformationszeit unter  
www.frauen-und- 
reformation.de
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Beteiligung der Kirchen am politischen Prozess, 
häufig im Umfeld von Gesetzgebungsverfahren, 
ausgerichtet ist. 

Neben der beständigen Beteiligung am öf­
fentlichen Diskurs über Stellungnahmen wurden 
die Kirchen punktuell bei bestimmten Gesetzes­
formulierungen auch in den politischen Prozess 
direkt eingebunden, so z.B. die evangelische Kir­
che durch ihre Mitarbeit in der „Unabhängige(n) 
Kommission Zuwanderung“, die den Auftrag 
hatte, Empfehlungen für einen gesamtgesell­
schaftlich konsensfähigen Gesetzesentwurf zu 
erarbeiten. Neben dieser unmittelbaren Ein­
bindung haben die Kirchen auch immer wieder 
spezifische Schwerpunktthemen in die Debatte 
eingebracht und diese damit fokussiert, so zum 
Beispiel die evangelische Kirche 
in den 80er Jahren durch die For­
derung einer notwendigen Ausei­
nandersetzung mit zunehmender 
Fremdenfeindlichkeit und die An­
erkennung der Notwendigkeit von 
Integration und entsprechender 
Möglichkeiten dazu oder die im 
Laufe der Jahre zunehmende po­
sitive Anerkennung von Pluralität 
für ein gelingendes Zusammen­
leben von Menschen mit unterschiedlichen Kul­
turen. So zum Beispiel Präses Manfred Kock 2001 
im Rahmen der Zuwanderungsdebatte: „Wir 
brauchen ein Gesellschafts- und Staatsverständ­
nis, das der Realität einer ethnisch, kulturell und 
religiös vielfältiger gewordenen Gesellschaft ent­
spricht. (…) Zugewanderte müssen zu mitgestal­
tenden, mittragenden Teilen unserer Gesellschaft 
werden. Integration ist ein Prozess, der auf Ge­
genseitigkeit und Vertrauensbildung angewiesen 
ist. Die Kirchen sind aktiv, um Zusammenleben 
zu gestalten und Verständnis zu fördern.“  Nach 
dem 11. September 2001 machte die evangelische 
Kirche auch früh auf die notwendige Reflexion 
des Themas Religion und der öffentlichen Rol­
le von Religion(en) und deren Anerkennung im 
Kontext gesellschaftlichen Zusammenlebens 
aufmerksam: „Die Religionszugehörigkeit ist ein 
wichtiger Integrationsfaktor, der im Integrati­
onsprozess besondere Antworten und Berück­
sichtigung finden muss. (…) Denn unbeschadet 
der verbürgten Freiheit persönlicher religiöser 
Überzeugungen ist die öffentliche Präsenz von 
Religionen manchmal Anlass für Kontroversen. 
(…) Der Einführung eines islamischen Religi­
onsunterrichts an öffentlichen Schulen nach Art. 
7 Abs. 3 GG kommt eine besondere integrations­
politische Bedeutung zu.“ 

Inhaltlich positioniert sich die Kirche sowohl 
mit religiösen wie auch nicht-religiösen Argu­

mentationen; entgegen der vielleicht verbreiteten 
Annahme, dass die religiösen Argumente und 
Bezüge überwiegen, zeigen die Analysen, dass 
die Argumentationen ausgesprochen anlass- und 
diskursbezogen sind und sich somit vielfach auch 
im Bereich des säkularen Expertenwissens bewe­
gen. Gleichwohl vertritt die Kirche klar ihre Posi­
tionen und Interessen in den Debatten und wird 
mit ihrer klaren Option für den Anderen, den 
Fremden, und für Integration kenntlich, eben­
so mit ihrer Forderung nach der Wahrung der 
Rechte der Migrantinnen und vor allem mit der 
Forderung nach dem Recht auf Familienzusam­
menführung. Alle drei Optionen werden auch je 
nach Anlass und Zielgruppe religiös begründet, 
zum Beispiel auf folgende Weise: „Migration und 

Fremdheit gehören zu den Grund­
erfahrungen des Glaubens. Diese 
wesensmäßige Nähe zu Fremden 
verpflichtet die Kirchen zur Soli­
darität mit den Migrantinnen und 
Migranten.“ So tritt die Kirche 
– auch in ihrem Selbstverständ­
nis – als öffentliche Anwältin für 
Migrantinnen und deren Rechte 
wie insgesamt für Humanität  
ein: „Humanitäre Verpflichtungen 

sind keine Verhandlungssache, sondern mora­
lisch und politisch unabdingbar.“  Es wird aber 
auch die Rolle der Expertin eingenommen, wenn 
beispielsweise populistische Argumente wie die 
Rede von der drohenden Überfremdung bereits 
Mitte der 80er Jahre durch die sachliche Exper­
tise einer von der Kirche eingesetzten Experten­
kommission entkräftet wurden. Die Debatte über 
die Rolle der Religion in der Gesellschaft nach 
dem 11. September wurde auch zum Anlass zur 
Selbstreflexion, wenn etwa die Kirche angesichts 
der zunehmenden Zahl von Muslimen und damit 
einer steigenden Präsenz des Islams in Deutsch­
land auch ihre eigene Rolle und die Position 
christlicher Religion in der Gesellschaft reflek­
tiert und dabei die Anerkenntnis von Pluralität 
anmahnt: „Toleranz bedeutet nicht Gleichgül­
tigkeit, sondern will das Zusammenleben höchst 
unterschiedlicher und einander ausschließender 
weltanschaulicher Bindungen und religiöser Be­
kenntnisse in gegenseitigem Respekt ermögli­
chen.“  

Die Beispiele der evangelischen Kirche zeigen 
eine nach wie vor hohe Bedeutung der christ­
lichen Kirchen in den gesellschaftspolitischen De­
batten der bundesrepublikanischen Gesellschaft. 
Inwieweit der öffentliche Anspruch der Kirchen 
allerdings bei fortdauernden Entkirchlichungs­
prozessen auf Zukunft hin durch die Bevölkerung 
gedeckt sein wird, wird zu diskutieren sein. 

P RO F. D R . J U D ITH 
KÖ N E M A N N  ist  
Theologin und Sozio
login im Exzellenz-
cluster „Religion und 
Politik” der Universität  
Münster.

EINE  
FÜR  

VIELE
Die Rolle der  

christlichen Kirchen in  
der Öffentlichkeit   

VO N J U DITH KÖ N E M AN N

 E s ist ein genuines Charakteristikum der 
christlichen Religion, eine öffentliche Re­
ligion zu sein und aus ihrem Selbstver­

ständnis heraus den Anspruch zu vertreten, die 
Welt in Politik und Gesellschaft mitzugestalten. 
Unter den gegenwärtigen gesellschaftlichen Be­
dingungen von (religiöser) Pluralisierung und 
Individualisierung sind die Kirchen mehr denn 
je auch Interessensvertreter für ihre eigenen 
Belange, vor allem aber auch für die Wahrneh­
mung ihrer (religiösen) Überzeugungen in der 
gesellschaftlichen und politischen Öffentlichkeit. 
Zwar wird die Rolle der christlichen Kirchen in 
der Öffentlichkeit immer wieder diskutiert, bis 
heute lässt sich jedoch feststellen, dass die Prä­
senz und die Interessenvertretung der Kirchen in 
Politik und Öffentlichkeit nach wie vor sehr hoch 
ist. Wie dies von den Kirchen umgesetzt und ver­
mittelt wird, soll im Folgenden am Beispiel der 
langjährigen Auseinandersetzungen über Inte­
gration, Asyl und Zuwanderung aufgezeigt wer­
den. Denn an dieser Debatte lässt sich beispiel­
haft zeigen, wie sehr sich die Kirchen konstant 
an öffentlichen Disputen beteiligen, und wie die 

„
DIE KIRCHE 

TRITT ALS AN­
WÄLTIN FÜR 
MIGRANTEN 

EIN.
 “
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DENKSCHRIFT 1985 GEMEINSA MES WORT 2006

             Evangelische Kirche und  
             Demokratie – das ist die Geschichte  
             einer langsamen Annäherung.  
             Zwei wichtige Meilensteine:  
             Die „Demokratie-Denkschrift“  
             der EKD von 1985. Und das 2006  
             mit der Deutschen Bischofskonferenz  
             verfasste Gemeinsame Wort  
             „Demokratie braucht Tugenden“.  
             Beide Texte hier in Auszügen 

 A ls evangelische Christen stimmen wir 
der Demokratie als einer Verfassungs­
form zu, die die unantastbare Würde der 

Person als Grundlage anerkennt und achtet. Den 
demokratischen Staat begreifen wir als Angebot 
und Aufgabe für die politische Verantwortung 
aller Bürger und so auch für evangelische Chris­
ten. In der Demokratie haben sie den von Gott 
dem Staat gegebenen Auftrag wahrzunehmen 
und zu gestalten. (S. 12)

Grundelemente des freiheitlichen demokrati­
schen Staates sind Achtung der Würde des Men­
schen, Anerkennung der Freiheit und der Gleich­
heit. Daraus folgt das Gebot politischer und 
sozialer Gerechtigkeit. Der Gedanke der Men­
schenwürde ist inhaltlich eine Konsequenz der 
biblischen Lehre von der Gottesebenbildlichkeit 
des Menschen als Geschöpf Gottes (Gen. 1,27). 
Wir bekennen Jesus Christus als den, der die 
Menschen und damit die Welt mit Gott versöhnt 
hat. Das Neue Testament lehrt uns, daß Christus 
stellvertretend für jeden sündigen Menschen sein 
Leben gegeben hat und für uns vor Gott eintritt. 
Kirche und Staat haben ihren Ort „in der noch 
nicht erlösten Welt“ (Barmen V), die darum der 
staatlichen Ordnung bedarf. Der Staat soll die 
Auswirkungen der Fehlsamkeit des Menschen in 
Grenzen halten. Aus dem gleichen Grund muß 
auch die Ausübung staatlicher Macht kontrol­
liert werden. Die Würde des Menschen als Gabe 
Gottes ist dabei der Maßstab, den die politische 
und gesellschaftliche Gestaltung des Gemeinwe­
sens zu achten hat und dem sie nach menschlicher 
Einsicht gerecht werden muß. In ihr gründet die 
Berufung des Menschen zu freier Mitverantwor­
tung in der Gestaltung des Gemeinwesens.

Für Christen ist es wichtig zu erkennen, daß 
die Grundgedanken, aus denen heraus ein demo­
kratischer Staat seinen Auftrag wahrnimmt, eine 
Nähe zum christlichen Menschenbild aufweisen. 
Nur eine demokratische Verfassung kann heu­
te der Menschenwürde entsprechen. Das ist bei 
aller Unsicherheit in der Auslegung von Verfas­
sungsprinzipien und bei allem Streit um deren 
politische Gestaltung festzuhalten. (S. 13)

 D ie Kirchen in Deutschland haben einen 
wichtigen Beitrag dazu geleistet, dass die 
Demokratie nach dem Ende des Natio­

nalsozialismus als chancenreichste Staatsform be­
griffen und verwirklicht wurde und dass die Ord­
nung des Grundgesetzes von den Bürgerinnen 
und Bürgern auch als Werteordnung akzeptiert 
und bejaht wird. Im Bereich der ostdeutschen 
Länder sind die Früchte dieses Bemühens erst 
mit der friedlichen Revolution und der dadurch 
ermöglichten Wiedervereinigung voll zur Gel­
tung gekommen. Während der kommunistischen 
Herrschaft stellte es für die Kirchen gemäß ihrem 
Verkündigungsauftrag eine besondere Heraus­
forderung dar, öffentlich für Menschenwürde und 
Freiheit einzutreten und denjenigen eine Hei­
mat zu bieten, die wegen ihres Einsatzes für die 
rechtsstaatliche Demokratie verfolgt wurden. Die 
Kirchen, insbesondere die evangelische, öffneten 
dann an vielen Orten in der DDR ihre Türen und 
beteiligten sich an der aufkeimenden demokrati­
schen Bewegung, die im Herbst 1989 die fried­
liche Revolution in der DDR herbeiführte. 

Die Kirchen werden auch in Zukunft für die 
freiheitliche Demokratie des Grundgesetzes ein­
treten, weil diese in besonderer Weise dem christ­
lichen Menschenbild entspricht. Das politische, 
ökonomische und rechtliche System in Deutsch­
land wie in Europa insgesamt ist wesentlich ge­
prägt von jüdisch-christlichen Wertvorstellungen. 
Im deutschen Grundgesetz hat das christliche 
Bild vom Menschen seinen Niederschlag gefun­
den. Dieses Bild vom Menschen ist dadurch be­
stimmt, dass der Mensch zu freier Entscheidung 
fähig ist und zugleich immer in solidarischer Ver­
bundenheit mit anderen lebt. Er ist zu verantwort­
licher Selbstbestimmung herausgefordert. Sicher 
können aus dem christlichen Menschenbild nicht 
direkt ökonomische oder politische Handlungs­
anweisungen hergeleitet werden. Aber mit seinen 
zentralen Kategorien der Freiheit, der Würde und 
der Selbstbestimmung zeigt es einen ethischen 
Mindeststandard, der in jedem Fall gewahrt blei­
ben muss, wenn konkrete Entscheidungen getrof­
fen werden. (S. 12f)

Welche Tugenden die repräsentative Demokratie 
den Politikerinnen und Politikern vor allem ab­
verlangt, ist in diesen Überlegungen bereits an­
gedeutet. Sie sollen den Mut haben, notwendige 
Wahrheiten zu sagen, die nicht gern gehört wer­
den. Sie sollen bereit sein, wenn es um des Ge­
meinwohls willen notwendig ist, Risiken einzuge­
hen; auch das scheinbar größte politische Risiko, 
das Risiko einer Wahlniederlage, muss eine ver­
antwortungsbewusste Politik gelegentlich in Kauf 
nehmen. Sie sollen Standfestigkeit besitzen, die 
nicht Unbelehrbarkeit sein darf. Sie sollen in der 
Auseinandersetzung mit dem politischen Gegner 
fair bleiben, auch wenn das Gegenteil Vorteile 
brächte. Sie dürfen schließlich nie vergessen, um 
wessen Willen sie ihr Amt auszuüben haben. 

Die Forderung nach Mut, Risikobereitschaft 
und Standfestigkeit gegenüber den Wählerinnen 
und Wählern und dem Druck organisierter In­
teressen ist mit der dem Demokratieprinzip ent­
springenden Verpflichtung des gewählten Politi­
kers auf seine Wählerinnen und Wähler durchaus 
vereinbar. Nach der Logik der repräsentativen 
Demokratie hat der Politiker im Dialog mit ihnen 
eine Führungsverantwortung. Dazu gehört das 
Zuhören, dazu gehört vor allem aber das Argu­
mentieren und Überzeugen. Politikerinnen und 
Politiker haben die Aufgabe, bei Wählerinnen 
und Wählern für das zu werben, was sie für not­
wendig und richtig halten. Diese Aufgabe ist nur 
zumutbar, weil das überzeugende Argument – 
nicht immer und bei jedem, aber in der Mehrzahl 
der Fälle und bei der Mehrzahl der Menschen 
– tatsächlich aufklärende Kraft zu entfalten ver­
mag. Die repräsentative Demokratie beruht auf 
der Überzeugung, dass bei einer Mehrheit von 
Bürgern Gemeinwohlbereitschaft durch Argu­
mente zu wecken ist. Jede demokratische Verfas­
sung geht davon aus. Indem sie es tut, verpflichtet 
sie einerseits ihre Amtsträger, durch politische 
Überzeugungskraft und eigenes Vorbild auf Ge­
meinwohlbereitschaft hinzuwirken, und fordert 
andererseits die Bürger auf, sich auf eine solche 
argumentative Auseinandersetzung einzulassen. 
(S. 29f)
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WER WILL DAS HÖREN?
Journalisten lieben klare und einfache Botschaften. Damit kann die evangelische            Kirche nicht dienen. Noch ein Problem: Hier haben viele was  
zu sagen. Landesbischof R ALF M E I STE R und Journalistin H E I KE SCH MO LL über die            Vermittlung protestantischer Inhalte in den Medien

lische Kirche sehr viel präsenter als die evange­
lische, weil die katholische Kirche einfacher zu 
vermitteln ist. Mit größerer Eindeutigkeit haben 
wir weniger Probleme als mit pluralistischen 
Strukturen, wie es sie im Protestantismus gibt. 
In den letzten Jahren konzentriert sich die Kir­
chenberichterstattung, was ich bedauere, sehr auf 
Großevents oder auf die sogenannte Bischofskir­
che. Man gewinnt den Eindruck, es gehe im Pro­
testantismus im Wesentlichen um Amtskirche, 
um Verlautbarungen, und das Priestertum aller 
Gläubigen wird nicht wirklich ernst genommen. 
Jede Menge Bischöfe in klerikalen Amtsgardero­
ben sind zu sehen – wie sonst nur in der katho­

lischen Kirche. Das irritiert mich und führt weg 
von den zentralen Themen, die die evangelische 
Kirche beschäftigen könnten. 

Der spektakuläre Papst-Rücktritt und die Wahl 
des Nachfolgers wurden ausführlich dokumen-
tiert und kommentiert. Doch zugleich prägen 
die Missbrauchsskandale das Bild der Kirche 
negativ, insbesondere, wenn wir nicht nur den 
Missbrauch betrachten, sondern auch den Um-
gang damit. Inwieweit färbt das Bild der einen 
auf die andere Kirche ab?
Meister: Man muss deutlich sagen, dass eine zu 
Recht kritische und schmerzhafte Berichterstat­

Jacqueline Boysen: Frau Schmoll, Herr Bischof, 
welches Bild von Ihrer Kirche entsteht in Ihrem 
Kopf, wenn Sie Zeitung lesen, Radio hören, fern-
sehen oder das Internet nutzen? Wie passt es zu 
dem, was Sie erleben?
Ralf Meister: Glücklicherweise prägt nicht die 
mediale Darstellung der Kirche mein Bild, weil 
ich unglaublich viel und intensiv mit Menschen 
in meiner Landeskirche „face to face“ zusammen 
bin, mit ihnen spreche, ihre Geschichten höre 
oder als Prediger unterwegs bin. Die Zeitungen 
in Niedersachsen sind in Minireportagen oder in 
Kommentaren oder in kleinen Fotostrecken sehr 
dicht an dem, was evangelische Kirche dort aus­

macht, die starke Gemeinschaft, am Gemeinwe­
sen orientiert und aktiv in dörflichen Strukturen. 
Wenn man aber die großen Themen aufruft 
und fragt, was uns innerhalb der ganzen evan­
gelischen Kirche bewegt, ist es schon disparat. 
Wenig von den großen Fragen spielen eine Rolle, 
weder in den Print- noch in den elektronischen 
Medien. Das bedauere ich nicht nur, sondern 
würde es auch als eine Mahnung verstehen, dass 
die evangelische Kirche sehr intensiv mit sich 
selbst beschäftigt ist. 
Heike Schmoll: Während Bischof Meister auf 
die regionalen Zeitungen schaut, nehme ich die 
überregionalen in den Blick. Da ist die katho­
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tung über die jüngere Geschichte der Kirchen 
uns – auch mich persönlich – sehr getroffen hat. 
Eines ist klar: In beiden großen Kirchen will man 
aus dem Schaden des einen keinen Nutzen für 
den anderen ziehen – ganz unabhängig davon, 
wie viel Missbrauchsfälle es in der einen oder in 
der anderen Kirche gegeben hat. Es wäre zynisch, 
das schulden wir vor allem den Opfern. 

Sehen Sie in der medialen Auseinandersetzung 
eine Chance?
Meister: Man kann nicht sagen: es gibt irgend­
etwas Gutes in dem Missbrauchsskandal. Wenn  
aber eine Konsequenz ist, dass die Gesellschaft 
neu auf Missbrauchsfälle aufmerksam wird, 
dann hat das vielleicht etwas Gutes. Wir wis­
sen, dass die meisten Missbrauchsfälle im fa­
miliären Kontext begangen werden. Wenn eine 
größere Sensibilität, ein schärferes Bewusstsein 
in der Gesellschaft dafür entsteht, wie sensibel 
das Verhältnis zwischen Erwachsenen und ih­
ren Kindern ist, dann stößt das einen wichtigen 
Lernprozess an. In diesem Zusammenhang aber 
hätte ich gerne einige sinnvolle Reportagen gele­
sen, die zu einer Grundaufklärung beigetragen 
hätten.  

Den Kirchen wird in unserem Land ethische 
Kompetenz zugestanden. In existenziellen Fra-
gen sind Christen gefragt: bei der Definition von 
Lebensbeginn und Bestimmungen zu Lebens
ende und Sterben oder beim Gedenken an gefal-
lene Soldaten. Feierstunden tragen auch in der 
säkularen Welt religiöse Züge. Wie werden die 
christlichen Antworten auf ethische und über-
weltliche Fragen in den Medien transportiert?
Schmoll: Zunächst muss man sagen, dass die 
biopolitischen Einstellungen beider großen 
Kirchen, die sich in bioethischen Fragen deut- 
lich unterscheiden, Bundestagsbeschlüsse kaum 
beeinflusst haben. Sie hatten im Grunde keine 
Wirkung für politische Beschlüsse. Und in der 
evangelischen Kirche taucht immer ein Wahr­
nehmungsproblem auf: Bischöfen und kirchen­
leitenden Amtsträgern wird eine größere ethi­
sche Kompetenz zugetraut als jedem einzelnen 
Christen. Daraus spricht eine Tendenz zur Be­
vormundung. Im Protestantismus ist jeder mün­
dig und kann sich als mündiger Bürger ein Urteil 
bilden. Dazu braucht er keinen Bischof, der auch 
das Recht auf eine eigene Meinung hat, die aber 
nicht mehr wert ist. In den Medien kommt der 
Unterschied zur katholischen Kirche oft nicht 
zum Ausdruck, weil deren pointierte, eindeu­
tige oder zugespitzte Formulierungen leichter zu 
transportieren sind. Aber dass allein unter drei 
Bioethikern widersprüchliche Meinungen und 

Argumente existieren, das fällt dann unter den 
Tisch.
Meister: Das bischöfliche Wort hat nicht mehr 
Gewicht, aber findet mehr Gehör. Ich verstehe 
mein Wort als Bischof als eine Stimme unter 
vielen. Ich vertrete keine Solitärmeinung, son­
dern bilde meine Meinung in Debatten oder in 
Synoden heraus. In der medialen Vermittlung 
entsteht der Eindruck: das sagt der Bischof, dann 
muss es für alle gelten. Idealerweise müsste man 
jeden Satz eines Bischofs mit dem Zusatz verse­
hen: Folgen Sie Ihrem Gewissen, nehmen Sie, was 
hier gesagt worden ist, in Ihre Meinungsbildung 
auf. Es bleibt unser Auftrag, eine reflektierte, 
biblisch begründete oder in sozialethischen Zu­
sammenhängen verankerte Position zu aktuellen 
und existenziellen Themen zu finden. Im Trans­
portschema der Medien bleibt das immer proble­
matisch. Bei der Pränataldiagnostik hatten die 
Kirchen verschiedene Positionen und sind nicht 
durchgedrungen, weil Pluralität von den Medien 
nicht vermittelt wird.
Schmoll: Zumal die biblische Begründung meis­
tens wegfällt – selbst beim epd, dem Evange­
lischen Pressedienst, weil sie sich in Zeitungen 
nicht gut abdrucken lässt. Selbst bei den großen 

Festtagspredigten wird der eine politische Halb­
satz der Predigt zum Leadsatz der Meldung. Der 
theologische Zusammenhang sei angeblich den 
normalen Zeitungslesern nicht mehr zu ver­
mitteln – was nicht stimmt. Das ist ein großes 
Problem, weil die besondere, eben biblisch-
theologisch begründete Argumentation in der 
medialen Vermittlung unter den Tisch fällt oder 
in Nachrichtenredaktionen, wo solche Texte 
immerhin mit der Weltpolitik konkurrieren, 
herausgekürzt werden. 

Heißt das, der Verkündigungsauftrag der Kirche 
und der Informationsauftrag der Medien sind 
grundsätzlich nicht miteinander vereinbar?
Meister: Ich würde es nicht so generell sagen. In 
einer Gesellschaft, die so zukunftsängstlich wie 
unsere ist, könnten wir aber bleibende Hoffnung 
oder eine eschatologische Dimension durchaus 
erfolgreich in die Diskussion eintragen. Wir de­
battieren, wie ein Endlager für Atommüll aus­
sehen könnte, das noch in einer Million Jahren 
strahlen wird. Angesichts solcher Zeitdimensi­
onen theologisch Antwort zu geben – vielleicht 
nicht erschöpfend, das ist die kritische Heraus­
forderung an uns als Prediger. 

Schmoll: Eine Nachrichtenredaktion kann einen 
theologischen Zusammenhang, der sich in dog­
matischen Klauseln erschöpft und in dem etwa 
von der Gnade Gottes die Rede ist, nicht ver­
mitteln. Theologische Zentnerbegriffe sind auch 
dem Zeitungsleser nicht zuzumuten, die sollte 
der Prediger übersetzen. Auch in Bischofspre­
digten werden theologische Zusammenhänge 
nicht weitgehend genug in eigene, einprägsame 
Formulierungen gefasst, das gehörte aber eigent­
lich zu den Grundlagen des evangelischen Ver­
kündigungsauftrags.

Also schließe ich daraus, die biblische Botschaft 
muss in der Medienwelt trivialer, banaler, ein-
facher daherkommen?
Schmoll: Nein, das garantiert nicht. Nichts ist 
schlimmer als die Infantilisierung von Gottes­
diensten im Protestantismus, der eigentlich immer 
hohe Anforderungen an Vernunft und an Glaube 
gestellt hat. Leider kam das Positionspapier der 
EKD zu den evangelischen Verantwortungseliten 
viel zu spät. Ich vergröbere jetzt und übertreibe, 
aber die intellektuelle Elite könnte längst aus den 
Kirchen herausgepredigt worden sein. 

Herausgepredigt – Bischof Meister?
Meister: Ich kann das ein bisschen nüchterner 
beschreiben. Bestimmte Milieus hat die evange­
lische Kirche, übrigens auch die katholische Kir­
che, schon seit eineinhalb Jahrhunderten verlo­
ren. Dass durch dezidiert schlechte Predigten in 
den letzten fünfzehn Jahren der letzte kluge Kopf 
der Kirche fern geblieben sei, das ist eine absurde 
Vorstellung.
Schmoll: Man darf als Kirchgänger erwarten, 
dass der Pfarrer sich tatsächlich mit dem bibli­
schen Text auseinandergesetzt hat und nicht nur 
Tagesnachrichten der vergangenen Woche  asso­
ziativ auf den Text bezieht.
Theologische Auseinandersetzung und echte 
Textauslegung haben mit  intellektuellem Höhen 
gar nichts zu tun, sondern mit dem Verkündi­
gungsauftrag – und zwar in Ortsgemeinden, die 
in den letzten Jahren in der evangelischen Kir­
che deutlich geschwächt wurden im Vergleich zu 
Sonderpfarrämtern und diversen Sonderbeauf­
tragten. Ich halte es nach wie vor für wichtiger, 
Gemeindepfarrer und das Gemeindepfarramt 
zu stärken, als einen Umweltbeauftragten, eine 
Frauenbeauftragte und sonstige Beauftragte zu 
installieren.  

Da sind wir bei den Medienbeauftragten der Kir-
che . . .
Schmoll: Ja, aber das Ortsgeschehen des Gemein­
depfarramts gerät uns dennoch aus dem Blick. An 
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dieser Entwicklung sind wir natürlich als Journa­
listen auch selbst schuld. Die meisten Tageszei­
tungen haben gar keinen Platz für solche Berichte. 
Wann gibt es denn eine Reportage über eine Ge­
meinde oder darüber, wie ein Gemeindepfarr­
amt in Mecklenburg-Vorpommern mit fünf oder 
zehn Dörfern oder wie ein Stadtpfarramt in einer 
Unistadt aussieht? Das müsste man  journalistisch 
vermitteln. Das Problem ist nur: „Good news“ las­
sen sich in der Zeitung schlechter unterbringen. 
Meister: Mein Eindruck ist, dass diese Geschich­
ten wieder häufiger erscheinen, weil man doch 
merkt, dass das Bild des Pastors oder der Pas­
torin durchaus reportagetauglich ist. Auch der 
Pfarrberuf taucht medial wieder positiv besetzt 
auf. Aber in der Regel berichten die Medien aller­
dings häufiger über Bischofsworte. 
Schmoll: Und über EKD-Synoden, höchstens 
noch. 
Meister: Macht weniger Synodenberichterstat­
tung mit den Leitenden Geistlichen an der Spitze. 

Welche Rolle spielt die Erosion der Landschaft 
christlicher, kircheneigener Printmedien?
Schmoll: Ich erinnere mich an EKD-Synoden, 
bei denen über den Bestand des Deutschen All­
gemeinen Sonntagsblattes diskutiert wurde. Im­
mer wieder wurden kirchenkritische Berichte 
erwähnt und als Grund dafür angeführt, die Zei­
tung finanziell zu beschneiden, wenn nicht sogar 
ganz einzustellen. Einige hatte die Erwartung: 
Wenn wir die finanzieren, dann haben sie auch 
etwas Ordentliches zu schreiben. Diese Verknüp­
fung ist natürlich bei einer säkularen, unabhän­
gigen Zeitung nicht gegeben, und das ist gut so. 

Meister: Die kirchliche Regionalpresse hatte in 
den letzten zehn, zwanzig Jahren starke Verluste 
bei den Abonnentenzahlen. Doch was passiert, 
wenn diese regionale Kommunikation deshalb 
wegfiele? Der Versuch, überregional mit „Chris­
mon“ auf einem anderen Niveau neu zu spielen, 
ist gut eingespielt. „Chrismon“ ist kirchennah 
und zugleich unabhängig. Vor allem bin ich aber 
sehr froh über die Berichterstattung säkularer 
Medien. Wir sind als Kirche nicht Kirche nur für 
uns, wir wollen sichtbar sein in der einen Gesell­
schaft. 

Das Interesse der Medien an Religion scheint zu 
wachsen. Welche Rolle spielt das Zusammenle-
ben mit Menschen anderer Glaubensrichtungen 
und anderer Religionen? 
Schmoll: Sie haben natürlich die Anziehungs­
kraft des Exotischen. Die vielen Religionen und 
Patchwork-Religionen, in denen man sich eine 
Art Wohlfühlarrangement herstellen kann, die 
Wellness und ganzheitliche Gesundheit verhei­
ßen, sind intellektuell viel anspruchsloser als der 
Protestantismus mit seinem dauernden Zwang 
zu Gewissensentscheidung, das überfordert viele. 
Meister: Die Debatte über Religion ist nach den 
Attentaten vom 11. September 2001 über den Is­
lam in unsere Gesellschaft wieder eingewandert. 
Und zwar in der gesamten Spielart, auch mit 
großer Angst besetzt: Religion erscheint auch 
als eine Art Schreckgespenst, als Gefährdung. 
Wenn wir die Berichte lesen und auch die Statis­
tiken anschauen, dann ist ein wichtiger Teil der 
Berichterstattung in den Medien zum Thema Re­
ligion über den Islam abzubilden. 

Es gibt Schlüsselfragen, neben rein sozialethi­
schen und individualethischen Überlegungen, wo 
wir protestantisch sprachfähiger werden können. 
Ich bin leidenschaftlicher Kinogänger, und wenn 
ich die ästhetische Inszenierung der Zukunft in 
großen Filmen wie „The Road“ mit seinem apo­
kalyptischen Szenario anschaue, wird mir dort 
keine Chance für das Überleben der Menschheit 
gezeigt. Der Mensch geht in dieser Welt zugrunde, 
das ist die cineastische Vorhersage. Wir leben  aus 
einer anderen Überzeugung unseren Glauben. Es 
ist eine große Herausforderung, das zu kommuni­
zieren – über die Predigt hinaus. Wobei eine gute 
Predigt auch eine tolle Öffentlichkeit ist. 
Schmoll: Gerade in der Auseinandersetzung mit 
dem Islam und Islamstudien an Universitäten 
wundere ich mich darüber, dass sich die protes­
tantische Kirche so wenig stark macht. Sie lebt 
doch von einer aufgeklärten und freien wissen­
schaftlichen Theologie, die immer als Korrek­
tiv zum kirchlichen Handeln gedacht war, auch 
wenn der aufklärerische Charakter zurücktritt. 
Seit es das Wissenschaftsratspapier zu den Theo­
logien gibt, scheinen sich die Kirchen ihrer Fa­
kultäten an staatlichen Universitäten in der der­
zeitigen Form sehr sicher zu sein, obwohl es sich 
immer wieder für die Rolle der Theologie in der 
Universität einzusetzen gilt. Ich erinnere mich an 
ein Gespräch mit einem EKD-Mitarbeiter, den 
ich fragte, was die EKD theologisch beschäftige. 
Seine Antwort: „Es gibt keine Frage, mit der sie 
mich mehr in Verlegenheit bringen könnten.“ 
Das hat mich erschüttert. Häufig nehmen wir aus 
journalistischer Sicht die evangelische Kirche als 
Institution wahr, die vor allem mit sich selbst be­
schäftigt ist. 
Und es gibt ein anderes Medium, das gerade der 
Protestantismus wenig pflegt, das ist die Kir­
chenmusik. Leider kürzen Synoden die Mittel für 
Kirchenmusik so sehr, dass darunter die Qualität 
leidet und die Leute lieber in die Philharmonie 
gehen, um sich anzuhören, was sie nicht mehr in 
die Kirche zieht. Damit gibt der Protestantismus 
ein zentrales Wirkungsfeld auf. 

Schauen wir ein anderes Medium an. Die Re-
formatoren konnten von Johannes Gutenbergs 
segensreicher Erfindung des Buchdrucks pro-
fitieren. Inwieweit kann die evangelische Kir-
che heute digitale Kommunikation nutzen, um 
Glaubensinhalte zu verbreiten?
Meister: Es gibt zwar gute Beispiele für Kommu­
nikation über soziale Netzwerke im Sinne des 
Evangeliums. Aber wie Gemeinschaft in der Ver­
antwortung vor Gott in sozialen Medien gestif­
tet wird, das ist mir bisher wenig plausibel, und 
erlebt habe ich es auch nicht. Das virtuelle Ent­

zünden einer Kerze ist absonderlich. Für mich 
gehört zur Vertiefung der Kommunikation eine 
Gemeinschaft mit leiblichem Charakter. Bisher 
lassen soziale Netzwerke solche Gemeinschaft 
nicht entstehen. 

Dieses Heft steht im großen Kontext der Lu-
therdekade und wir sollten auf den Reformator 
blicken: Wie muss ein medial vermittelbares 
Bild von Luther aussehen, das uns seine Person 
heute nahebringt und begreiflich macht, was die 
Reformation war?  
Schmoll: Wichtig wäre, die zeitgeschicht­
liche Verankerung von Luther aus historischer 
Perspektive und aus theologischer in den Blick 
zu nehmen und deutlich zu machen, dass die Re­
formation zunächst ein Universitätsereignis war. 
Wir verdanken der Reformation die Entwick­
lung einer freien und kritischen Wissenschaft. 
Dass Melanchthon damals nach Wittenberg 
gerufen wurde, war nicht nur das Werk Luthers 
allein, sondern auch seiner reformwilligen Kol­
legen. Es war die Freiheit des Kurfürsten, der viel 
Wert darauf legte, dass im kleinen Wittenberg 
eine renommierte Universität entstand. Luther, 
den immer kompromissloser werdenden Mönch, 
sollte man nicht ikonographisch verkleistern, 
sondern in seinen existenziellen Zweifeln dar­
stellen. Als einen, der immer wieder gehadert 
hat mit seinem Glauben und den Texten und der 
seine Erkenntnis in Jahren des intensiven fremd­
sprachlichen, ursprachlichen Bibelstudiums ge­
wonnen hat. Im Übrigen erhoffe ich mir eine 
Vergegenwärtigung der Rechtfertigungslehre 
vom Reformationsjubiläum, die eben nicht als 
überkommenes theologisches Erbe zu verstehen 
ist, sondern als ein Erkenntniszusammenhang, 
der ganz unterschiedliche Lebenswirklichkeiten 
bis heute prägt. Denken Sie an die Leistungs­
bewertung in Schulen. Es ist eben entlastend, 
dass eine Note nur eine Leistung und nie den 
Schüler bewertet. 
Meister: Da kann ich Ihnen nur zustimmen. Es 
geht um unsere Gegenwart. Es  denkt auch nie­
mand daran, das Reformationsgedenken 2017 
unter der Person Martin Luther zu subsumieren. 
2017 ist eben kein Luthergedenken, sondern Re­
formationsjubiläum. Wenn wir heute den Cha­
rakter einer Epoche skizzieren und kritisch den 
Mut und die Risikobereitschaft von Personen 
zeigen, unter denen Martin Luther für uns die 
wichtigste war, die ankämpften gegen bestehen­
de Zustände, gegen Verkrustungen von Institu­
tionen und gegen gefährliche gesellschaftliche 
Szenarien, dann können wir die Reformation gut 
in unsere Zeit hinein transportieren. 
Die Fragen stellte Dr. Jacqueline Boysen.

D R . JACQ U E LI N E  
B OYS E N ist Studien
leiterin im Bereich 
Zeitgeschichte und 
Politik an der Evange-
lischen Akademie zu 
Berlin.
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DIE TUN WAS! 
Friedensdienste setzen auf persönliche  
Begegnungen und kleine handfeste Schritte.  
Am Anfang steht immer die Erkenntnis:  
Wir sind keine Feinde  VO N H O R ST SCH E FFLE R

und Frieden (EAK) vergebene Förderpreis für ge­
waltfreies Handeln benannt.

CHRISTLICHER  
FRIEDENSDIENST
Die Versöhnung zwischen Feinden – einem fran­
zösischen Besatzungsoffizier und einem deut­
schen Bürgermeister – im Abendmahlsgottes­
dienst am Karfreitag 1923 gab den Anstoß zur 
späteren Gründung des Christlichen Friedens­
dienstes (CFD). Leutnant Etienne Bach war infol­
ge der Besetzung des Ruhrgebiets durch Frank­
reich als Nachrichtenoffizier in Recklinghausen 
stationiert. Im evangelischen Abendmahlsgottes­
dienst in Datteln traf er am Altar seinen politi­
schen Gegner, Bürgermeister und Beigeordneten 
des Amtes Datteln, Karl Wille. Nebeneinander 
empfingen sie Brot und Wein. Beide erkannten, 
dass sie von jetzt an nicht mehr als Feinde begeg­
nen konnten und entwickelten zueinander ein 
auskömmliches Verhältnis, um ihre jeweiligen 
Aufgaben zu erledigen, ohne dem anderen zu 
schaden. 

Als Bach später aus der französischen Armee 
ausschied, gründete er die Vereinigung „Che­
valiers du Prince de la Paix“, aus der heraus der 
Christliche Friedensdienst (CFD) entstand. Als 
Youth Action for Peace – Christlicher Friedens­
dienst ist diese Organisation mit Sitz in Frank­
furt heute weltweit aktiv mit Friedensdiensten 
und Workcamps.  

AKTION SÜHNEZEICHEN / 
FRIEDENSDIENSTE
Auf der Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD) in Berlin-Spandau am 30. 
April 1958 verlas Lothar Kreyssig den vom ihm 
verfassten Aufruf  „Wir bitten um Frieden“, in 
dem es heißt: „Wir Deutschen  haben den zweiten 
Weltkrieg begonnen und damit mehr als andere 
unmessbares Leiden der Menschen verschuldet; 
Deutsche haben in frevlerischem Aufstand gegen 
Gott Millionen von Juden umgebracht. Wer von 
uns Überlebenden das nicht gewollt hat, der hat 
nicht genug getan, es zu verhindern. Wir haben 
vornehmlich darum noch keinen Frieden, weil zu 
wenig Versöhnung ist. ... Des zum Zeichen bitten 
wir die Völker, die Gewalt von uns erlitten haben, 
dass sie uns erlauben, mit unseren Händen und 
mit unseren Mitteln in ihrem Land etwa Gutes 
zu tun, ein Dorf, eine Siedlung, eine Kirche, 

H O R ST S C H E F F LE R 
ist Vorsitzender der 
Aktionsgemeinschaft 
Dienst für den Frieden 
e.V. (AGDF) und des 
Vereins für Friedens
arbeit im Raum der 
EKD (VfF).

 I m Einsatz für Frieden und Versöhnung wa­
ren Menschen aktiv, lange bevor der gerechte 
Friede zum Leitbild christlichen Friedens­

zeugnisses und -handelns erklärt wurde. Chris­
ten konnten sich schon immer als Botschafter 
der Versöhnung verstehen, ist ihnen doch von 
Gott „das Amt gegeben, das Versöhnung pre­
digt“. Der Apostel Paulus nennt sich und seine 
Mitarbeiter „Botschafter an Christi Statt“, unter 
denen aufgerichtet ist das Wort von der Versöh­
nung, und sie bitten: „Lasst euch versöhnen mit 
Gott!“ (siehe hierzu 2. Korinther 5, 18-20). Eini­
ge der unzähligen Botschafter Christi im Einsatz 
für Frieden und Versöhnung und die von ihnen 
gegründeten Organisationen werden hier vor­
gestellt

INTERNATIONALER  
VERSÖHNUNGSBUND
Angesichts akuter Kriegsgefahr hatten sich 85 
Vertreter von christlichen Kirchen aus zwölf 
Ländern auf einer Konferenz in Konstanz vom 
1. bis 3. August 1914 getroffen. Es gelang ihnen 
noch, den Weltbund für Freundschaftsarbeit der 
Kirchen, einen der Vorläufer des Ökumenischen 
Rates der Kirchen, zu gründen, dann wurde die 
Konferenz aufgrund des Ausbruchs des Ersten 
Weltkriegs abgebrochen. Auf dem Kölner Haupt­
bahnhof verabschiedeten sich Friedrich Sieg­
mund-Schultze und der englische Quäker Hen­
ry Hodgkin mit dem Versprechen, sich in ihren 
Ländern für Frieden und Versöhnung und gegen 
Hass, Feindschaft und Militarisierung einzuset­
zen. Diesem Versprechen folgte im Jahr 1919 in 
Bilthoven (Niederlande) die Gründung des Inter­
nationalen Versöhnungsbundes. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg kam es im 
Februar 1946 zur Gründung des deutschen 
Zweigs. Diese Gründung wurde unterstützt von 
Freunden aus den USA und Großbritannien, 
die in der Nachkriegszeit Hilfs- und Versöh­
nungsdienste in Deutschland leisteten. Friedrich 
Siegmund-Schultze war von 1942 bis 1946 Prä­
sident des Internationalen Versöhnungsbundes. 
Heute ist der Internationale Versöhnungsbund 
eine im In- und Ausland engagierte und ver­
netzte Friedensorganisation, die gewaltfrei gegen 
Unrecht und Krieg aktiv ist. Die Geschäftsstelle 
befindet sich in Minden. Nach Friedrich Sieg­
mund-Schultze ist der von der Evangelischen 
Arbeitsgemeinschaft Kriegsdienstverweigerung FO
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Respekt vor Würde und Freiheit 
des einzelnen Menschen aus, die 
zweite macht fähig, als Commu­
nity innerhalb anderer unterschie­
dener Gemeinschaften zu leben.

In diesem Traditionsstrom 
steht das bedeutende Werk des 
amerikanischen mennonitischen 
Theologen John Howard Yoder 
(1927-1997). In der englischspra­
chigen Welt gehören seine Bücher 
zu den wichtigsten des 20. Jahr­
hunderts, in Deutschland aller­
dings sind sie wenig bekannt. In 
seinem wohl am weitesten verbrei­
teten Werk „Die Politik 
Jesu“ („The Politics of 
Jesus“, 1972) wendet 
sich Yoder gegen das in 
der evangelischen Ethik 
weit verbreitete Vorur­
teil, dass vom Weg und 
von der Person Jesu her 
keine politische Ethik, 
keine Ethik des Sozia­
len für komplexe mo­
derne Gesellschaften 
möglich sei. Wenn Yo­
der das Neue Testament 
auslegt (übrigens voll­
kommen ohne funda­
mentalistische Untertö­
ne), dann beschreibt er 

das Gegenteil: Jesus ruft Menschen, mit ihm zu 
gehen, ihm in Gemeinschaft „nachzufolgen“. Je­
sus übt mit seiner Gemeinschaft neue Regeln des 
Zusammenlebens ein. Diese Gemeinschaft stellt 
sich nach Yoder mitten in die politischen und so­
zialen Gegensätze der antiken Welt und steht für 
ein neues Lebensmodell von Partizipation, Ge­
rechtigkeit und Gewaltfreiheit, das zutiefst an­
ziehend wirkt. Wo in einer „messianischen Ethik 
des anbrechenden Gottesreiches“ Jesus selbst als 
ethisches Modell gesehen wird, dort entfaltet sich 
nach Yoder die verwandelnde Kraft des Lebens 
mit Jesus als eine erneuerte politische Praxis der 
von ihm geprägten Gemeinschaft (so im Buch 
„Body Politics“ von 1992). Die geistlichen Kern­

praktiken der Kirche nehmen die elementaren 
politischen Fragen auf, die bis heute gleich ge­
blieben sind: in der Taufe werden die ethnischen 
Gegensätze überwunden; im Abendmahl wer­
den die materiellen Ressourcen geteilt; im Bin­
den und Lösen entsteht eine Konfliktkultur; in 
der Vielfalt der Gaben des Heiligen Geistes wird 
eine partizipatorische politische Praxis einge­
übt. Dies lebt davon, dass mit dem Tod und der 
Auferstehung Christi die zerstörerischen Mäch­
te entfesselter Gewalt überwunden sind und ein 
neuer Weg des gewaltfreien Widerstands mög­
lich wird, der Verhältnisse von innen her ver­
ändert. Alles hängt, so Yoder, daran, dass die 
Kirche diese politische Dimension ihres Seins 

erkennt, in der pluralistischen 
Arena des Politischen kenntlich 
macht und in ihrer Gemeinschaft 
aus dieser Quelle und nach deren 
Maßstäben lebt.

Yoder bringt in seinem Werk 
die lange geistliche Praxis der 
Friedenskirchen in die gegenwär­
tigen Prozesse der Transformation 
des Politischen ein. Er beschreibt, 
welche Rolle die Christen und die 
Kirchen in diesen Prozessen spie­
len könnten, wenn sie selbst zur 
Erneuerung nach dem Bild des 
Evangeliums von Jesus Christus 
bereit sind. Im Gestaltwandel der 
Volkskirchen zu differenzfähigen 
und differenzsensiblen Minder­

heitenkirchen wäre von Yoder Entscheidendes 
zu lernen über die politische Rolle der Christen 
zwischen liberaler Zeitgeistverstärkung einer­
seits und der Versuchung zu reaktionärem Tra­
ditionalismus andererseits. Politische Praxis der 
Kirche ist – in Yoders eigenen Worten – „mehr 
als Individualismus plus Gesellschaftsvertrag auf 
der einen Seite oder Korporatismus und Subsi­
diarität auf der anderen.“ In diesem „Zwischen­
raum“ könnten und müssten die Kirchen der Re­
formation heute politische Akteure sein.

N AC H LE S E N B E I  J O H N H OWA R D YO D E R:  
Die Politik des Leibes Christi. Als Gemeinde zeichen-
haft leben, Schwarzenfeld 2011  
Die Politik Jesu, Schwarzenfeld 2012

D R . RO G E R M I E LK E , 
ist Oberkirchenrat, 
Referent für Fragen der 
öffentlichen Verant-
wortung der Kirche im 
Kirchenamt der EKD. 

J E S U S - F R E A K S 
auf dem Freakstock-
Festival im August 
2012 in Borgentreich/
Nordrhein-Westfalen

J O H N H OWA R D  
YO D E R (1927-1997), 

bedeutender  
mennonitischer  

Theologe, meinte:  
Christliche Gemein-

schaften könnten  
und müssten als 

politische Akteure 
auftreten. 

NICHT ALLEINE  
IN DER WELT

Lesenswert: John Howard Yoder wagte  
eine Annäherung an eine politische Ethik Jesu   

VO N ROG E R M I E LKE

 D ie Kirchen der Reformation waren über 
Jahrhunderte ausgesprochen staatsnah. 
Das gilt für nahezu alle lutherischen und 

für viele reformierte Kirchen, nicht aber für den 
sogenannten „linken Flügel“ der Reformation. 
Damit sind die aus der Täuferbewegung der 
Reformationszeit hervorgegangen Gemeinden 
gemeint mitsamt ihren vielen bis in die Gegen­
wart reichenden Gemeinschaftsbildungen. Vom 
„linken Flügel“ spricht man hier, weil diese Ge­
meinschaften einerseits ausgesprochen kritisch 
gegenüber der staatlichen Autorität waren und 
andererseits nach innen hin wenig hierarchisch 
verfasst waren (und sind).  Sie wollten sich deut­
lich unterscheiden von einem staats- und macht­

nahen Christentum. Der Gefahr, zur „Sekte“ zu 
werden, ist man dabei nicht immer entgangen. 
Allerdings haben sich die meisten Gruppen ein 
sehr lebendiges Gefühl für Differenz und Plurali­
tät erhalten, das sich unter gegenwärtigen Bedin­
gungen eines durchgehenden Pluralismus sehr 
modern ausnimmt. Zwei Grundannahmen prä­
gen die Theologie der täuferischen Gemeinschaf­
ten. Die erste Grundannahme besagt, dass sich 
Glaube nur in einer persönlichen Entscheidung 
äußert. Die zweite Grundannahme – nur auf den 
ersten Blick in Widerspruch zur ersten – meint, 
dass Gott ein neues Volk beruft, das als Ge­
meinschaft in der alten, vergehenden Welt lebt. 
Die erste Grundannahme drückt einen hohen FO
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 S ie äußert sich zu Fragen der Gentechnik 
und der Gesundheitspolitik, zu unterneh-
merischem Handeln und Klimawandel, zu 

Armut und Leben im Alter. Nicht weil sie poli-
tische Partei wäre oder weil es ihr darum geht, 
ein bestimmtes Programm zu verwirklichen. 
Sondern weil sie es als ihre Aufgabe ansieht, in 
die Öffentlichkeit hinein Stellung zu nehmen 
zu den Fragen, die politisch und gesellschaftlich 
‚dran sind‘. Und weil sie für eine Wertorientie-
rung eintritt, die dem Wohlergehen aller dient. 

Angefangen hat es 1962 mit „Eigentumsbil-
dung in sozialer Verantwortung“. Seitdem äußert 
sich die Evangelische Kirche in Deutschland als 
Institution in Form von Denkschriften und an-
deren Verlautbarungen in der politischen Öf-
fentlichkeit. Woher kommt der Auftrag dazu? 
An wen richtet sich die Kirche und unter wel-
chen Bedingungen? In einer eigenen Denkschrift 
(„Das rechte Wort zur rechten Zeit“, 2008) haben 
sich die Kammer für öffentliche Verantwortung 

und der Rat der EKD vor einigen Jahren mit dem 
Öffentlichkeitsauftrag der Kirche befasst und 
Antworten auf diese Fragen gegeben.  

VERANTWORTUNG –  
IN FREMDEM AUFTRAG
„Weil der Gott, an den Christenmenschen glau-
ben, sich von der Welt nicht ab-, sondern ihr 
zuwendet, hat das Evangelium stets politische 
Bedeutung“, heißt es darin. Und die Öffentlich-
keit habe „ein Recht darauf, zu erfahren, was eine 
Kirche zu entscheidenden gesellschaftlichen und 
politischen Fragen aktuell und auf Dauer geist-
lich beizutragen hat“ (Nr. 94).

Darum übernimmt die evangelische Kirche 
Mitverantwortung für das Gemeinwesen und 
äußert sich zu Fragen des öffentlichen Lebens. 
Darum sucht sie den Dialog mit staatlichen und 
überstaatlichen Organen, mit den unterschied-
lichsten gesellschaftlichen Gruppen – natürlich 
auch mit anderen Kirchen und Religions- und 

Weltanschauungsgemeinschaften. Darum betei-
ligt sie sich an öffentlichen demokratischen Pro-
zessen. Das Evangelium „hat kulturelle, soziale 
und politische Kraft“ (Nr. 7). 

Das Recht dazu geben ihr die Religionsfrei-
heit und die Meinungsfreiheit. Aber ihr Auftrag 
hat auch Grenzen. Die Kirche darf sich nicht 
„staatliche Art, staatliche Aufgaben und staat
liche Würde aneignen und damit selbst zu einem 
Organ des Staates werden“. So haben es schon 
1934 die Verfasser der Theologischen Erklärung 
von Barmen formuliert. Und das gilt nach wie 
vor (Nr. 16). 

WER BIT TE SPRICHT DENN DA?
Natürlich äußert sich die evangelische Kirche 
nicht nur in Denkschriften, Stellungnahmen 
oder Erklärungen. Sie tut es in vielerlei Form: in 
Predigten, Kanzelabkündigungen und synoda-
len Kundgebungen. In Interviews und Pressemit-
teilungen. Auf Kirchentagen und in Akademien. 
In Talkshows und in Gesprächskreisen. Immer 
wieder auch in ökumenischer Gemeinsamkeit. 
Dies alles geschieht „unter den Bedingungen der 
Partizipation von Kirchenmitgliedern an der je-
weiligen Diskussion“, heißt es in der Denkschrift 
(Nr. 28). So ist es für die evangelische Kirche 
typisch.

In der Praxis ist das immer eine Gratwan-
derung zwischen Kohärenz und Lernprozessen. 
Welches Gewicht eine Äußerung am Ende hat, 
hat mit ihrer Form zu tun, und damit, wer sich 
äußert. Wer für die evangelische Kirche als Insti-
tution sprechen darf, ist im Einzelnen rechtlich 
geregelt. Die Denkschriften und andere Stellung-
nahmen werden von Fachgremien der EKD aus-
gearbeitet, und der Rat – das Gremium, das die 
Geschäfte zwischen den Synoden führt – macht 
sie sich zu Eigen. Stellvertretend für weit über 
23 Millionen evangelische Kirchenmitglieder 
deutschlandweit. Bindenden Charakter hat das 
alles freilich nur in einem geistlichen Sinne: in-
sofern es die Gewissen bindet. 

Denn letztlich sind es die vielen Christinnen 
und Christen, die auf der Grundlage ihres Glau-
bens in aktuellen Debatten das Wort ergreifen 
und Verantwortung übernehmen – in der Frei-
heit eines Christenmenschen (Nr. 24). 

SICH EINMISCHEN UND,  
WO NÖTIG, PARTEI ERGREIFEN
Zeitgemäß und aktuell im Dialog zu sein, und 
zwar vom christlichen Glauben her und in der 
Sache bestmöglich informiert – das ist der An-
spruch, den die evangelische Kirche hat. 

Über 30 Denkschriften und mehr als 250 an-
dere Verlautbarungen sind seit den 1960er Jahren 

zu diesem Zweck erschienen. Um aufmerksam zu 
machen auf gegenwärtige und absehbare Heraus-
forderungen und Problemlagen. Als Versuche, 
Antworten zu geben auf aktuelle Fragen, die Po-
litik und Gesellschaft bewegen. In der Hoffnung, 
Themen neu ins Bewusstsein heben zu können. 
Und mit klaren Argumenten, um zu divergie-
renden Positionen, widerstreitenden Interessen 
und notwendigen Güterabwägungen im öffent-
lichen Diskurs Stellung zu beziehen (vgl. Nr. 30).

Dabei ist es immer wieder nötig, auch Partei 
zu ergreifen und Anwältin zu sein für die, die 
selbst zu schwach und ohne Chancen sind (vgl. 
Nr. 44). Das geht nicht ohne Widerspruch und 
Streit. Wo immer die Kirche das tut, wird sie 
sorgsam die Folgerungen reflektieren. Und sie 
wird sich in ihren Äußerungen „daran messen 
lassen, ob sie von den Kirchen und ihrer Diako-
nie selbst befolgt werden“ (Nr. 46). 

PLURALITÄT BEWUSST  
GESTALTEN – UND WENN ES  
SEIN MUSS, SCHWEIGEN
Auch als politische Akteure sind die Kirchen 
Teil einer pluralistischen Gesellschaft. Die evan-
gelische Kirche bejaht diese Vielfalt ohne Wenn 
und Aber. Pluralismusfähigkeit gehört zu ihrem 
Selbstverständnis. Denn dass der Glaube Men-
schen durch das zuteil wird, was ihnen als glaub-
würdig begegnet, ist eine typisch evangelische 
Erkenntnis: Wir verfügen nicht über das, woran 
wir glauben (vgl. Nr. 58). Darum setzt sich die 
evangelische Kirche bewusst den Fragen der Zeit 
aus und bleibt von den Strömungen und Einflüs-
sen der Gesellschaft nicht unberührt.

Gleichwohl: Zum Spiegelbild der pluralisti-
schen Gesellschaft kann sie nicht werden wollen. 
„Sie verlöre sonst ihre Identität und damit die 
Chance, als Überzeugungsgemeinschaft dieser 
pluralistischen Gesellschaft eine klare Orientie-
rung anzubieten“ (Nr. 60). 

Deshalb begibt die Kirche sich mit ihren 
Äußerungen „in einen Wettbewerb und Streit 
um die Gestaltung unserer Gesellschaft“. Sie be-
teiligt sich an der gemeinsamen Suche nach Lö-
sungen, die dem Leben dienen. Sie mischt sich 
öffentlich ein, um zu finden, was in der Gegen-
wart und Zukunft individuell und gemeinsam 
trägt und zusammenhält (Nr. 65). So übernimmt 
sie Verantwortung. Nicht um Politik zu ‚machen‘, 
sondern weil es – wie der ehemalige Bundesprä-
sident Richard von Weizsäcker in seinem Gruß-
wort an die Mitglieder der EKD-Synode 1996 be-
tonte – „halt doch darum [geht,] Politik möglich 
zu machen“. Und das „gleichermaßen wachsam, 
nüchtern und leidenschaftlich, passioniert, und 
manchmal auch mit Schweigen“ (Nr. 94). 

Die Belege im laufenden 
Text beziehen sich auf die 
nummerierten Abschnitte 
der Denkschrift „Das rechte 
Wort zur rechten Zeit“. 

Hier finden Sie die Denk-
schrift als PDF-Dokument 
mit der Möglichkeit zum 
Download:

www.ekd.de/download/ 
denkschriftendenkschrift.pdf

D R . J O H A N N E S  
G O LD E N STE I N  ist 
Mitarbeiter im „Projekt- 
büro Reformprozess“  
der EKD und unter  
anderem verantwortlich 
für die EKD-Magazine  
zu den Themenjahren 
der Reformations
dekade, also auch für 
dieses Heft. 

MACH 
DEN 
MUND 
AUF! 
Wenn du was zu sagen 
hast. Aber lass’ ihn 
zu, wenn nicht. Kirche 
muss immer wieder 
neu entscheiden, wo 
sie sich in den  
öffentlichen Diskurs 
einmischt  VO N  
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Vorbild für das Durchstehen von Leiden und 
machte schließlich die Werbung für Kriegsanlei-
hen zum pfarramtlichen Auftrag.

Wirkmächtig bis heute sind die Bilder der 
Kriegsbegeisterung vom August 1914. Karl Barth 
meinte damals, in Deutschland seien „Vater-
landsliebe, Kriegslust und christlicher Glaube 
in ein hoffnungsloses Durcheinander“ geraten 
und es herrsche eine uniforme „Kriegstheologie“. 
Beides lässt sich so nicht halten. Die Kriegsbe-
geisterung war weder flächendeckend noch von 
der ganzen Bevölkerung getragen. Besonders 
flammte sie nach den ersten Siegen auf. Der Leip-
ziger Pfarrer Georg Liebster schrieb daraufhin: 
„Jedes Verständnis für Jesus, für Demut, Fein-
desliebe ist im religiösen Kriegsfuror erloschen.“ 
Die Beschwörung des „Geistes von 1914“ in der 
Folgezeit war dann ein Propagandamittel der 

Heeresführung gegen nachlassenden Enthusias-
mus. Auch Ernst Troeltsch dichtete zunächst mit 
am Mythos „jener unbeschreiblichen Einheit des 
Opfers, der Brüderlichkeit, des Glaubens und der 
Siegesgewißheit“.

Der Hauptstrom kirchlicher Verkündigung 
und Verlautbarung bewegte sich in den Bahnen 
einer nationalkonservativen Geschichtstheo-
logie. Nach Meinung der führenden deutschen 
Intellektuellen verteidigte sich „ein Kultur-
volk, dem das Vermächtnis eines Goethe, eines 
Beethoven, eines Kant ebenso heilig ist wie sein 
Herd und seine Scholle“, wie es im „Aufruf an die 
Kulturwelt“ hieß.

Jedoch: Eine „Vereinigung von Potsdam und 
Bethlehem“ (Friedrich Naumann) konnte aus 
politischen wie theologischen Gründen nicht 
dauerhaft gelingen. Für Liebster war das Ge- >

MIT GOTT IN DEN KRIEG Als 1914 die ersten deutschen Soldaten in die Schlacht zogen, standen die Kirchen 
hinter ihnen. Aber nicht geschlossen   VO N SE BA STIAN KR AN ICH

A B G E S E G N E T?  
Auf Postkarten  
wurde die Einigkeit 
von Kirche und Staat 
demonstriert: Ein Pfarrer 
bei der Segnung von 
Feldsoldaten (l.); Banner 
„Mit Gott für König und 
Vaterland“ (M.); Das 
gezückte Gewehr unter 
den Worten „Dein Wille 
geschehe“ (r.) 

 D ie evangelischen Kirchen im Deutschen 
Reich haben von jeher eine nationale Hal-
tung eingenommen. Sie waren überzeugt, 

ihrem christlichen Charakter nichts zu verge-
ben, wenn sie dem Kaiser gaben, was des Kai-
sers war.“ So schrieb der Generalsuperintendent 
der Kirchenprovinz Schlesien, Martin Schian, 
im Rückblick auf den vergangenen Weltkrieg. 
Damit lag er richtig: Vom Topos der „teutschen 
Nation“ in der Wittenberger Reformation über 
den Konnex von Pietismus und Patriotismus bis 
hin zu den Befreiungskriegen war der deutsche 
Protestantismus mit dem Gedanken der Nation 
verbunden. Recht und Pflicht zum Krieg für das 
Vaterland standen 1914 weithin außer Frage. Die 
altpreußische Landeskirche etwa ergänzte vor 
Kriegsbeginn ihre Wehrmachtsfürbitte lediglich 
um „Luftfahrzeuge“. Moderner Pazifismus und 

Ökumene blieben als Novitäten eine Sache von 
Minderheiten.   

Im Krieg leisteten die Volkskirchen – wie 
auch in Frankreich oder England – mit großer 
Selbstverständlichkeit Unterstützung an Front 
und „Heimatfront“: Gottesdienste bei Siegen und 
Niederlagen, Kriegsbetstunden und vielfältige 
sozialdiakonische Hilfen auf Gemeindeebene 
waren dabei die eine Seite der Medaille, das 
enge Zusammenspiel von Kirchen- und Reichs-
kriegsbehörden die andere. So ließ der Evange-
lische Oberkirchenrat in Berlin zu Kriegsbeginn 
einen – von ihm selbst entworfenen – kaiser-
lichen Erlass von den Kanzeln verlesen, in dem 
es hieß: „Reinen Gewissens über den Ursprung 
des Krieges, bin ich der Gerechtigkeit unserer Sa-
che vor Gott gewiß“. 1917 verwies er angesichts 
wachsender Resignation auf die Passion Jesu als FO
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bet um den Sieg der deutschen Waffen „ein 
Schlag gegen die Jesusreligion“. Martin Rade 
beurteilte den Krieg als „Bankrott der Christen-
heit“, da der Glaube für nationale Interessen ins
trumentalisiert würde. Und auch Troeltsch kons
tatierte bereits 1915 ein Versagen der Kirchen. Sie 
hätten – gegen Realpolitik und Kriegsphiloso-
phie – am Gebot der Feindesliebe festhalten und 
sagen müssen, dass vom Glauben eine Kraft der 
Versöhnung ausgeht.

Indes bemühten die Schweizer religiös-
sozialen Kritiker des Krieges nationalkulturelle 
und theologische Differenzen: Leonhard Ragaz 
erkannte einen welthistorischen Kampf zwi-
schen nationalistischem Luthertum und demo-
kratischem Reformiertentum.  Karl Barth sah in 
den Deutschen „mitsamt ihren großen Kanonen“ 
selbsternannte „Mandatare“ Gottes und stellte 
ihnen die neutrale Schweiz als Gleichnis von des-
sen Reich entgegen. 

Im deutschen Protestantismus aber bildeten 
sich zwei Lager: Im einen sammelten sich unter 
der Führung von Rein-
hold Seeberg die Annexi-
onisten. Im anderen fan-
den die Befürworter einer 
gemäßigten Kriegszielpo-
litik und demokratischer wie sozialer Reformen 
zusammen. Seeberg, der eng mit den Verbän-
den der deutschen Schwerindustrie kooperierte, 
vertrat eine völkisch zugspitzte Sozialethik. Aus 
einer lutherisch begründeten kulturellen Über-
legenheit des Deutschtums leitete er das Recht 
und die Pflicht geistiger wie territorialer Expan-
sion ab. Siegfrieden und unbeschränkter U-Boot-
Krieg lauteten die Parolen in Seebergs Lager. 
Dazu gehörte u.a. der spätere Erlanger Professor 
Paul Althaus, der als Feldprediger seinen „Gott 
der feldgrauen Männer fand“, der Kopf der Lu-
therrenaissance, Karl Holl, sowie der Politiker 
und Theologe Gottfried Traub. Letzterer reagier-
te 1917 auf den Friedensappell von Benedikt XV. 
so: „Wir gehen nicht nach Rom und nicht nach 
Stockholm, wir gehen nach Friedrichsruh und auf 
die Wartburg und warten bis der Sieg der deut-
schen Waffen zu Wasser und zu Land sich voll 
entscheidet“. Innere Reformen, insbesondere eine 
Wahlrechtsreform, galten den Annexionisten als 
hohes Risiko. Auch pietistische Kreise sahen mit 
dem „Wahlsystem der Gasse“ den „Volksstaat“ 
heraufziehen, in dem die Kirche von den „künfti-
gen Herren“ die „Bescheinigung für ihre bisherige 
Staatsfrommheit“ erhalten werde, was allerdings 
die Chance zur deren Besinnung eröffne, wie im 
Wochenblatt „Licht und Leben“ zu lesen stand.

Das Lager der sozialliberalen Protestanten 
um Troeltsch, Adolf von Harnack und den 

Kieler praktischen Theologen Otto Baumgar-
ten dagegen hatte bereits vor dem Krieg auf ge-
sellschaftlichen Ausgleich und eine Integration 
der Arbeiterschaft gesetzt. Nun fokussierte der 
von Kaiser Wilhelm II. hochgeschätzte Harnack 
die Nachkriegssituation und drängte in zwei 
Denkschriften an den Reichskanzler auf Re-
formen. Er verlangte eine Wahlrechtsänderung, 
volle Religionsfreiheit, das Koalitionsrecht für 
Gewerkschaften und eine Ergänzung der deut-
schen Politik und Kultur mit westeuropäischen 
Ideen. Nur so könne das deutsche Volk zu „dem 
in Gott gegründeten Idealismus“ durchdringen. 
Troeltsch forderte in seiner Kaisergeburtstags-
rede 1916 Verantwortung für eine Nachkriegs-
ordnung und suchte in der Geschichte nach 
Wertmaßstäben für die Zukunft. Ihm schweb-
te eine „Kultursynthese des Europäismus“ vor. 
Vom alldeutschen Chauvinismus war man hier 
weit entfernt. Otto Baumgarten griff diesen als 
antichristlich an, da „die selbstgefällige, trotzige 
Verleugnung alles Interesses an der Menschheit“ 

unvereinbar sei „mit der 
Grundgesinnung eines 
Jüngers Jesu“.           

Im Jahr des 400.  
Reformationsjubiläums 

prallten beide Lager nicht nur im Streit um die 
Demokratie hart aufeinander. Die Annexio-
nisten feierten den Sturz des gemäßigten Reichs-
kanzlers Bethmann-Hollweg. Zugleich wurde 
Generalfeldmarschall von Hindenburg anläss-
lich seines 70. Geburtstags zum deutschen und 
evangelischen Christen par excellence und Ge-
genüber Luthers stilisiert. Eine Schrift zum Re-
formationsjubiläum stellte „Hindenburgworte 
im Lutherton“ neben „Lutherworte zu Hinden-
burggedanken.“ Luther erschien als „Mann von 
Erz“ bzw. Schmied, wie in diesem Gedicht:

Du stehst am Amboß, Lutherheld,
Umkeucht von Wutgebelfer
Und wir, Alldeutschland, dir gesellt,
Sind deine Schmiedehelfer.
Wir schmieden, schmieden immerzu
Alldeutschland, wir und Luther Du
Das deutsche Geld und Eisen.
Und wenn die Welt in Schutt zerfällt,
Wird deutsche Schwertschrift schreiben:
Das Reich muß uns doch bleiben.

Intellektuell anspruchsvoller konzipierte Rein-
hold Seeberg die Reformation dogmengeschicht-
lich als Christentum im „germanischen Geist“, 
die sich durch „Konzentration aller Kräfte in ei-
ner heroischen Führerpersönlichkeit“ auszeich-
ne. Nicht völkisch, sondern kulturell wertete 
dagegen der Historiker Robert Holtzmann die 

D R . S E BA STI A N  
K R A N I C H  ist wissen-
schaftlicher Mitarbeiter 
in der Abteilung  
Systematische Theo-
logie (Ethik) an der 
Universität Heidelberg.

>

Reformation als „ganz große deutsche Kulturtat“ 
und politisch als „eminent demokratische Bewe-
gung“.

Als die Monarchie 1918 kollabierte, herrschte 
auch im sozialliberalen Lager kein Jubel. Lieb-
ster predigte: „Der stolze Bau des neuen deut-
schen Kaisertums ist zusammengebrochen wie 
ein Kartenhaus. Es ist nichts mehr davon vor-
handen als die leeren Paläste, auf denen die rote 
Fahne weht.“ Und weiter: „Ebensowenig wie ich 
gleichgültig bleiben könnte, wenn sie mir mei-
nen Vater verjagten, kann ich mich freuen, daß 
sie den Kaiser abgesetzt haben.“ Während aber 

Seeberg, Althaus, Holl und Traub weiterhin für 
den deutschnationalen Weg des Mehrheitspro-
testantismus wirkten, gelang es den soziallibe-
ralen Protestanten, sich auf den Boden der neuen 
Republik zu stellen: Troeltsch saß 1919 für die 
linksliberale Deutsche Demokratische Partei 
Friedrich Naumanns, in der auch Baumgarten 
und Rade aktiv waren,  in der Preußischen Lan-
desversammlung. Zudem wurde er Unterstaats-
sekretär im Preußischen Kultusministerium. 
Harnack war als Reichskommissar für Kirchen- 
und Schulfragen an der Weimarer Nationalver-
sammlung beteiligt.

 „IM PROTESTANTISMUS  
  BILDETEN SICH ZWEI LAGER.“

Gott und Jesus  
erscheinen hier  
als M ÄC HTI G E  
V E R B Ü N D E TE ,  

die Kraft, Rücken- 
deckung und immer  

wieder neue 
 Motivation geben. 
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 W er heute durch Barmen, eines der 
Stadtzentren in Wuppertal geht, wird 
vergeblich nach Spuren der Refor-

mation suchen. Ins Auge stechen zunächst die 
Folgen einer tiefgreifenden Transformation ge-
sellschaftlicher Wirklichkeit städtischen Lebens. 
Die großen evangelischen Kirchen der Stadt 
müssen sich den sozialen und interkulturellen 
Herausforderungen stellen, wollen sie nicht nur 

die Silhouette der Stadt zeichnen, sondern das 
Miteinander der Stadt prägen. 

Und doch ist bis heute mit dem Namen „Bar-
men“ auch etwas anderes verbunden: Vor 80 
Jahren war die Gemarker Kirche im Zentrum 
Barmens ein Ort, der die Lebendigkeit und gestal-
terische Kraft der Reformation im 20. Jahrhun-
dert unter schwierigsten politischen und gesell-
schaftlichen Bedingungen zum Leuchten brachte.

Im Mai 1934 kommen Vertreter aller 
evangelischen Kirchen in Deutsch-
land zur Barmer Bekenntnissynode 
zusammen. Über die Grenzen aller 
evangelischen Konfessionen hinweg 
widersetzen sich die 139 Delegierten, 
unter ihnen eine Frau, der Gleich-
schaltung der evangelischen Landes-
kirchen durch die nationalsozialis-
tische Diktatur. In der Konfrontation 
mit dem umfassenden Herrschaftsan-
spruch der Nationalsozialisten wird 
auf der Bekenntnissynode in der Ge-
marker Kirche ein eigenes Verständ-
nis von Kirchenleitung und Kirchen-
recht formuliert und in der Barmer 
Theologischen Erklärung niederge-
schrieben. In der Vielfalt ihrer refor-
mierten, lutherischen und unierten 
Herkunft finden die Synodalen ihre 
Orientierung letztlich in der refor-
matorischen Konzentration auf das 
Evangelium von Jesus Christus. Ihm 
allein und darin Gottes Zuspruch 
und Anspruch in allen Bereichen des 
Lebens wollen sie gehorchen. 

DIE FR AGEN HEUTE SIND 
DIE GLEICHEN
Der Stachel des reformatorischen 
Denkens, der sich im 16. Jahrhundert 
gegen eine römische Amtskirche und 
ihre Ordnung des menschlichen Le-
bens gerichtet hatte, aktualisiert sich 
1934 im Kontext auf den totalitären 
deutschen Staat.

Eine zutiefst theologische Erklärung, die in-
nerhalb der evangelischen Kirche Klarheit schaf-
fen soll, wird auf einmal politisch. Gerade darin 
liegt wohl bis heute die Kraft dieser Erklärung: 
Sie ist von Anfang bis Ende ganz bei der theo
logischen Sache und doch spürt man ihr in Bibel-
zitat, Thesen und Verwerfungssätzen an, dass sie 
von der Kraft des Wortes Gottes getragen in die 
konkrete zeitgeschichtliche Wirklichkeit hinein 
redet. 

Zwischen 1934 und 2014 sind 80 Jahre ver-
gangen, in denen die Welt und die Menschen 
sich verändert haben. Fremd kommen uns die 
alten Bilder vor, die alte Frakturschrift macht 
manch schweren Text für unsere Augen schlecht 
lesbar und doch werden wir mit den Menschen 
damals durch unsere gemeinsame Suche nach 
Orientierung zusammengehalten. Die großen 
Herausforderungen für das Handeln von Kirche 
und jeden einzelnen sind andere geworden, aber 
die Fragen bleiben damals wie heute die Glei-

chen: Wem vertraue ich? 
Wer bekommt Macht über 
mein Leben? Inwiefern ist 
die Gestalt und Ordnung 
der Kirche Ausdruck ih-
rer Verkündigung? Wo-
rin besteht der Auftrag 
der Kirche, wo liegen 
ihre Grenzen und wo 
muss sie sich abgren-
zen? 

NUR WER WEISS,  
WO ER STEHT, 
KANN  
WIDERSTEHEN
Im Ringen um Ant-
worten auf diese Fra-
gen heute kann die 
Barmer Theologische 
Erklärung ihre Kraft 
entfalten und heraus-
fordern. Denn nur 
wer weiß, wofür er 
steht, kann auch wi-
derstehen.

Im Juni 2014 wird am 
historischen Ort der Bekenntnissynode in der 
Gemarker Kirche in Barmen eine interaktive 
Ausstellung zur Barmer Theologischen Erklä-
rung eröffnet. Unter dem Arbeitstitel „Zwischen 
Widerstand und Anpassung“ wird die Erklä-
rung selber, ihre Wirkungsgeschichte und die 
orientierende Kraft ihrer Aussagen allgemein-
verständlich zugänglich gemacht werden. Der 
Blick auf die 1934 aktualisierte und fortgeführte 
reformatorische Bewegung soll dabei für ein 
tieferes Verständnis der Gegenwart sensibilisie-
ren und Besucherinnen und Besucher einladen, 
die eigene Haltung und das eigene Verhalten im 
Horizont der gegenwärtigen Herausforderungen 
zu reflektieren. 

Die Barmer Theologische Erklärung – ob als 
„Bekenntnis“ oder zeitgeschichtliches Dokument 
verstanden – zeigt, welche Rolle reformatorische 
Traditionen, der christliche Freiheitsbegriff, die 
Betonung der Eigenverantwortlichkeit und der 
Gewissensentscheidung jedes Einzelnen bei der 
Gestaltung einer demokratischen, friedlichen 
und sozialgerechten Gesellschaft spielen kann. 
Zugleich nimmt sie aber auch die Kirche im  
21. Jahrhundert in die Pflicht, Transformations
prozesse in Staat und Gesellschaft im Vertrauen 
darauf mitzugestalten, was als Abschlusswort 
unter die Barmer Theologische Erklärung ge-
setzt wurde: „Verbum dei manet in aeternum“ – 
„Gottes Wort bleibt in Ewigkeit“.

M A R TI N E N G E L S, 
Pfarrer in der  
Ev.-reformierten  
Gemeinde Ronsdorf, 
leitet das Projekt zur 
Barmer Theologischen 
Erklärung im Kirchen-
kreis Wuppertal.  

WIDER DIE  
GLEICHSCHALTUNG 
Die Barmer Erklärung war zutiefst theologisch –  
und gerade deshalb hochpolitisch  VO N M ARTI N E NG E LS

Eine G E D E N K TA F E L an 
der Außenwand der 
Gemarker Kirche in 
Wuppertal-Barmen. 
Hier verabschiedeten 
Vertreter evangelischer 
Kirchen am 31. Mai 
1934 die Barmer Theo
logische Erklärung.

Der Text der Barmer  
Theologischen Erklärung  
ist zu finden unter:  
www.ekd.de/glauben/ 
bekenntnisse/ 
barmer_theologische_ 
erklaerung.htmlFO
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 E s ist heute weithin üblich geworden, die 
Evangelische Kirche in der DDR pauschal 
eine „Kirche im Sozialismus“ zu nennen. 

Die DDR hat 40 Jahre lang existiert. Die ersten 20 
Jahre war von der „Kirche im Sozialismus“ keine 
Rede. Als aber diese Rede mit der Gründung des 
„Bundes des Evangelischen Kirchen in der DDR“ 
im Jahre 1969 aufkam, hat sie beileibe nicht wie 
eine unangefochtene Losung die Wirklichkeit 
der kirchlichen Institutionen, der Gemeinden 
und des Lebens der einzelnen Christinnen und 
Christen bestimmt. Es war im Gegenteil so, dass 
sie von Anfang an von kritischen Fragen aus allen 
Bereichen der kirchlichen Wirklichkeit umgeben 
war und in den 80er Jahren von diesen Fragen 
regelrecht zersetzt wurde. Nach dem Ende der 
DDR hat Bischof Albrecht Schönherr, der sich in 
der DDR-Zeit besonders für diese Formel einge-
setzt hat, in seiner Biographie bekannt, dass dies 
ein Fehler war. Es ging der Evangelischen Kirche 
um ihren Einsatz für die Menschen in der Gesell-
schaft, der von der Staatspartei der Sozialismus 
als Weltanschauung, Gesellschaftskonzept und 
Programm politischer Machtausübung verord-
net war. Es ging aber nicht darum, den christ-
lichen Glauben in dieser Weltanschauung zu 

beheimaten, das sozialistische Gesellschaftskon-
zept einfach hinzunehmen und zu allen Macht-
demonstrationen des sozialistischen Staates „Ja 
und Amen“ zu sagen.

RELIGION STARB NICHT EINFACH AB 
Es ist hier nicht der Ort, darzustellen, wie es zu 
dieser Formel gekommen ist. Das ist hinreichend 
aufgeklärt. Der grundsätzlich religionsfeind-
liche sozialistische Staat begann, je länger die 
DDR existierte, sich darauf einzustellen, dass die 
„Religion“ in Gestalt der Kirche nicht einfach 
„abstarb“, wie es die marxistisch-leninistische 
Theorie aufgrund einer sozialistischen Gesell-
schaftsgestaltung vorsah. Dieses „Absterben“ 
durch Druck auf die Glieder der Kirche zu be-
fördern, blieb ein Ziel sozialistischer Machtaus-
übung vom Anfang der DDR bis zu ihrem Ende. 
Das war auch erfolgreich. Die Christenheit in der 
DDR schrumpfte unter diesem Druck drastisch. 
Aber es blieb noch ein Viertel der Bevölkerung, 
das sich diesem Druck nicht fügte. Die Kirche 
blieb auch in dezimierter Gestalt eine im ganzen 
Land gegenwärtige Institution, die mit ihrem 
Parochialsystem ein nicht zu ignorierender 
gesellschaftlicher Großfaktor war. Im Geiste 

sozialistischer „Strategie und Taktik“, wie sie Le-
nin gelehrt hatte, haben die Ideologen des DDR-
Sozialismus darum versucht, durch Integration 
der Kirche „in den Sozialismus“ der als „klas-
senfeindlich“ eingestuften „Religion“ den Zahn 
zu ziehen. „Kirche im Sozialismus“ war in ihrer 
Vorstellung eine der sozialistischen Machtaus-
übung hörige Kirche, die sich der Kritik an der 
Weltanschauung der Staatspartei enthält und die 
„Errungenschaften“ des „real existierenden Sozi-
alismus“ im höheren Tone zu preisen weiß.

Heute wird gefragt, warum sich der „Bund 
der Evangelischen Kirchen in der DDR“ die For-
mel von der „Kirche im Sozialismus“, deren par-
teiamtliche Lesart ja bekannt war, mit der Ein-
schränkung „nicht neben, nicht gegen, sondern 
im Sozialismus“, zu eigen gemacht hat. Dabei 
wird man gerechterweise eine Bedingung würdi-
gen müssen, unter der die Kirchen und Gemein-
den in der DDR zu leben hatten. Nach mensch-
lichem Ermessen war entschieden, dass das von 
der gewaltigen Militärmacht der Sowjetunion 
gestützte System des DDR-Sozialismus auf unab-
sehbare Zeit existieren würde. Es blieb auch der 
Kirche nichts anderes übrig, als sich im Interesse 
des Lebens der Gemeindeglieder mit den Macht-

habern des Sozialismus und ihrer Propaganda 
ins Benehmen zu setzen. Jede Dorfgemeinde 
stand vor dieser Herausforderung. Dem Sozialis-
mus mit seiner sozialen Grundidee das Beste ab-
zugewinnen und zu unterstützen; was diese Idee 
in der Realität durchaus Gutes bewirken konnte, 
war deshalb ein ehrlich gemeintes Anliegen der 
Christenheit in der DDR, das auch in die vage 
Formel von der „Kirche im Sozialismus“ hinein 
schwang.

WEGBEREITER FÜR DIE WENDE  
Nicht zu vergessen ist auch, dass diese Formel 
eine gewisse Entkrampfung bei den allgegen-
wärtigen Funktionären der Staatspartei bewirkt 
hat. Sie hatten die Christinnen und Christen und 
all die Pfarrerinnen und Pfarrer, Katechetinnen 
und Katecheten, Diakoninnen und Diakonen per 
Anweisung des Politbüros nun nicht mehr bloß 
als „Speerspitze des Klassenfeindes“ zu betrach-
ten, sondern mussten sich angewöhnen, Glieder 
der Kirche als solche zu behandeln, die es mit 
dem „Sozialismus“ gut meinen – besser freilich 
sogar, als sie es selber im Sinne hatten. Aber ge-
rade hier lag der Hase im Pfeffer. Denn in einer 
christlichen Gemeinde und in einer kirchlichen 
Institution lässt sich der Geist nicht bändigen, 
der Gutes für uns Menschen nur zu schätzen 
weiß, wenn es auf dem Boden von Freiheit ge-
deiht. Gutes ohne Freiheit verstopft unser Sinnen 
und Trachten mit Korken von Ideologien und 
Zwangsvorstellungen, die uns Menschen nur als 
Marionetten irgendwelcher Machthaber auf der 
politischen und gesellschaftlichen Bühne sehen 
wollen. Mit den Gemeinden in der DDR, denen 
sich die Institution der Kirche verpflichtet wuss-
te, war diese Verstopfung des Geistes der Freiheit 
auf die Dauer nicht möglich. Sie sind deshalb 
zum Konzentrationsort der „Friedlichen Revolu-
tion“ von 1989 geworden.

Wer heute von der Kirche in der DDR als 
„Kirche im Sozialismus“ spricht, muss darum 
dazu sagen, wie diese Kirche in allen ihren Glie-
derungen dem „Sozialismus“ ausdauernd zu-
gesetzt hat. Dass dabei auch erbärmliches und 
beklagenswertes Versagen in Sachen Wahrheits-
liebe und Zivilcourage dazwischen gespukt hat, 
ist wohl wahr. Wir haben es nach 1989 sehr be-
schämt zu Kenntnis genommen. Im politischen 
Felde einer Kirche der Reformation gibt es ja 
überhaupt nicht allzu viel, auf das wir als Chri-
stenheit wirklich stolz sein können. Aber ein 
bisschen können wir uns ohne alle Selbstgerech-
tigkeit wohl zugutehalten, dass die „Kirche im 
Sozialismus“ dazu beigetragen hat, den Boden 
für ein Leben freier Menschen im Lande der Re-
formation zu bereiten.

P RO F. D. D R . 
WO LF K RÖ TK E
lehrte bis zu seiner 
Pensionierung 2004  
Systematische Theologie  
an der Humboldt- 
Universität zu Berlin. 

Die St. Marien- 
kirche und der  
Fernsehturm in  
Berlin Mitte,  
ehemals Ostberlin  

ZU NAH 
GERÜCKT? 

Die Evangelische Kirche in der  
DDR setzte dem Staat zu, aber  
machte auch Zugeständnisse.  

Ließ sie sich zu sehr vereinnahmen?   
 VO N WO LF KRÖTKE
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che von Konflikten. Über 40 Prozent der Deut-
schen haben sogar das Gefühl, dass das eigene 
Land durch fremde Kulturen bedroht wird. Be-
merkenswerterweise findet sich die Furcht vor 
dem Konfliktpotenzial religiöser Vielfalt sowie 
vor dem Verlust der eigenen kulturellen Funda-
mente bei religiösen Personen in gleichem Maße 
wie bei den weniger religiösen oder areligiösen 
Menschen. Das heißt, das Bedrohungsgefühl 
geht nicht einher mit einer Intensivierung des 
Glaubens oder der religiösen Praktiken. Auch die 
zweite These, das Theorem der religiösen Selbst-
behauptung, bei dem es sich immerhin um eines 
der best-etablierten Argumente in der religi-
onssoziologischen Diskussion handelt, lässt sich 
also für Deutschland empirisch nicht bestätigen. 
Doch das bedeutet wiederum nicht, dass die 
empfundenen Spannungen gegenüber anderen 
Religionen keine Auswirkungen auf das religiöse 
Feld hätten. Immerhin sehen etwa drei Viertel 
der Westdeutschen und sogar mehr als die Hälfte 
der Ostdeutschen im Christentum das Funda-
ment unserer Kultur, während das Bild von den 
nichtchristlichen Religionen in Deutschland sich 
immer mehr verschlechtert. Den Islam etwa hält 
die Mehrheit der Deutschen mittlerweile für eine 
bedrohliche Religion. Komplementär dazu ent-
wickelt sich das Image des Christentums zum 
Positiven. So negativ der Islam beurteilt wird, so 
positiv erstrahlt das Christentum. In dieser Kor-
relation kann man durchaus eine Art religiöser 
Selbstbehauptung und damit eine Unterstützung 
der zweiten These sehen. Allerdings wird man 
hier das Theorem insofern wieder relativieren 
müssen, als sich dieser Mechanismus auf der Ebe-
ne der Weltdeutungsmuster vollzieht, jedoch auf 
die religiöse Praxis kaum Auswirkungen zeigt. 

Wie sieht es nun mit der dritten These aus, dass 
die als Bedrohung empfundene Vielfalt zu einer 
stärkeren Einforderung säkularer Abgrenzung 
führt? Tatsächlich scheint eine klare Trennung 
zwischen Religion und Politik für viele Menschen 
das geeignete Mittel zu sein, die Grundwerte der 
eigenen Kultur gegen fremde Einflüsse zu ver-
teidigen. Rund drei Viertel der Deutschen sind 
gegen eine explizite Verankerung des Gottes
begriffs in der europäischen Verfassung. Ebenso 
wollen die Deutschen in ihrer großen Mehrheit 
keine Vermischung von Politik, Wissenschaft, 
Recht oder Wirtschaft mit religiösen Normen 
und Werten. 

Die Fakten über das deutsche Glaubensleben 
klingen für eine sich globalisierende Welt be-
denklich. In Deutschland werden Spannungen 
zwischen Religionen heutzutage als die entschei-
dende Ursache für Konflikte angesehen, bedeut-
samer als Spannungen zwischen verschiedenen 
Volksgruppen und das Machtstreben einzelner 
Länder und genauso bedeutsam wie der Streit 
über den Zugang zu unverzichtbaren Rohstoffen 
wie zum Beispiel Öl. Die Vorbehalte gegenüber 
anderen Religionen gehen so weit, dass nur ein 
knappes Drittel der Deutschen eine friedliche 
Koexistenz zwischen Christentum und Islam für 
möglich hält. Die anderen befürchten, es wer-
de immer wieder zu Konflikten kommen. Im-
merhin ist die große Mehrheit der Menschen in 
Deutschland keineswegs für eine Ausgrenzung 
des Islam aus der Gesellschaft. Drei Viertel der 
Bevölkerung etwa sprechen sich für die Durch-
führung eines Islam-Unterrichts an den öffent-
lichen Schulen aus. Toleranz gegenüber fremden 
Überzeugungen und Weltanschauungen gilt für 
die meisten trotz aller Skepsis als hoher Wert. 

 W ie reagieren die Deutschen auf die an-
wachsende religiöse Vielfalt? Sind sie 
neugierig und kreieren sie eine Patch-

workreligiosität, die sich aus allen Religionen 
„das Beste“ nimmt? Verhalten sie sich ablehnend 
gegenüber dem Fremden oder besinnen sie sich 
auf das Eigene? 

Die Expertenmeinungen über die Auswir-
kungen der neuen religiösen Pluralisierung in 
Deutschland lassen sich in drei Hypothesen fas-
sen. Die erste kann als „Individualisierungsthe-
se“ bezeichnet werden und geht davon aus, dass 
die neue kulturelle und religiöse Vielfalt von den 
Menschen als Bereicherung und Ergänzung der 
eigenen Religiosität wahrgenommen wird. Das 
moderne Individuum stellt sich demnach aus der 
zunehmenden Vielfalt religiöser Angebote seine 
eigene Religiosität zusammen. Die Gegenthese 
lautet, dass das Fremde nicht zur Horizonter-
weiterung genutzt, sondern als Bedrohung erlebt 
wird. Die Vertreter der These vom „cultural de-

fense“ postulieren, dass das Bedrohungsgefühl 
zu einer starken Abwehr führe und die eigene 
christliche Identität stärke. Doch die Begegnung 
mit dem Fremden könnte auch – das wäre die 
dritte These – dazu führen, dass man angesichts 
der als bedrohlich wahrgenommenen Vielfalt des 
Religiösen auf eine schärfere Trennung zwischen 
Religion und Politik sowie auf die Gewährlei-
stung der Prinzipien individueller Religionsfrei-
heit drängt. An die Stelle der religiösen Selbst
behauptung träte dann die säkulare Abgrenzung 
von aller Religion. 

Welche der drei hier aufgestellten Hypothesen 
kann die höchste Erklärungskraft für sich bean-
spruchen? Dafür soll ein Blick auf die aktuellen 
Umfragen geworfen werden, in denen repräsen-
tativ deutsche Bürgerinnen und Bürger befragt 
wurden.

Als Erstes springt ins Auge, dass die Individu-
alisierungs-These, so einleuchtend sie zunächst 
klingt und so vehement sie vielfach vertreten 
wird, kaum der Faktenlage entspricht. Die Mehr-
heit der Deutschen wünscht sich keine größere 
religiöse Vielfalt. Lediglich rund 20 Prozent der 
Deutschen greifen nach eigener Aussage in ihrem 
Glauben auf Lehren unterschiedlicher Religionen 
zurück. Und nur selten gehen „traditionelle“ 
christliche Praktiken mit „alternativen“ Formen 
von Religiosität Hand in Hand. Selbst dort, wo es 
zum Aufbau einer synkretistischen Religiosität 
kommt, besteht kein Interesse an einer Erweite-
rung der religiösen Optionen. 

Insgesamt ergibt sich für Deutschland nicht 
das Bild einer offenen Gesellschaft, die neugierig 
auf fremde Religionen schaut. Ganz im Gegen-
teil. Weit über zwei Drittel der Deutschen sehen 
in der wachsenden religiösen Vielfalt eine Ursa-

 Die Mehrheit der Deutschen hält den Islam für bedrohlich. Zu   einer intensiveren Praxis des Christentums führt das nicht.  
 Für die meisten lautet die Lösung: Keine Macht   für irgendeine Religion  VO N DETLE F PO LL ACK 

UMF RAGE

P RO F. D R . D E TLE F 
P O LL AC K  ist Religions-
soziologe und stell-
vertretender Sprecher 
des Exzellenzclusters 
„Religion und Politik“ 
an der Westfälischen 
Wilhelms-Universität 
Münster. 

„Ich glaube, dass unser  
Land durch fremde Kulturen/
Nationen bedroht ist“

Quelle: Wahrnehmung und Akzeptanz religiöser Vielfalt in ausgewählten Ländern Europas, Münster 2010

„Ich wünsche mir eine größere 
religiöse und kulturelle Vielfalt 
in meiner Umgebung“  

Anteil der Deutschen, die folgenden Aussagen „voll und ganz“ zustimmen
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„Ich greife für mich selbst auf 
Lehren verschiedener religiöser 
Traditionen zurück“  
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Entwicklung nutzen, um die notwendigen gesell-
schaftlichen Entwicklungsprozesse zu beschrei-
ben. Schon seit Ende der 1970er Jahre hat das Pro-
gramm des Weltkirchenrats für „Justice, Peace 
and Integrity of Creation“ (JPIC) friedensethische 
und ökologische Fragestellungen konsequent mit 
theologischen Debatten der „Faith and Order“-
Kommission verknüpft und damit in vielen Kir-
chen breite Wirkung entfalten können. Der Kon-
ziliare Prozess der deutschen Kirchen hat diesen 
Ansatz in den 1980er Jahren aufgenommen und 
dabei auch soziale und gesellschaftspolitische 
Fragestellungen wie Armut und Lebensschutz 
thematisiert. Angesichts der sich zuspitzenden 
Krisen werden diese Fragen heute 
unter dem Begriff „Transformati-
on“ wieder aufgenommen. Damit 
geht der Gedanke einher, nicht nur 
über einen neuen, ökologisch ger-
ahmten Wachstumsbegriff nach-
zudenken, sondern auch über eine 
neue „Wohlstandsvision“. Denn 
„wenn die gesamte Lebenswirklich-
keit dem Gewinnstreben unterwor-
fen wird, verkehrt sich der ökono-
mische Nutzen in einen Verlust an 
Lebenswert“. Der gesellschaftliche 
Wohlstand sinkt, das Gemeinwohl 
zerfällt, die Umweltzerstörung 
nimmt zu. „Ein ‚Weiter so‘ wäre 
fatal“, schrieb der damalige Rats-
vorsitzende Wolfgang Huber 2009 
in der Stellungnahme des Rates zur Finanzmarkt-
krise („Wie ein Riss in einer hohen Mauer“). 

Die Frage, welches Wachstum wir brauchen, 
ist wohl die entscheidende Zukunftsfrage der 
nächsten Jahre. Haben die Kirchen zu der an-
stehenden Debatte etwas beizutragen? Um die-
se Frage geht es in dem folgenden Beitrag des 
bayerischen Landesbischofs Heinrich Bedford-
Strohm und in dem Interview mit Fritz Erich 
Anhelm. Die beiden ordnen die Fragen von 
Transformation und Nachhaltigkeit in den Kon-
text aktueller Forschungen und Ereignisse ein 
und nehmen Stellung zur besonderen Verant-
wortung der Kirche in diesem Zusammenhang. 
Nach Auffassung beider geht es bei den genann-
ten Fragen um die zentralen Zusammenhänge, 
an denen sich das Verhältnis von Kirche und Po-
litik heute wie im Brennspiegel zeigt.

CO R N E LI A CO E N E N -
M A R X ist Oberkirchen-
rätin, Referentin für 
Sozial- und Gesell-
schaftspolitik sowie 
für die Verbindung von 
Kirche und Diakonie im 
Kirchenamt der EKD.

 Z urzeit erleben wir verschiedene Krisen, 
die sich gegenseitig bedingen und zuspit-
zen und nur scheinbar einander wider-

sprechen. 
Für die meisten Menschen steht derzeit die  

Finanzmarktkrise im Vordergrund. Die feh-
lende politische Regulierung und Kontrolle der 
Finanzmärkte und eine zu expansive Geldpolitik 
drohen Demokratie, Wirtschaft und Beschäfti-
gung in Europa zu destabilisieren. Ob an ihrem 
Beginn die Überschuldung von Staaten stand, 
oder ob die Finanzmarktkrise umgekehrt erst 
dazu führt, dass Staaten handlungsunfähig und 
Gesellschaften in Geiselhaft der Finanzmärkte 
genommen werden können, ist nach wie vor strit-
tig. In jedem Fall erleben wir im Kontext der Kri-
se in den südlichen Staaten Europas eine erschre-
ckend hohe Arbeitslosigkeit, insbesondere der 
jungen Generation. Und auch im Norden breiten 
sich unter dem Druck der „Märkte“ prekäre Be-
schäftigung und informelle Tätigkeit aus, und die 
Ungleichheiten zwischen Arm und Reich spitzen 
sich zu. Die Abhängigkeit der Sozialstaaten von 
der Erwerbsarbeit hat nicht nur in Deutschland 
zu Reformprozessen der sozialen Sicherungs
systeme geführt,  die immer mehr Menschen von 
einer gerechten Teilhabe an Bildung, Kultur und 
sozialer Sicherung ausschließen. 

Fast dahinter zurückgetreten ist die ökolo-
gische Krise, die sich in vermehrtem Raubbau 
und einer Überschreitung der ökologischen 
Tragfähigkeit der Erde, in einem sich beschleu-
nigenden Klimawandel, einer zunehmenden 
Knappheit nicht erneuerbarer Ressourcen, wach-
senden Konflikten um Rohstoffe und einem fort-
schreitenden Rückgang der Biodiversität zuspitzt 
– und gleichermaßen die Ernährungskrise, die 
durch die weltweite Spekulation mit Land und 
Nahrung noch verstärkt wird. Unsere gemein-
same Zukunft ist gefährdet. 

„Unsere gemeinsame Zukunft“ – das war  der 
programmatische Titel des Berichts der norwe-
gischen Ministerpräsidentin Bro Harlem Brundt-
land von 1987, der die Formel von der „nachhal-
tigen Entwicklung“ geprägt hat. Letztlich geht es 
darum, die Bedürfnisse der Gegenwart zu befrie-
digen, ohne zu riskieren, dass künftige Generati-
onen ihre eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen 
können. Die Kirchen gehörten zu den ersten 
Institutionen, die den Begriff der nachhaltigen 

WAS 
MACHT 
UNS 
WIRKLICH 
REICH?
Ungebremstes Wirtschafts
wachstum zerstört Natur und 
Mensch.   Unter dem Stichwort 
„Transformation“ diskutiert  
man auch in der Kirche, was  
stattdessen wachsen soll 
VO N CO RN E LIA CO E N E N-M AR X

TH E M A  
„TR A N S FO R M ATI O N“ 

AU C H I N D E N  
N AC H FO LG E N D E N  

A R TI K E LN:  

H E I N R I C H B E D FO R D -
STRO H M: Ich möchte 

woanders hin 
S. 94

„Verdrängen gilt nicht 
mehr“ Interview mit 

F R ITZ E R I C H A N H E L M , 
S. 97

F R I E D E M A N N  
M AG A A R D: Orangen-
saft? Nicht regional!  
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 W arum beschäftigen sich die Kirchen  
mit ökonomischen Fragen? Warum 
mischen sie sich in die von großer 

fachlicher Komplexität gekennzeichneten Dis-
kussionen um Energiewende, Umgang mit dem 
Klimawandel oder ökologische Umstellung von 
Produktionsvorgängen ein? Die Antwort ist 
ziemlich einfach und wenig überraschend: weil 
Christen die Welt als Schöpfung Gottes verste-
hen und sich aufgrund ihrer Gottesbeziehung 
für Gottes Schöpfung mitverantwortlich füh-
len. Wer die außermenschliche Natur als Schöp-
fung Gottes versteht, der kann sie nicht nur als 
Sache behandeln. Und wer jeden Menschen als 
Geschöpf Gottes sieht und ihm deswegen gleiche 
Rechte zubilligt, der sucht nach einem fairen Aus-
gleich der eigenen Lebensmöglichkeiten mit den 
Lebensmöglichkeiten zukünftiger Generationen.

Jeder Mensch sieht sich und die eigene Zeit 
als zentral. Das ist normal, weil die eigene Erfah-
rung in der Zeit einfach tiefer geht als die Lektü-
re von Geschichten aus vergangenen Zeiten oder 
von wissenschaftlichen  Abhandlungen über Ent-
wicklungen in der Zukunft. Und trotzdem geht 
der Blick des Glaubens über die eigene Existenz 
in der je eigenen Zeit hinaus. Der amerikanische 
Theologe Larry Rasmussen hat für diesen Blick 
in die Zeit die Metapher eines zehnbändigen 
Werkes mit jeweils 500 Seiten aufgegriffen, in das 

die Geschichte des Kosmos eingeschrieben ist: 
Selbst wenn wir die ersten zehn Milliarden Jahre 
der Entwicklung des Kosmos überspringen und 
den Beginn des Werkes bei den letzten fünf Mil-
liarden Jahren ansetzen, dann erzählt jede Seite 
die Geschichte von 1 Million Jahren. Zellulares 
Leben wird erstmals im Band 8 erwähnt. Der 
größte Teil dieses Bandes handelt von Pflanzen 
und später von Amphibien. Warmblüter tauchen 
auf S. 455 dieses Bandes auf. Erst auf S. 499 des 
letzten Bandes, also auf der vorletzten Seite des 
gesamten Werkes, erscheint der Mensch. Die 
letzten beiden Worte auf der allerletzten Seite 
erzählen schließlich die 6000 Jahre dauernde 
Geschichte menschlicher Zivilisation bis heute. 
Das Erstaunliche ist die letzte Silbe des letzten 
Wortes des letzten Bandes: Hier haben die Men-
schen, gegenüber dem Eingebettetsein in die Na-
tur von Anbeginn an, den Spieß umgedreht und 
einen Prozess begonnen, der zur fortgesetzten 
Beschädigung oder Zerstörung natürlichen Le-
bens führt.

Verschiedene wissenschaftliche Experti-
sen haben in den  letzten Jahren die Dringlich-
keit der Wahrnehmung dieser fortgesetzten 
Zerstörung unterstrichen, vom neuen Bericht 
des Club of Rome (2052. Der neue Bericht an 
den Club of Rome: Eine globale Prognose für 
die nächsten 40 Jahre) über das Gutachten des 

Eine neue Vision 
macht sich breit: 

Von einem Wohl-
stand, der andere 
nicht arm macht. 

Und bei dem  
es um Glück geht.  

Wer geht voran? 
VO N H E I N RICH  

B E DFO RD -STRO H M

ICH MÖCHTE  WOANDERS HIN 

Wissenschaftlichen Beirats der Bundesregierung 
Globale Umweltveränderungen (WBGU) von 
2011 mit dem Titel „Welt im Wandel. Gesell-
schaftsvertrag für eine Große Transformation“ 
bis hin zur entsprechenden Studie des World 
Wild Life Funds (Living Planet Report) sind sie 
übereinstimmend zu dem Ergebnis gekommen, 
dass es einer grundlegenden ökologischen Um
orientierung der Wirtschaft bedarf, wenn wir 
auch in Zukunft gut leben wollen. 

Neben notwendigen Veränderungen in Poli-
tik und Wirtschaft stehen wir auch als Einzelne 
vor der großen Aufgabe, neu zu definieren, was 
wir unter „Wohlstand“ verstehen wollen. Ist es 
Wohlstand, wenn wir uns die große Fernreise 
leisten können? Ist es Wohlstand, wenn wir neue 
Möbel kaufen, obwohl die alten eigentlich noch 
gut sind oder neue Kleider kaufen, obwohl der 
Kleiderschrank schon voll ist? Oder ist es viel 
mehr Wohlstand, wenn wir wieder Zeit haben 
füreinander, wenn wir am Wochenende nicht ar-
beiten müssen, sondern mit den Freunden einen 
Ausflug machen können? Das alles sind offene 
Fragen, die jeder und jede, je nach Vorlie-
ben, vielleicht auch unterschied-
lich beantworten wird. Und 
wir werden dabei an 
allen Ecken und 
Enden auf 

Spannungen und Widersprüche im eigenen Le-
ben stoßen, die nur schwer aufzulösen sind. Ist 
es richtig, interkulturellen Austausch zu pflegen, 
die ökumenische Gemeinschaft zu stärken und 
auf ökumenischen Konferenzen dann etwa auch 
einen weltweit koordinierten Beitrag der Kirchen 
zur Bekämpfung des Klimawandels in Gang zu 
setzen, wenn die damit verbundene Beziehungs-
pflege und Konferenzreisetätigkeit nur durch 
eine Fülle von Flugreisen möglich ist, die genau 
Teil des Problems sind? Die Möglichkeit, die 
CO2-Emission durch Kompensationszahlungen 
(etwa auf www.klimakollekte.de) auszugleichen, 
mildert den damit verbundenen inneren Wi-
derspruch, sie beseitigt ihn aber nicht. Die 
Widersprüche jedenfalls wahrzuneh-
men, könnte indessen schon der 
erste Schritt zum Anneh-
men der Heraus-
forderungen 
sein.
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Wir stehen vor der Aufgabe, den Wohlstand 
so neu zu definieren und die wirtschaftlichen  
Mechanismen so zu verändern, dass unser gutes 
Leben nicht länger auf der Zerstörung der Erde 
beruht. 

Der Rat der EKD und die Deutsche Bischofs-
konferenz haben in einer gemeinsam veröffent-
lichten Erklärung zu dem Gipfel Rio plus 20 im 
Juni 2012 festgestellt:

„Für uns Christen geht es bei Fragen von Um-
welt und Entwicklung immer zugleich um den 
Menschen als Gottes Ebenbild und um die Be-
wahrung der uns von Gott anvertrauten Schöp-
fung. Die ethischen Grundlagen des Leitbilds 
der nachhaltigen Entwicklung finden im Schöp-
fungsglauben sowie in der biblischen Vision der 
Gerechtigkeit eine tiefe Veran-
kerung. Die Deutsche Bischofs-
konferenz und der Rat der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland 
erwarten daher, dass auch die 
diesjährige Rio-Konferenz am 
Prinzip der Nachhaltigkeit anknüpft. Für eine 
zukunftsgerechte Gesellschaftsgestaltung müs-
sen ökonomische Prozesse sozial und ökologisch 
verträglich gestaltet werden.“

Man wird sagen müssen, dass der Rio-Gipfel 
in dieser Hinsicht die Erwartungen nicht erfüllt 
hat. Der entscheidende Grund dafür war die 
mangelnde Verknüpfung der ökologischen Fra-
gen mit den Forderungen sozialer Gerechtigkeit. 
Die armen Länder konnten den notwendigen 
hohen Umweltstandards für eine globalisierte 
Wirtschaft nicht zustimmen, weil sie mit ihren 
sich entwickelnden Wirtschaften an diesen Stan-
dards ohne weltweiten Ressourcenausgleich nur 
hätten scheitern können. Sie wären gegenüber 
den weit entwickelten Ländern mit ihren aus-
gereiften Umwelttechnologien wie Deutschland 
einmal mehr die Verlierer gewesen. Nur wenn es 
gelingt, die ärmeren Länder dazu in die Lage zu 
versetzen, bei einer globalisierten Wirtschaft mit 
hohen Umweltstandards mitzuhalten, wird die 
nächste Konferenz erfolgreicher sein.

Um eine Verständigung über Leitplanken des 
Umsteuerns in der Weltwirtschaft zu gewinnen, 
die sowohl die ökologische Herausforderungen 
annehmen als auch das Thema soziale Gerech-
tigkeit miteinbeziehen, trafen sich im Februar 
2013 Repräsentantinnen und Repräsentanten 
der EKD-Sozialkammer und der Kirchen in 
Südafrika sowie Ökonomen und Vertreter ande-
rer Professionen aus beiden Ländern – zu ihnen 
gehörte auch der deutsche „Wirtschaftsweise“ 
Prof. Dr. Peter Bofinger – zu einer Konsultati-
on in Stellenbosch/Südafrika. Der nach einer 
früheren Konsultation zur Globalisierung nun 

als „Zweiter Stellenbosch-Konsens“ bezeichnete 
Abschlusstext benennt das, was aus der Sicht der  
Kirchen trotz der völlig unterschiedlichen gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Kontexte und 
über die politischen Lager hinweg gemeinsam 
gesagt werden kann. „Jeder Mensch  auf dieser 
Erde“ – so heißt es da – „hat das gleiche Recht 
auf Teilhabe an dem weltweiten Reichtum natür-
licher Ressourcen. Das gegenwärtige Ausmaß an 
Ungleichheit und Ungerechtigkeit ist unverein-
bar mit diesem gleichen Recht. Dieses Recht setzt 
dem privaten Eigentum an natürlichen Ressour-
cen und dem Handel mit ihnen Grenzen.“ Das 
Dokument fordert eine grundlegende Transfor-
mation unserer globalen Wirtschaft hin zu einer 
kohlenstoffarmen Entwicklung und einem neu-

en ressourcenverbrauchsarmen 
Wohlstandsmodell. Da die Ko-
sten für unseren gegenwärtigen 
Lebensstil nicht einfach auf die 
Menschen in ärmeren Ländern 
oder auf zukünftige Genera-

tionen verschoben werden könnten, sei es die 
Verantwortung der Reichen, die Armen in jeder 
Hinsicht in dem notwendigen Transformations-
prozess zu unterstützen. Diejenigen, die Schaden 
an der Umwelt oder an anderen Menschen verur-
sachten, müssten auch die Kosten tragen.

Ausdrücklich wird den Kirchen die Aufgabe 
zugeschrieben, selbst mit gutem Beispiel voran-
zugehen: „Als Kirchen verpflichten wir uns durch 
konkretes Handeln wie der bewussten Verände-
rung unserer Konsummuster, unserem Umgang 
mit Mobilität oder dem Energieverbrauch in un-
seren Gebäuden zu dem notwendigen Wandel 
beizutragen. Durch Wort und Tat verpflichten 
wir uns zu einer Vision erfüllten Lebens, die ein 
Leben in Würde für alle Menschen und ein Ver-
hältnis zur Natur einschließt, das ihren Charak-
ter als Schöpfung Gottes widerspiegelt.“

In vielen Gliedkirchen der EKD hat der mit 
diesen Worten ins Auge gefasste Prozess längst 
begonnen. Umweltzertifizierungen breiten sich 
aus, ehrgeizige CO2-Einsparungsziele werden ge-
setzt und Klimakampagnen gestartet. Das ist der 
richtige Weg. Aber er muss gleichzeitig auf poli-
tische Veränderungen zielen. Wenn die Kirchen 
bei sich selbst anfangen, wird das Werben für 
ein grundlegendes Umsteuern auf der Ebene von 
Wirtschaft und Politik umso glaubwürdiger. Das 
Eintreten für eine sozial gerechte ökologische 
Umorientierung der Wirtschaft verdankt sich als 
Konsequenz des Bekenntnisses zu Gott als dem 
Schöpfer einem tiefen geistlichen Impuls. Und es 
lebt aus der Zuversicht, dass Gott diese Welt in 
seiner Hand hält und die Kraft zur Veränderung 
geben wird.

„GOTT HÄLT DIE 
WELT IN DER HAND, 

GIBT KR AFT ZUR 
VER ÄNDERUNG.“

P RO F. D R . H E I N R I C H 
B E D FO R D -STRO H M  
ist Landesbischof  
der Evangelisch- 
Lutherischen Kirche  
in Bayern.

CO RN E LIA CO E N E N-M AR X  sprach mit dem Politikwissen-
schaftler FRITZ E RICH AN H E L M  über die Notwendigkeit 
einer Zeitenwende, wie tiefgreifend diese sein könnte 
und welche Rolle die Kirchen dabei spielen 

Cornelia Coenen-Marx: Mit seiner 
Stellungnahme „Wie ein Riss in einer 
großen Mauer“ hat der Rat der EKD im 
Jahr 2009 eine politische Perspektive 
gewiesen: Es geht um die konsequente  
Entwicklung einer ökologisch-sozialen 
Marktwirtschaft. Vor welchen Heraus-
forderungen stehen wir heute auf die-
sem Weg?
Fritz Anhelm: Wer sich darüber ein 
halbwegs umfassendes Bild machen 
will, sollte ein paar grundlegende Ana-
lysen aus unterschiedlichen Kontexten 
im Zusammenhang lesen:  Das Haupt-
gutachten des Wissenschaftlichen Bei- 
rates der Bundesregierung Globale  
Umweltveränderungen (WBGU): 
„Gesellschaftsvertrag für eine Große 
Transformation“ (2011). Den Bericht 
der Ethik-Kommission der Bundes-
regierung Sichere Energieversorgung 
(Toepfer-Kommission) zum Gemein-
schaftswerk Energiewende (2011). Den 
Vorschlag für einen neuen sozial-öko-
logischen Indikatorensatz zur Ergän-
zung des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
durch die Enquete-Kommission des 
Bundestages Wachtum, Wohlstand, 
Lebensqualität (2013). Den nach In-
terpretationsquerelen gerade erschie-
nenen Armuts- und Reichtums-Bericht 
der Bundesregierung. Und die Zwi-
schenbilanz der Millenniumsziele der 
Vereinten Nationen zur Armutsbe-
kämpfung (2010).

Daraus ergibt sich ein gigantisches 
Anforderungsprofil für die Transfor-
mation, der sich die Weltgesellschaft 
gegenübersieht, global bis lokal. Klar 
ist: Vertrösten und Verdrängen gilt 
nicht mehr. Handeln ist das Gebot der 
Stunde.
Der Begriff „Große Transformation“ 
ist strittig. Geht es nicht lediglich um 

einen weiteren zeitgeschichtlichen Übergang, 
wie wir das seit 1969 oder 1989 erleben?
1969 markiert die Auseinandersetzung der Kriegs- 
mit der Nachkriegsgeneration zwischen Schuld 
und Pragmatismus, Vietnam und Wirtschafts-
wachstum, alten Autoritäten und neuen Lebens-
entwürfen. 1989 markiert das Ende der Bipola-
rität hoch gerüsteter Systeme, das Schleifen von 
Mauern aus Beton und Ideologien, aber auch den 
Beginn der ökonomischen Uniformierung der 
Weltgesellschaft nach westlichen Vorgaben. Sicher 
wirkt dies alles noch. Doch die „Große Transfor-
mation“ reicht tiefer und weiter. Im Kern geht 

„�VERDR ÄNGEN GILT 
NICHT MEHR“„Zweiter Stellenbosch- 

Konsens“, zu finden unter  
http://web.ev-akademie-
tutzing.de/cms/fileadmin/
content/Die%20Akademie/
Aktuelles/pdf/Der_Zweite_
Stellenbosch_Konsens_ 
Endfassung.pdf
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es um Alternativen zum rücksichtslosen fos-
silen Naturverbrauch und zu profitgetriebenen 
ökonomischen Konkurrenzsystemen, um die glo-
balen ökologischen und sozialen Kosten, die wir 
in der menschheitsgeschichtlich kurzen Zeit der 
Industriellen Revolution uns und den nachfol-
genden Generationen aufgebürdet haben. Diese 
Fehlentwicklungen stellen die Überlebensfähig-
keit des Planeten und derer, die auf ihm wohnen, 
in Frage. Und die, die am wenigsten dazu beige-
tragen haben, müssen als erste um ihr Leben lau-
fen. Schon seit 40 Jahren, seit  der 
Veröffentlichung des Club of Rome 
zu den „Grenzen des Wachstums“ 
wissen wir um das Problem. Die 
Zeit der Problembeschreibung ist 
nun vorbei. Dringlich ist die verant-
wortliche Umsetzung bereits entwi-
ckelter wirksamer Alternativen.
Inwiefern ist das eigentlich ein 
Thema für unsere Kirche? Können 
wir aus den Quellen der jüdisch-
christlichen Tradition und der Auf-
klärung einen spezifischen, einen theologischen 
Beitrag zu dieser Debatte leisten? 
Die Herausforderung ist ohne einen „Exodus“ aus 
den strukturellen Dynamiken unserer Lebens- 
und Konsumkultur nicht hinreichend zu beant-
worten. Es gilt, das praktische Verständnis von der 
Würde der Schöpfung Gottes und ihrer Geschöpfe 
neu zu gewinnen. Das ist in Ökonomie und Po-
litik und unserem Alltagsverhalten weitgehend 
verloren gegangen. Will man den „Neuen Gesell-
schaftsvertrag“ theologisch deuten, ist man auf die 
zeitgerechte Interpretation des Bundes zwischen 
Gott und den Menschen verwiesen. Beim Stich-
wort Aufklärung sehe ich eine Ambivalenz zwi-
schen dem, was sie als Menschen- und politische 
Partizipationsrechte geltend gemacht, und dem, 
was sie an mechanistisch-technisch-funktionaler 
Natur- und Weltbeherrschung provoziert hat. Für 
das protestantisch-reformatorische Prinzip der 
Weltverantwortung sind deshalb transformative 
Spiritualität und vernünftige Güterabwägung im 
Geist sozialer Rücksicht und ökologischer Voraus-
sicht die entscheidende Zeitansage.
Welche Rolle können dann die Kirchen in diesem 
Kontext spielen?
Kirchen in unserem Land mit ihren diakonisch-
sozialen Diensten sind große Arbeitgeber, große 
Grundbesitzer, Großkonsumenten und ver-
fügen über viel Anlagekapital und Gebäude
bestand. Wie sie in Zukunft damit umgehen, ist 
der Prüfauftrag für ihre eigene Transformation. 
Die sozial-ökologische Gestaltung von Tarif- 
und Pachtverträgen, des Beschaffungswesens 
und der Energieversorgung, die verantwortlich-

innovative Handhabung von Geldanlagen, die 
effiziente Gebäudesanierung und Bereitstellung 
von Dächern und Land für erneuerbare Energie-
träger, die Beteiligung und Förderung des Enga-
gements von Haupt- und Ehrenamtlichen z.B. bei 
Genossenschaftsgründungen – all das entschei-
det darüber, ob unsere Kirchen der Zeitansage 
gerecht werden. „Ecclesia semper reformanda“ 
darf vor der sichtbaren Gestalt der Kirche nicht 
haltmachen. Ein Gesamtplan kirchlichen Han-
delns, der die ökonomischen, sozialen und öko-

logischen Aspekte der Transfor-
mation aufeinander bezieht, tut 
not. Damit könnten die Kirchen 
gesellschaftlich einen deutlichen 
Impuls setzen, der ihre Glaubwür-
digkeit erhöht und aus der Agonie 
verbreiteter Rückbaumentalitäten 
befreit. Der „Konziliare Prozess 
für Gerechtigkeit, Frieden und Be-
wahrung der Schöpfung“ tritt in 
seine Konkretisierungsphase. Was 
bedeuten Begriffe wie Ökonomie 

für das Leben, solidarische oder Ökonomie des 
Genug, gerechter Friede und Klimagerechtigkeit 
praktisch? So wie es aussieht, wird die Vollver-
sammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen 
im Herbst 2013 in Busan (Südkorea) ihre Mit-
gliedskirchen zu einem siebenjährigen Pilger-
weg genau zu diesen Themen aufrufen. Es sind 
sieben Jahre, die uns bleiben, um das Wachstum 
des CO2-Ausstoßes fossil befeuerten Energie-
verbrauchs umzukehren. Anders ist das Ziel der 
Begrenzung der Erderwärmung auf 2 Grad nicht 
zu halten. Danach versagen die Rechnungen der 
Experten.
Viele halten es für notwendig, dass sich die Kir-
chen auf diesem Weg in zivilgesellschaftliche 
Bündnisse begeben. Aber birgt das nicht auch 
neue Probleme? 
Was soll daran problematisch sein? Vielleicht 
ist es manchmal anstrengend. Aber ohne die 
öffentlich wahrnehmbare Koalition der großen 
zivilgesellschaftlichen Akteure wird sich we-
nig bewegen. Vom Transformationskongress 
im Juni 2012, der Gewerkschaften, Kirchen und 
Umweltverbände zusammenführte, gingen trotz 
mancher innerer Differenzen deutliche Impulse 
aus. Klimabündnisse von lokal bis global erhö-
hen den Druck auf politische Entscheidungen. 
Das alles muss weiter ausgebaut werden. Es ist zu 
hoffen, dass der Beschluss der EKD-Synode vom 
November 2012 zur „Beteiligung an der gesell-
schaftlichen Transformation – nachhaltig han-
deln – Wirtschaft neu gestalten – Demokratie 
stärken“ in eben diese Richtung wirkt.
Die Fragen stellte Cornelia Coenen-Marx.

D R . F R ITZ E R I C H  
A N H E L M war bis 2010 
Direktor der Evange
lischen Akademie 
Loccum.

„
KIRCHEN SIND 
ARBEITGEBER, 

GRUNDBESITZER, 
GROSSKONSU-

MENTEN.  
WIE MACHEN 

SIE’S? 

“
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Irgendjemand hatte Frau T. gesagt: Dann geh 
halt zur Kirche. Da saß sie nun. Und ihr gegen-
über ich als Vertreter der Kirchengemeinde. 
Sie schaute mehr auf ihre Hände als mir in die 
Augen. Was sie zu erzählen hatte, erzählt sich 
nicht so leicht. Tschetschenien. Ihr Mann hatte 
sich mit den falschen Leuten eingelassen. Er-
schossen. Ihre Wohnung wurde zum Frontge-
biet, ihre Familie immer wieder zum Ziel von 
Überfällen. Und sie als junge Frau? Ihr Blick 
bleibt auf ihre Hände gerichtet. Schweigen.

Tage darauf hatte der Kirchenvorstand über 
das mögliche Kirchenasyl für Frau T. zu ent-
scheiden. Aber darf man ihrer Geschichte 
Glauben schenken? Wie gelang ihr die Flucht 
mit drei Kindern? Ist ihre Angst vor einer 
Verfolgung durch den tschetschenischen 
Geheimdienst bis nach Deutschland nicht ab-
surd? Ist sie deshalb nicht in Polen geblieben, 
wo sie nach EU-Recht hätte bleiben müssen 
und wohin ihr die Abschiebung jetzt droht? 
Und überhaupt: Dürfen wir entgegen dem 

geltenden Asylrecht ein Recht auf Kirchen
asyl beanspruchen?
Die Entscheidung für eine Aufnahme von 
Frau T. in unseren kirchlichen Räumen fiel 
mit Gegenstimmen. Ein Einzug in die kirch-
liche Obhut blieb dann jedoch aus. Die Ab-
schiebung konnte im letzten Moment ab-
gewendet werden. Noch heute treffe ich sie 
manchmal in der Stadt. Ihr Blick ist immer 
noch auf ihre Hände gerichtet.
� VO N J Ü RG E N S C H I LLI N G 

FR AU T. AUS T.

ALLTAGSGESCHICHTE N⁰5
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 I n ein Bildungshaus kommen sie alle: die 
Frommen und die Frechen, Funktionäre und 
Futuristen, Fußvolk und Avantgarde. Dazu 

Gewerkschafter, Umweltfreundinnen, Unter-
nehmerinnen, Journalisten: alle kommen, um zu 
vernetzen, um zu lernen – und dabei befragen sie 
die Bildungshäuser nach der Stimmigkeit von In-
halt und eigener performance. 

In dem nördlichsten kirchlichen Bildungs-
haus Deutschlands, kurz vor Dänemark zwi-
schen Emil Nolde, Wattenmeer und Windparks 
gelegen, im Christian Jensen Kolleg in Breklum 
lautet die Gretchenfrage dieser Tage: „Wie hältst 
Du es mit der Transformation?“ Konkret: wenn 
etwa die landeskirchliche Klimakampagne in 
unserem Haus eröffnet wird, fragen Podiums
gäste schon mal nach den Leuchtmitteln im Saal. 
Allseitiges Aufatmen, wenn ein nachhaltiges 
Energiekonzept vorliegt … Wenn die Elektro-
fahrräder, die in Seminarstärke auszuleihen sind, 
mit regenerativem Strom aufgeladen werden und 
wenn Veranstaltungen in Abstimmung mit den 
Fahrplänen des ÖPNV getaktet werden. 

Es muss doch Orte geben, in denen wir zei-
gen: es geht! Worte und Taten kommen nahe 
zusammen, immer als Kompromiss im Alltäg-
lichen, wie sonst?, aber in kontinuierlicher Re-
flexion über das, was die stimmige Entsprechung 
zwischen politischem Anspruch und praktischer 

Umsetzung erhöht. Orte, die den auffordernden 
Appell des Transformationsgedankens „Du 
musst dich ändern“ verbinden mit dem das In-
trinsische befördernden Zuspruch „Du kannst 
dich verändern, es geht!“ 

NACH DOKU-FILM ÜBER PLASTIK: 
KEINE PET-FLASCHEN MEHR    
Als „Bildungszentrum für Nachhaltige Entwick-
lung“ im Rahmen der UN-Dekade für Nach-
haltige Entwicklung 2009 zertifiziert, denken 
wir im Christian Jensen Kolleg die Bildungsin-
halte zu Themen der Transformation eng mit 
der operativen Ausgestaltung des Bildungsortes 
zusammen – nicht zuletzt dank der kritisch-
solidarischen Begleitung einer aufgeweckten 
Gästeschar. Wenn wir schon Kaltgetränke aus 
der Region anböten, warum wir im Sortiment 
den Orangensaft der Schleswig-Holsteinischen 
Süßmosterei im Angebot hätten, fragte mich 
letztens eine externe Referentin. Sie hätte in 
unseren Breiten noch keine Orangenplantagen 
gesehen. Nun stehen neben dem Mineralwasser 
aus Husum, dem Bier aus Flensburg, dem regio-
nalen Apfelsaft nur Johannisbeer-Säfte. Das Pa-
ket stimmt jetzt. Nur das Weißbier kommt weit-
gereist aus Bayern: da kann man nichts machen. 
Das gute Leben kommt auch in Nordfriesland 
ohne Kompromisse nicht aus … 

OR ANGENSAFT? 
NICHT REGIONAL! 
Die Besucher im norddeutschen Christian Jensen Kolleg passen 
auf. Gut so, findet Leiter FRI E DE M AN N M AGA ARD. Schließlich ist  
ein „Bildungszentrum für nachhaltige Entwicklung“ in der Pflicht, 
seinen politischen Anspruch auch selbst umzusetzen

TR A N S FO R M ATO R I S C H 
KO R R E K T: Die ausleih-

baren Elektroräder werden 
mit regenerativem Strom 

aufgeladen, das Leucht-
kreuz ist in ein nach

haltiges Energiekonzept 
eingebunden, im Speise-

raum kann man vegan 
essen, die Lebensmittel 

kommen aus der Region.
„Stress, lass nach“ – bei 

soviel Korrektheit sicher 
kein schlechter Spruch... 
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reichlich evangelisch

 Sie haben eine  

 gute Idee –  

 und wissen nicht,  

 wohin damit? 

 Sie können  

 von einem starken  

 Projekt erzählen  

 oder wüssten gern  

 von anderen? 

 Sie haben Lust,  

 gemeinsam an  

 einem „Lexikon  

 kirchlichen  

 Erfahrungswissens“  

 zu schreiben? 

Hier sind Sie richtig!

www.geistreich.de/fokuspolitik 


